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BEGRUNDUNG

1 Allgemeines
1.1 Planungsanlass und Planungserfordernis

Das Planungserfordernis ergibt sich aus dem stadtebaulichen Konflikt, den die brachliegenden
Flachen in zentraler Lage zwischen Bahnhof und Innenstadt darstellen und dem sich aus der de-
mographischen Entwicklung ergebenden Bedarf an zentral gelegenen Wohnungen in kleineren
attraktiven Mehrfamilienhdausern einschliel3lich altengerechter Wohnungen mit angegliederten
Dienstleistungen (betreutes Wohnen).

Der stadtebauliche Planungsbedarf ergibt sich auch aus der Lage im formlich festgelegten Sanie-
rungsgebiet der Kernstadt.

1.2 Ziel und Zweck des Bebauungsplans

Ziel des Bebauungsplans ist die Revitalisierung und Nachverdichtung von seit mehreren Jahren
brachgefallenen und tberwiegend ungenutzten Flachen in zentraler Ortslage. Der im westlichen
Teilbereich des Plangebiets auf stadtischem Grund befindliche Géartnereibetrieb wird ebenfalls mit-
telfristig aufgegeben.

Das zur Ableitung von Sturzfluten geplante Umgehungsgerinne des Suenbachs fuhrt durch das
Plangebiet und wird in den Bebauungsplan integriert. Fir den geplanten Entlastungsgraben wird
zurzeit ein wasserrechtliches Verfahren nach WHG durchgefiihrt. Das Ergebnis der Planfeststel-
lung soll als nachrichtliche Ubernahme in den Bebauungsplan aufgenommen werden.

Mit der geplanten Revitalisierung und Nachverdichtung soll die bereits bestehende Infrastruktur
effektiver genutzt werden und die Inanspruchnahme von Auf3enbereichsflachen durch Bauvorha-
ben gemindert werden. Der Bebauungsplan soll als MalRnahme der Innenentwicklung gemaf §
13a BauGB durchgefuhrt werden. Die Voraussetzungen nach 8§ 13 a BauGB werden erfullt, weil

- durch den Bebauungsplan nicht die Zulassigkeit von Vorhaben begriindet wird, die einer
Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung unterliegen
es keine Anhaltspunkte fir eine Beeintrachtigung der in 8 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b ge-
nannten Schutzguter gibt (Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete
i.S. des Bundesnaturschutzgesetzes)

- die zulassige Grundflache im Sinne des 8§ 19 Abs. 2 BauNVO weniger als 20 000 Quadrat-
meter betragt

1.3 Lage und Gr6RRe des Plangebiets, Eigentumsverhaltnisse, vorhandene Nutzungen

Das Planungsgebiet liegt innerhalb des gewachsenen zentralen Siedlungsgefuges der Stadt llsen-
burg zwischen dem Bahnhof im Nordosten und der Innenstadt im Stden. Der Planbereich grenzt
im Siddwesten an die wohnlich und gewerblich genutzten Grundstiicke der Faktoreistral3e (L 85
OD llsenburg), im Nordwesten und Norden an wohnlich genutzte Grundstiicke der Friedens- und
der TeichstralRe, im Nordosten/Osten an den Kitzsteinteich und im Sitdosten an den FuRweg Tan-
nengang.

Das Plangebiet liegt im Hohenbereich von ca. 241 GNN im Norden bis ca. 245 4NN im Suden.

Der Uberwiegende Teil des Plangebiets befindet sich im stadtischen Eigentum (Flurstiicke 189/1,
190/1, 191/3, 197/2, 3011/191, 3077/193, 3079/227, 3080/227, 3217, 3485, 3498).

Der sudostliche Teilbereich befindet sich mit Ausnahme des Flurstiicks 3011/191 im Privateigen-
tum (Flursticke 191/5, 191/8, 191/9, 3007/193, 3009/193 und 3010/193). Der Geltungsbereich
umfasst eine Flache von ca. 2,3 ha.

Der grof3te Teil des Plangeltungsbereichs liegt seit mehreren Jahren brach. Das ehemalige Heiz-
werk im nordlichen Teilbereich wurde schon vor mehreren Jahren zurlickgebaut. Die ehemalige
FDGB-Ferienhaussiedlung ist seit vielen Jahren ungenutzt und in einen abgéngigen Zustand ver-
fallen.

Der sudwestliche Teilbereich der stadtischen Flache ist zeitlich befristet an einen Gartnereibetrieb
verpachtet, der hier Gewéchshauser, Freilandanbau und ein Verkaufsgebdude unterhalt. Im sudli-
chen Bereich des Flursticks 3010/193 wurde 2012 eine Bauvoranfrage fiir ein Einfamilienhaus
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gestellt. Der nordliche Bereich des Flurstiicks ist Hausgarten mit Obstbaumbestand und angeleg-
tem Teich.

Im sudlichen Teilbereich wird der Westrand des Hotelgrundsticks ,Alt llsenburger Hof* von der
geplanten ErschlielBungsstral3e betroffen. Das Gelande der Freizeitgarten am siddstlichen Rand
des Plangeltungsbereichs ist im Eigentum der lisenburger Wohnungsgesellschaft mbH. Die Garten
sind an die Mieter der Faktoreistrale 4d und 4e verpachtet.

2 Planungsrechtliche Vorgaben
2.1 Vorgaben der Raumordnung

Landesentwicklungsplan (LEP-LSA)

Fur den Bereich des Bebauungsplanes sind die Belange der Raumordnung auf der Ebene der
Landesplanung im Landesentwicklungsplan Sachsen-Anhalt (LEP-LSA) gesetzlich geregelt. Die
Verordnung uber den Landesentwicklungsplan 2010 des Landes Sachsen-Anhalt gilt seit dem
16.02.2011, in Kraft getreten am 11.03.2011.

Aus dem LEP-LSA ergibt sich die Lage des Plangebietes im landlichen Raum auf3erhalb der Ver-
dichtungsraume, aber mit relativ guinstigen wirtschaftlichen Entwicklungspotentialen, innerhalb
landlicher R&ume mit relativ glinstigen Produktionsbedingungen fir die Landwirtschaft und mit
relativ giinstigen Potentialen im Tourismus.

Die Entwicklung landlicher Raume aufRerhalb der Verdichtungsraume, aber mit relativ ginstigen
wirtschaftlichen Entwicklungspotentialen, muss sich an den jeweiligen Bedingungen und der be-
sonderen Art ihres wirtschaftlichen Wachstums orientieren. Insbesondere kommt es darauf an, die
Faktoren fur die Schaffung regionaler ,innovativer Milieus“ positiv zu beeinflussen.

Zielsetzung fur die landlichen Raume mit guinstigen Produktionsbedingungen fir die Landwirtschaft
und/oder Potentialen im Tourismus ist es, diese Standorte zu sichern und dafiir Sorge zu tragen,
dass die Intensitat beider Nutzungsformen nicht zu negativen Folgen fihrt.

Das Plangebiet liegt gem. LEP-LSA im Vorbehaltsgebiet fir Tourismus und Erholung ,Harz und
Harzvorlander”, in dem den Belangen des Tourismus bei der Abwagung mit entgegenstehenden
Belangen ein besonderes Gewicht beizumessen ist.

Das Plangebiet befindet sich im Vorbehaltsgebiet fiir den Aufbau eines dkologischen Verbundsys-
tems ,Harz", in dem den Belangen von Naturschutz und Landschaftspflege sowie einer naturnahen
Waldbewirtschaftung bei der Abwéagung mit entgegenstehenden Belangen ein erhdhtes Gewicht
beizumessen ist.

Die obere Landesplanungsbehdrde fihrt zur Sicherung der Erfordernisse der Landesplanung ge-
mal 8§ 14 Abs. 1 LPIG ein Raumordnungskataster als aktuelles und raumbezogenes Informations-
system, welches erganzend zu raumbedeutsamen Planungen und MafRnahmen auch durch Fach-
gesetze festgelegte Schutzgebiete enthalt. Aus dem Raumordnungskataster ergeben sich,
bezogen auf das Plangebiet, folgende Hinweise:

e Naturpark Harz
Erteilung einer Erlaubnis von bergfreien Bodenschatzen im Feld ,Ostharz“ Rohstoff: Spat,
Kupfer, Blei, Zink

o Angrenzend: Umverlegung des Europa-Radweges R 1

e Bauleitplanung der Gemeinde

Regionalplanung (REP Harz)

Der regionale Entwicklungsplan fur die Planungsregion Harz (REPHarz) ist mit 6ffentlicher Be-
kanntmachung vom 23.05.2009 in Kraft getreten. Die danach erfolgte 1. und 2. Anderung des
REPHarz, in Kraft getreten durch Genehmigung vom 08.04.10 und 6ffentlicher Bekanntmachung
vom 22.05./29.05.10, betreffen ebenfalls den Vorhabensbereich.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird von folgenden Zielen und Grundsétzen der Regi-
onalplanung beruhrt:

llsenburg ist als Grundzentrum zu entwickeln. In den zentralen Orten soll u.a. die Entwicklung des
Wohnungsbaus schwerpunktmaRig im Sinne eines Versorgungskernes erfolgen. Die Nachverdich-
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tung im Innenstadtbereich wird aus Sicht der Raumordnung begruf3t. Somit kdnnen Freiflachen,
insbesondere auch im AufRenbereich von Stadten, belassen werden, um eine weitere Zersiedlung
der Landschaft zu vermeiden.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird von folgenden Zielen und Grundsétzen der Regi-
onalplanung berihrt:

¢ Allgemeine Grundséatze der Raumordnung, Pkt. 3, G 2-1, G 5-1, G 10-1, G 10-2, G 15,

o Zentral6rtliche Gliederung, Grundzentrum lisenburg, Pkt. 4.2., 21, Z11 und Z 17,

¢ Vorrangstandort fir Industrie und Gewerbe llsenburg, Pkt. 4.4.1., Z 2,

¢ Vorbehaltsgebiet fir Tourismus und Erholung ,Harz und Harzvorlander, Pkt. 4.5.6.,Z 1,

¢ Uberregional bedeutsamer Rad- und Wanderweg R 1 und E 11, Pkt. 4.8.4., Z5 und Z 6,

o Weitere einzelfachliche Grundsatze: Pkt. 5.1., 5.2. und 5.3.

G 2-1: ...Die Siedlungstatigkeit ist rAumlich zu konzentrieren und auf ein System leistungs- fa-
higer zentraler Orte auszurichten.
G 5-1: ... Die zentralen Orte der landlichen Raume sind als Trager der teilrAumlichen Entwick-

lung zu unterstitzen.

G 10-1: Dem Wohnbedarf der Bevdlkerung ist Rechnung zu tragen. Die Eigenentwicklung der
Gemeinden bei der Wohnraumversorgung ihrer Bevolkerung ist zu gewahrleisten. Bei der
Festlegung von Gebieten, in denen Arbeitsplatze geschaffen werden sollen, ist der da-
durch voraussichtlich ausgeldste Wohnbedarf zu berticksichtigen...

G 10-2: Bei der weiteren Siedlungsentwicklung haben die stadtebauliche Innenentwicklung, Woh-
nungsmodernisierung, stadtebauliche Erneuerung und Verbesserung des Wohnumfeldes
Vorrang vor der Neuausweisung von Flachen im Aul3enbereich.

G 15:  Bei der weiteren Entwicklung der Siedlungs- und Infrastruktur ist die absehbare Bevdlke-
rungsentwicklung der Planungsregion zu bertcksichtigen.

e Aus dem REP Harz ergibt sich die Lage des Plangebietes im landlichen Raum aul3erhalb der

Verdichtungsrdume, aber mit relativ guinstigen wirtschaftlichen Entwicklungspotenzialen, relativ
gunstigen Produktionsbedingungen fir die Landwirtschaft und mit relativ glinstigen Potenzialen
fur den Tourismus.
Die Entwicklung landlicher RAume aul3erhalb der Verdichtungsrdume, aber mit relativ glinstigen
wirtschaftlichen Entwicklungspotenzialen muss sich an den jeweiligen Bedingungen und der be-
sonderen Art ihres wirtschaftlichen Wachstums orientieren. Insbesondere kommt es darauf an,
die Faktoren fur die Schaffung regionaler ,innovativer Milieus” positiv zu beeinflussen. Zielstel-
lung fir die landlichen Raume mit glnstigen Produktionsbedingungen fir die Landwirtschaft
und/oder Potentialen im Tourismus ist, diese Standorte zu sichern und dafiir Sorge zu tragen,
dass die Intensitét beider Nutzungsformen nicht zu negativen Folgen fuhrt.

e Gem. dem REP Harz ist die Stadt llsenburg Grundzentrum. Grundzentren sind als Standorte
zur Konzentration von Einrichtungen der Uberértlichen Grundversorgung mit Gitern und Dienst-
leistungen sowie der gewerblichen Wirtschaft zu sichern und zu entwickeln.

e Vorrangstandort fur Industrie und Gewerbe
lIsenburg wird im REPHarz als Vorrangstandort fur Industrie und Gewerbe in zentralen Orten
benannt. Aus Sicht der Stadt llsenburg ergibt sich die Nachfrage nach zentrumsnahen Wohn-
grundstiicken als Folge einer erfolgreichen Industrie- und Gewerbeansiedlung.

e Vorrangstandort fir Kultur- und Denkmalpflege mit Schloss- und Klosterkomplexes und der
Furst-Stolberg-Hutte

¢ Vorbehaltsgebiet fur Tourismus und Erholung ,,Harz und Harzvorlander” .
Das grof¥flachig im Harz und Vorharzbereich ausgewiesene Vorbehaltsgebiet fiir Tourismus und
Erholung erstreckt sich auch Uber die vorliegende Planflache. In dem ausgewiesenen Vorbe-
haltsgebiet fir Tourismus und Erholung ist den Belangen des Tourismus bei der Abwégung mit
entgegenstehenden Belangen ein besonderes Gewicht beizumessen.
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e Uberregional bedeutsamer Rad- und Wanderweg
Unmittelbar nordlich des Vorhabengebietes verlaufen der E 11 (Bad Harzburg)-llsenburg-Thale-
Ballenstedt(-Wippra) und der R 1. Die vorliegende Bebauungsplanung hat hierauf keine Auswir-
kungen.

e Kultur- und Denkmalpflege
lIsenburg mit Schloss- und Klosterkomplex und Furst-Stolberg-Hutte ist als Vorrangstandort
fur Kultur- und Denkmalpflege festgelegt.

e Weitere einzelfachliche Grundséatze
Hier sind insbesondere in der Bauphase die Punkte 5.1 (Natur- und Landschaftsschutz), 5.2
(Bodenschutz) und 5.3 (Gewéasserschutz) zu bertcksichtigen.

2.2 Flachennutzungsplan

Der mit Bekanntmachung der Genehmigung ab 31.07.2002 wirksame Flachennutzungsplan der
Stadt llsenburg enthélt folgende das Plangebiet betreffende Darstellungen:

Der mittlere und nérdliche Teilbereich des Plangebietes ist als Allgemeines Wohngebiet (WA) dar-
gestellt. Am Sidrand ist ein ca. 60 — 70 m breiter Bereich an der Faktoreistral3e als Mischgebiet
(MI) gekennzeichnet. An diese Baugebiete angrenzend ist im norddstlichen Teilgebiet eine grél3ere
Grunflache/Parkanlage um den Kitzsteinteich ausgewiesen.

Die Aufstellung des Flachennutzungsplans-neu fir das Gebiet der Einheitsgemeinde befindet sich
zurzeit im Verfahren. Nach dem aktuellen Planentwurf bleiben die Planungsziele hinsichtlich des
Geltungsbereichs des Bebauungsplans unverandert.

Bedarfsbegriindung fiir neue Wohnbauflachen

Nach der Bedarfsanalyse vom 30.01.2017 fur Wohnbauflachen des Flachennutzungsplans-neu
sind in llsenburg keine nennenswerten Leerstdnde vorhanden und entsprechend den dem Fla-
chennutzungsplan-neu zugrundeliegenden Entwicklungsfaktoren (u.a. Attraktivitat als Wohnort,
positive Entwicklung der Arbeitsmarktlage, positive Entwicklung des touristischen Sektors, hohe
Beschaftigungsquote der Bevolkerung, Anstieg der Wohnflache/Einwohner, nur vereinzelte Baulu-
cken, positive Bevolkerungsentwicklung in den letzten Jahren) und den Entwicklungszielen Ansied-
lung der Einpendler und zukunftige Konzentration der Siedlungsentwicklung auf das Grundzentrum
llsenburg geméal dem raumordnerischen Ziel wird bis 2031 ein Bruttobaulandbedarf von 21 bis 30
ha ermittelt.

Die zur Bebauung vorgesehenen Teilbereiche des Bebauungsplangebiets entsprechen der poten-
ziellen Wohnbauflache Nr. 1Is.8 zur Bedarfsdeckung des ermittelten Bruttobaulandbedarfs im OT
llsenburg.

2.3 Formlich festgelegtes Sanierungsgebiet, Sanierungsrahmenplan

Die Stadt llsenburg hat am 05.06.1996 gem. §142 (1) BauGB durch Beschluss das Sanierungsge-
biet ,Kernstadt* festgelegt. Die Sanierungssatzung wurde am 28.04,1997 durch das Regierungs-
prasidium Magdeburg genehmigt und ist am 03.07.1997 in Kraft getreten.

Der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt mit Ausnahme einer kleinen Teilflache
an der TeichstralRe vollstandig im nordwestlichen Teil des Sanierungsgebietes. Fur die betroffenen
Grundsticke gelten die Regelungen des besonderen Stadtebaurechts (88 136 — 146 b BauGB).
Die Stadt llsenburg hat im Planbereich bereits OrdnungsmalRnahmen nach § 147 BauGB durchge-
fuhrt. Hierzu z&hlen insbesondere der Erwerb und die Freilegung von Grundstiicken.

Als koordiniertes Konzept fur die Durchfiihrung der Sanierung hat die Stadt einen Sanierungsrah-
menplan (stéadtebaulicher Rahmenplan) aufgestellt. Darin wird fir den westlichen Teilbereich des
Bebauungsplanes die Entwicklung eines Wohngebiets (Handwerk und Dienstleistungen in Aus-
nahmefallen) vorgesehen. Der gesamte mittlere Teilbereich und ein Bereich siidlich des Kitzstein-
teiches sind als Grunflache fir Biotopentwicklung und Freiflachennutzung mit Grinordnungsmar-
nahmen ausgewiesen.

2.4 Vorhandene Bebauung an der Faktoreistral3e

Die baulich genutzten Bereiche der Grundstiicke FaktoreistraRe Nr. 5, 7, 8 und 9 liegen innerhalb
des im Zusammenhang bebauten Ortsteils nach § 34 BauGB. Die Zulassigkeit von Vorhaben rich-
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tet sich hier nach 8 34 BauGB (Einfligungsgebot). Da deren Erschlieung gesichert und hier mit
Ausnahme der geplanten ErschlieBungsstrale einschl. Entlastungsgraben (s. Zziff. 3.1-
Hochwasserschutzplanungen) keine stadtebauliche Anderung erforderlich ist, werden diese
Grundstiicke mit Ausnahme des westlichen Teilbereichs des Grundsticks Faktoreistra3e 5 (Hotel
LAt llIsenburger Hof*) nicht in den Plangeltungsbereich einbezogen.

2.5 Ortliche Bauvorschriften, Baumschutzsatzung

Fur groRe Teile der bebauten Ortslage hat die Stadt llsenburg die ,Ortliche Bauvorschrift zur 4uRe-
ren Gestaltung baulicher Anlagen sowie Werbeanlagen und Warenautomaten* erlassen. Diese gilt
unabhangig vom vorliegenden Bebauungsplan und ist zusatzlich zu seinen Festsetzungen zu be-
achten.

Ebenfalls gilt fir den Geltungsbereich des Bebauungsplanes die ,Ortliche Bauvorschrift Giber die
Pflicht zur Herstellung notwendiger Stellplatze und Uber die Ablosung der Herstellungspflicht fur
nicht herzustellende Stellplatze® vom 14.06.2006 und die Baumschutzsatzung der Stadt llsenburg
(in der Fassung der 1. Anderung vom 12.05.2004, geandert durch die Satzung zur 2. Anderung der
Baumschutzsatzung vom 18.04.2007).

3 Fachplanungen und fachliche Planungsvorgaben
3.1 Wasserrecht, Gelandeverhdltnisse, Hochwasserproblematik

Gewasser

Das Plangebiet liegt innerhalb der sich von SW nach NO erstreckenden llsetalniederung, eine
ehemals offensichtlich stark versumpfte Niederung, die von einem kleinen Bach durchflossen wur-
de. An das Plangebiet grenzen der zum Gewé&ssernetz der Stadt llsenburg gehdrende Kunstteich
.Kitzsteinteich” und der diesen Uber ein Abschlagbauwerk speisende Suenbach. Letzterer, Gewas-
ser 2. Ordnung in der Unterhaltungslast des Unterhaltungsverbandes ,llse/Holtemme*, flihrt gro-
Renteils Abschlagwasser vom Gebietshauptfluter lise. Der Teichdamm liegt im Hohenniveau 242,8
— 243,2 m UNN. Die Durchlassigkeit des Dammes wird im geotechnischen Gutachten zur Sanie-
rung des Kitzsteinteiches aus dem Jahr 2000 als gering/sehr gering eingeschatzt, so dass der
Wasserdurchsatz den Charakter eines hydraulisch stark gebremsten diffusen Feuchtetransportes
hat. Der Wasserstand des Teiches wird etwa zwischen dem Niveau 242-242,5 m UNN reguliert.
Die feuchten/wechselfeuchten Bereiche im ndrdlichen Teil des Plangebiets mit teilweise noch vor-
handenem Graben sind vermutlich Rudimente der ehemals versumpften Niederung einschl. des
friheren Verlaufs des Ellerbachs vor seiner Verlegung ins jetzige Bett.

Hochwasserschutzplanungen

In der innerortlichen Lage von llsenburg kommt es u. a. im Bereich zwischen dem Forellenteich
und dem Kitzsteinteich bei extremen Starkregenereignissen zu urbanen Sturzfluten, die zu Scha-
den an der Bebauung und der Infrastruktur fihren. Besonders betroffen sind dabei einerseits der
Bereich der Prinzess-llse-Schule, die Faktoreistral3e ndrdlich der evangelischen Grundschule und
das geplante Baugebiet am Westrand des Kitzsteinteichs.

Diese Situation ist im Wesentlichen in dem Uberlaufen des Forellenteichs begriindet. Das unter-
wasserliegende Grabensystem ist mit dem Suenbach hydraulisch nicht ausreichend leistungsfahig,
die auftretenden Wassermassen bei Starkregenereignissen abzuleiten. Im Zuge der Hochwasser-
schutzplanungen fir die Stadt llsenburg (Suenbachstudie) ist daher geplant, die Leistungsféhigkeit
der Ableitmdglichkeiten hier deutlich zu erh6hen. Dazu gehoren einerseits ein Hochwasserab-
schlag aus dem Forellenteich und andererseits ein zusétzlicher neuer Gewasserlauf fur den Suen-
bach, der als Vorfluter fir den Bereich Prinzess-llse-Schule, Faktoreistral3e und teilweise des ge-
planten Baugebiets dient.

Dieser Gewasserlauf wird westlich der Prinzess-llse-Schule vom bestehenden Suenbach abzwei-
gen, Uber den Schulhof in Richtung Faktoreistral3e verlaufen und diese mit einem Durchlass que-
ren. Nordlich der FaktoreistralRe wird der Graben dann in Richtung Kitzsteinteich weitergeftihrt und
bindet dort wieder in den Suenbach ein. Das neue Gewasser ist flr einen Abfluss von ca. 1,55
m®/s ausgelegt und fiihrt damit zu einer erheblichen Entlastung des llsenburger Grabensystems.
Nach Durchfihrung der erforderlichen Hochwasserschutzmal3nahmen kann die innerértliche Lage
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von llsenburg weitestgehend hochwasserfrei gestellt werden, einschl. der feuch-
ten/wechselfeuchten Bereiche im ndrdlichen Teil des Plangebiets.

Gewasserokologie

Darliber hinaus bietet der neue Grabenverlauf die Moglichkeit, die bisher durch verschiedene
Durchlasse und Abstiirze beschrénke 6kologische Durchlassigkeit fir Fische und Kleinstlebewe-
sen signifikant zu verbessern. Ziel ist es dabei die 6kologische Durchlassigkeit des Suenbach ins-
gesamt herzustellen.

Uberschwemmungsgebiet der lise
Die Verordnung zur Festsetzung des Uberschwemmungsgebiets der llse wurde am 17.07.2012

rechtskraftig. Das mit der 1. Anderung der Verordnung vom 17.12.2013 geltende Uberschwem-
mungsgebiet der lise, ist den Bebauungsplanbereich betreffend, in der Anlage 2 dargestellt.

Grundwasser, Oberflachenwassers

Im Rahmen des 2011 erstellten orientierenden Altlasten- und Versickerungsgutachtens (Nordharz
Geo-Consult 101361) wurde nur im Aufschlusspunkt nahe des Anglerheims (SCH6) ein oberfla-
chennaher Grundwasserstand (Ruhewasserstand) angetroffen (-1,45 m). In allen dbrigen Auf-
schlusspunkten des ndrdlichen und mittleren Teilbereichs wurden Grundwasserstande zwischen
2,1 -2,5m gemessen.

Im Rahmen des 27.05.2016 erstellten Geotechnischen Berichts wurden im sidlichen und mittleren
Planbereich dagegen Grundwassertiefen zwischen 1,35 — 1,60 m angetroffen. Es wird davon aus-
gegangen, dass eine hydraulische Verbindung zum Hauptfluter llse sowie den Nebengerinnen
(Suenbach, Ellerbach) besteht und es jahreszeitlich bedingt zu Schwankungen im Wasserspiegel-
stand kommen kann.

Die Durchlassigkeitsbereiche der anstehenden Béden nach den Gutachten nach DIN 18130 als
»Schwach durchlassig” bis ,sehr schwach durchlassig” bewertet. Deshalb sind vorrangig Losungen
zur Ableitung der im Rahmen der Bebauung/Versiegelung anfallenden Oberflachenwasser erfor-
derlich.

3.2 Bodenrecht, Baugrund

8§ 1 Ausfuhrungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt zum Bundes-Bodenschutzgesetz (Boden-
schutz Ausfiihrungsgesetz Sachsen- Anhalt — BodSchAG LSA) i. d. derzeit geltenden Fassung
beinhaltet als Vorsorgegrundsatz den sparsamen und schonenden Umgang mit Grund und Boden,
wobei Bodenversiegelungen auf das notwendige Malf3 zu begrenzen sind.

Der vorliegende Bebauungsplan zielt auf die Innenentwicklung im Sinne einer Nachverdichtung ab.
Es werden schon versiegelte Flachen der im Plangebiet befindlichen Gartnerei und der ehemali-
gen FDGB-Feriensiedlung tberplant und angrenzende zentrumsnahe Freiflachen einer Bebauung
zugefuhrt. Dadurch werden Neuversiegelungen an anderer Stelle vermieden.

Gemal 8§ 1 des Gesetzes zum Schutz vor schadlichen Bodenverdnderungen und zur Sanierung
von Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz - BBodSchG) i. d. derzeit geltenden Fassung sind Be-
eintrachtigungen der nattrlichen Bodenfunktion so weit wie méglich zu vermeiden.
Bodengutachten wurden am 04.05.2011 von der Nordharz Geo-Consult und am 27.05.2016 von
der Baustoff- und Bodenprifung Nordharz GmbH erstellt. Altstandorte bzw. Altablagerungen sind
das ehemalige Heizwerk im ndrdlichen Teilbereich, die im mittleren Teilbereich des Plangebiets
teilweise noch vorhandene Fernwarmeleitung und im siudéstlichen Teilbereich die ehemalige
FDGB-Ferienhaussiedlung mit ca. 1,1 m hoher Formsandaufschittung in Tiefen von 0,6 — 1,8 m.

In der Datei schadlicher Bodenveranderungen und Altlasten (sog. Altlastenkataster) sind keine
altlastenverdachtigen Flachen bzw. Altlasten sowie schadliche Bodenveranderungen bzw. Ver-
dachtsflachen bekannt.

Nach den erstellten Bodengutachten ergibt sich im gesamten Plangebiet kein Konflikt mit den
Prufwerten gem. BBodSchV. D.h. eine Nutzung des Areals als Wohngebiet ist generell mdglich.
Die durchgefiihrten Untersuchungen des Bodens auf abfall- bzw. verwertungsrelevante Kriterien
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im Sinne der LAGA TR Boden lassen erkennen, dass nur im Bereich von Auffillungen (Standorte
des ehemaligen Heizwerkes und der ehemaligen FDGB-Ferienhduser) anfallendes Aushubmate-
rial nicht fur die Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht geeignet ist und einer entspre-
chenden Verwertung bzw. Beseitigung zuzufiihren ist. Das untersuchte Material der betreffenden
Mischproben MP3 und MP4 wird der Einstufung Z 1.1-Z2 gemal LAGA zugeordnet, die die
Obergrenze fiir den Einbau von Bodenmaterial in technischen Bauwerken mit definierten techni-
schen SicherungsmalRnahmen darstellt. Die Formsandauffillungen im Gebiet der ehemaligen
FDGB-Ferienh&duser weisen leicht erhéhte Metall-Feststoffkonzentrationen auf, vor allem an Kup-
fer, und erflillen die Grenzwerte der Zuordnungsklasse Z 1.1 gemald LAGA.

Baugrund

Vom tieferen Untergrund ausgehende, geologisch bedingte Beeintrachtigungen der Gelandeober-
flache sind nicht bekannt.

Fur eine Bebauung ist die hydrologische Situation nach dem erstellten Gutachten gesondert zu
bertcksichtigen (Anhebung der Griindungssohlen z.B. durch Aufschittungen, Abdichtung der Ge-
baude / ,weiRe Wanne*, Einhaltung von FuRbodenmindesthdhen).

In den Bereichen der Auffillungen (ehemalige Ferienhduser und ehemaliges Heizwerk) und in den
organisch durchsetzten und/oder feinkérnigen Bildungen mit weicher Konsistenz ist aul3erdem von
erhdhten Aufwendungen bei der Ausbildung der Griindung zur Gewahrleistung einer ausreichen-
den Tragféahigkeit auszugehen.

Kampfmittel sind nach den jetzigen Kenntnissen nicht bekannt. Vom Ordnungsamt des Landkrei-
ses Harz wird jedoch darauf hingewiesen, dass der Fund von Kampfmitteln jeglicher Art nie ganz
ausgeschlossen werden kann und dass auf Grund von standigen Aktualisierungen die Beurtei-
lung von Flachen bei kiinftigen Anfragen ggf. von den getroffenen Einschatzungen abweichen
kann.

3.3 Bergbau

Hinweise auf mdgliche Beeintrachtigungen durch umgegangenen Altbergbau liegen fir den
Standort nicht vor.

3.4 Denkmalschutz, Archédologie

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind nach dem gegenwartigen Kenntnisstand keine
archéologischen Kulturdenkmale (gem. DenkmSchG LSA § 2,2) bekannt, kbnnen aber grundsatz-
lich nicht ausgeschlossen werden.

Der nordostlich angrenzende Kitzsteinteich und der dstlich angrenzende Suenbach gehdren zum
als Kulturdenkmal geschitzten Teich- und Grabensystem der historischen Muhlen- und Hutten-
wasserversorgung llsenburgs. Vor diesem Hintergrund ist bei der anstehenden Planung auf we-
sentliche Verdnderungen der tiberkommenen Teichgestaltung sowie der Grabenfiihrung und Aus-
bauart (Sohl- und Béschungsbefestigung) zu verzichten.

Die ebenfalls im Denkmalverzeichnis des Landkreises Harz erfasste Gebaudegruppe Faktoreistra-
3e 4a — 4g wird von der Planung nur nordlich tangiert. Die Denkmalgesamtheit der ehem. Papier-
muhle ,Kitzstein* (Hochofenstrafl3e 31 a/b) wird ebenfalls nicht beeintrachtigt.

3.5 Hauptver- und Entsorgungsleitungen

Hauptver- und -entsorgungsleitungen, die im Bebauungsplan zu bericksichtigen waren, sind Im
Plangebiet nicht vorhanden.

3.6 Verkehrliche ErschlieBung, OPNV

Das Plangebiet liegt zwischen der L 85 OD llsenburg (Faktoreistraf3e) im Siden und der stadti-
schen Teichstral3e im Norden. Die von der Faktoreistral3e zur Gartnerei fihrende schmale Gasse,
Uber die auch die Grundstiicke Faktoreistral3e 7 und 8 erschlossen werden, grenzt siidlich an den
Plangeltungsbereich.

Im nérdlichen Randbereich befindet sich ein schmaler Privatweg zur rickwartigen ErschlieRung
der Hauser Teichstral3e 12a und 13. Am Sudufer des Kitzsteinteiches verlauft ein der Naherholung
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dienender FuBweg. Der Weg am Westufer des Teiches dient als privater Zugang zum Vereinsheim
des Anglervereins.

Der Bebauungsplanbereich wird durch die OPNV-Haltestellen Faktoreistrale, Bahnhof-llsenburg
und Hochofenstral3e an das regionale Busnetz und durch den Bahnhof llsenburg an den Schie-
nenpersonennahverkehr angebunden. Sowohl der Bahnhof als auch die Haltestelle Faktoreistra-
Re liegen weniger als 400 m Luftlinie entfernt. Das Plangebiet z&hlt somit zum zentralen Bereich
des Grundzentrums llsenburg.

3.7 Immissionsschutz

Im Geltungsbereich der Planung und in der ndheren Umgebung befinden sich keine Nutzungen,
die zu Einschrankungen von Wohnnutzungen bzw. von Einrichtungen der Betreuungs- und Pfle-
gedienstleistungen fihren kénnen.

Der rdumliche Geltungsbereich liegt ca. 25 — 55 m nordostlich der LandesstralRe 85, mit einer fur
2005 ermittelten taglichen Verkehrsbelastung von ca. 3.800 Fahrzeugen. Nach Uberschlaglicher
Berechnung (freie Schallausbreitung) wird der Nachtorientierungswert nach DIN 18005 von 45
dB(A) fur ein allgemeines Wohngebiet (WA) ab einer Entfernung von ca. 35 m von der Stra3enmit-
te und der Tagesorientierungswert von 55 dB(A) ab einer Entfernung von ca. 27 m eingehalten.
Somit liegen die direkt an die Strae angrenzenden Grundstiicke, die sich aul3erhalb des Plangel-
tungsbereichs befinden, im vorbelasteten Bereich, das rickwartige Plangebiet dagegen ist nur in
einem sehr kleinen Bereich des stidwestlichen Rands hinsichtlich des Nachtorientierungswerts der
DIN 18005 geringfligig vorbelastet.

Unter zusatzlicher Bericksichtigung der Abschirmung durch die vorhandenen Gebdude an der
FaktoreistralRe kann grof3tenteils von geringeren Schallpegeln ausgegangen werden. Das Plange-
biet kann somit als nicht vorbelastet angenommen werden.

3.8 Naturschutz
Siehe Ziff. 5 (Belange des Naturschutzes).

4 Planungsinhalt und Abwagung

4.1 Abstimmung mit der Raumordnung und Landesentwicklung (LEP-LSA) und der Regionalpla-
nung (REP Harz)

Die Bebauungsplanung, insbesondere die Nachverdichtung und Wiedernutzbarmachung von Fl&-
chen im Innenstadtbereich, entspricht den unter Ziff. 3.1 dargelegten Zielen und Grundsatzen der
Raumordnung und Landesentwicklung und der Regionalplanung.

Mit der Kennzeichnung der Stadt llsenburg als Vorrangstandort fir Industrie und Gewerbe und als
Vorbehaltsgebiet fir Tourismus und Erholung ist kein raumordnerischer Konflikt verbunden: Auf-
grund der zentralen Lage mit angrenzenden Wohn- und Mischnutzungen sowie stadtebaulich, 6ko-
logisch und denkmalrechtlich wertvollen Gewassern ist das Plangebiet nicht fur Industrie und Ge-
werbe geeignet. Vorrangiges Ziel der Bebauungsplanung ist, mit einer sensiblen, an den natirli-
chen und stadtebaulichen Vorgaben ausgerichteten Nachverdichtung und Wiedernutzbarmachung
von zentral gelegenen Brachflachen Wohnraum in zentraler, attraktiver Lage zu schaffen und ent-
sprechend dem demographischen Wandel altengerechte und betreute Wohnungen auch in zentra-
ler attraktiver Lage anzubieten zu kdnnen. Dies soll primar im nérdlichen Baugebiet umgesetzt
werden. Da eine verbindliche Investorentscheidung aber noch nicht vorliegt, werden hier wie in
den anderen allgemeinen Wohngebieten auch die nach § 4 Abs. 2 BauNVO allgemein zulassigen
Nutzungen und eine beschrankte Anzahl Ferienwohnungen zugelassen.

Diese Zielplanung bewegt sich im Rahmen der zentral6rtlichen Funktion der Stadt llsenburg als
Grundzentrum. Alten-Dienstleistungen von ubergeordneter Bedeutung gehdren nicht zum Pla-
nungsziel des Bebauungsplans.

Die touristische Attraktivitdt der Kernstadt wird durch geplante Grinzige und FulRwege sowie er-
ganzende ortliche Bauvorschriften berticksichtigt.

Die Landesplanungsbehdrde hat gemal 8§ 16 (2) LPG im Rahmen der Stellungnahme des Lan-
desverwaltungsamts vom 07.06.2011 festgestellt, dass der damalige Bebauungsplanentwurf nicht
raumbedeutsam im Sinne von raumbeanspruchend oder raumbeeinflussend ist.
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4.2 Planungsgrundséatze gemal dem Baugesetzbuch

Die geplante Nutzungsintensivierung der kernstadtnahen Frei- und Brachflachen geht mit dem
Grundsatz der Bauleitplanung konform, dass die stadtebauliche Entwicklung vorrangig durch Mal3-
nahmen der Innenentwicklung erfolgen soll.

4.3 Entwicklung aus dem Flachennutzungsplan

Rechtswirksamer Flachennutzungsplan

Die festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete werden weitgehend aus dem rechtswirksamen Fl&-
chennutzungsplan und der im Verfahren befindlichen Aufstellung des Flachennutzungsplans-neu
fur das gesamte Gemeindegebiet entwickelt, die hier Allgemeine Wohngebiete (WA) und gemisch-
te Bauflachen (M) darstellen. Die im Bebauungsplan festgesetzten Grinflachen am West- und
Sudrand des Kitzsteinteichs entsprechen im Rahmen der Parzellenungenauigkeit des Flache-
nnutzungsplans ebenfalls den Darstellungen des Flachennutzungsplans (Grinflache/Parkanlage).
Der unbebaute ndrdliche Teilbereich des im Flachennutzungsplan nordlich der Faktoreistral3e dar-
gestellten Mischgebiets (MI) wird in einer Tiefe von ca. 10 — 30 m abweichend vom Flache-
nnutzungsplan als Allgemeines Wohngebiet (WA) Uberplant. Der bebaute Bereich des im F-Plan
dargestellten Mischgebiets (MI) wird nicht in den Plangeltungsbereich einbezogen.

Die geringfiigigen Abweichungen von den Darstellungen des Flachennutzungsplans werden im
Sinne der Parzellenungenauigkeit des Flachennutzungsplans als vertraglich angesehen. Aufgrund
der Situation als zentral gelegene ,Baullicke” besteht kein Konflikt mit der geordneten stadtebauli-
chen Entwicklung der Stadt.

4.4 Entwicklung aus dem Sanierungsrahmenplan

Der Bebauungsplan orientiert sich am Nutzungs- und MafRnahmenkonzept des Sanierungsrah-
menplans, verwirklicht aber eine effektivere bauliche Nutzung des zentral gelegenen Planungsge-
biets und reduziert die Grinflachen auf Ziele des Stadtbildes, der innerstadtischen Freizeit- und
Erholungsanspriiche und der Touristik.

4.5 Stadtebauliches Konzept

Aufgrund der anspruchsvollen hydrologischen und Baugrundverhéltnisse kann das Plangebiet nur
mit effektiver Bebauung wirtschaftlich erschlossen werden. Das Ziel einer effektiven baulichen
Nutzung ergibt sich auch aus der zentralen attraktiven Lage zwischen historischer Altstadt, Bahn-
hof, Kitzsteinteich und Suenbach.

Ziel der Planung ist im Rahmen dieser Vorgaben, am Sudufer des Kitzsteinteichs eine zusammen-
hangende Griinflache fir die innerstadtische Naherholung zu schaffen und dieser Griinflache at-
traktive Bau- und Wohngebiete mit relativ hoher baulicher Nutzung zuzuordnen. Um die Attraktivi-
tat des Gebietes und der Grunflache nicht zu gefahrden, soll unerwinschter Durchgangsverkehr
von der Faktoreistraf3e zur Teichstral3e/Bahnhof vermieden werden.

4.6 Artder baulichen Nutzung

Allgemeine Wohngebiete (WA)

Um spéateren Tragern und Investoren ausreichende Flexibilitdt zu lassen, werden die Baugebiete
als Allgemeine Wohngebiete festgesetzt, in dem alle nach § 4 BauNVO allgemein zulassigen Nut-
zungen zugelassen werden. AuRerdem werden gemafl der am 3.11.2017 in Kraft getretenen An-
derung des § 22 BauGB und der am 21.11.2017 in Kraft getretenen Anderung der BauNVO Be-
triebe des Beherbergungsgewerbes und Ferienwohnungen ausnahmsweise zugelassen.

Zulassig sind Wohngebaude, baulich untergeordnete Neben- bzw. Zweitwohnungen mit hdchstens
4 Betten je Gebaude, nicht stérende Handwerksbetriebe, Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale,
gesundheitliche und sportliche Zwecke und Raume fir freie Berufe i.S. von § 13 BauNVO. Aus-
nahmsweise kdnnen zugelassen werden Betriebe des Beherbergungsgewerbes, baulich unterge-
ordnete Ferienwohnungen als sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe bzw. als kleine Betriebe
des Beherbergungsgewerbes und Anlagen fir Verwaltungen.
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Die Einschrankung der im Allgemeinen Wohngebiet allgemein und ausnahmsweise zulassigen
Nutzungen erfolgt aus stadtebaulichen Griinden gemald § 1 Abs. 5, 6 und 9 BauNVO, damit die
geplante Hauptnutzung Wohnen und die angrenzenden vorhandenen Wohnnutzungen von St6-
rungen und Beeintrachtigungen wie L&rm und hohem Verkehrsaufkommen freigehalten werden
kénnen. Neben- und Zweitwohnungen sollen aufgrund der Attraktivitat llsenburgs als Kurstadt auf
ein baulich untergeordnetes Mald begrenzt werden, um dem Entstehen einer sog. ,Rolladensied-
lung” vorzubeugen. Andererseits soll in der Kurstadt innerhalb des Wohngebiets das Angebot von
Gebauden mit baulich untergeordneten Ferienwohnungen und von Betrieben des Beherbergungs-
gewerbes ermdglicht werden, um die Stadt wirtschaftlich zu starken. Entsprechend der zentralen
Lage soll ebenfalls die Mdglichkeit von Geb&uden fur Verwaltungen nicht ausgeschlossen werden.
AuRBerdem wird damit Vorsorge getroffen, dass die an den Plangeltungsbereich angrenzenden
Wohnnutzungen nach dem Grundsatz der Rucksichtnahme von der Planung nicht wesentlich be-
eintrachtigt werden.

Die Stadt geht davon aus, dass mit den allgemein und ausnahmsweise zulassigen Nutzungen
kein stadtebaulicher Konflikt vorbereitet wird, weil sich die zukiinftigen Nutzer aufgrund der Be-
bauungsplanfestsetzung auf diese Nutzungen einstellen konnen.

4.7 Male der baulichen Nutzung

Grundflachenzahl, Geschossflachenzahl, Vollgeschosse

Der zentralen Lage entsprechend werden die Grundflachenzahlen mit dem H6chstmall nach § 17
Abs. 1 BauNVO festgesetzt (0,4). Die zulassigen Grundflachen dirfen gemal § 19 (4) Satz 2
BauNVO durch die Grundflachen der in § 19 (4) Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen um 50%
Uberschritten werden, damit eine der zentralen Lage angemessene Verdichtung und sparsame
Verwendung von Grund und Boden erreicht werden kann.

Die Baugebiete sollen entsprechend der vorhandenen stadtebaulichen Eigenart llsenburgs entwi-
ckelt werden. Hierzu gehért, dass sich die Baugebiete auch hinsichtlich der tibrigen Mal3e der bau-
lichen Nutzung in die umgebende Siedlungsstruktur einfligen. Die Nutzungsmalf3e orientieren sich
an der baulichen Nutzung der nordlich angrenzenden Teichstral3e und der sidlich anschlie3enden
Faktoreistral3e mit teilweise anndhernd gleicher Bauhdhe (13 m).

Die im nérdlichen Allgemeinen Wohngebiet geplanten Betreuungs- und Pflegedienstleistungen fir
altere Bewohner erfordern aufgrund der kostenintensiven Ausstattung, wie z.B. Fahrstihle und
Therapieeinrichtungen, wirtschaftliche bauliche Losungen. Dem wird im nérdlichen Allgemeinen
Wohngebiet (Baugebiet 1) mit der Zulassigkeit von dreigeschossigen Geb&uden und einer Ge-
schol3flachenzahl von 1,0 als Hochstmalf? entsprochen.

Im Allgemeinen Wohngebiet ndrdlich des Hotels (Baugebiet 2) werden ebenfalls dreigeschossige
Gebéaude und eine Geschol3flachenzahl von 0,8 als Hochstmal} festgesetzt, damit wie im Bauge-
biet 1 die stadtebauliche Bedeutung der Grinflachen und der Aussicht auf den Teich durch eine
effektive begrenzende Bebauung hervorgehoben wird und maoglichst viele Bewohner diese Vorteile
nutzen kdnnen

In den sudlich und westlich angrenzenden Allgemeinen Wohngebieten, werden entsprechend den
angrenzenden baulichen Nutzungen zweigeschossige Gebdude und eine Geschossflaichenzahl
von 0,7 als Hochstmal festgesetzt.

Die Flachen von Aufenthaltsrdumen etc. in anderen Geschossen, die keine Vollgeschosse sind,
z.B. in den Dachgeschossen, sind bei der Ermittlung der Geschossflachenzahl mit einzurechnen.

Gebaudehothen

Die Anpassung der Gebaudehdhen und —formen an die vorhandenen umgebenden Gebaude wird
mit ergédnzenden bauordnungsrechtlichen Gestaltungsvorschriften zu Dachformen und -neigungen
geregelt (s. ziff. 6.1). Um die Hohenwirkung dreigeschossiger Geb&aude in den Baugebieten 1 und
2 zu begrenzen, wird festgelegt, dass die HauptaulRenwandflache des dritten Geschosses hinter
die HauptaulRenwandflachen der darunterliegenden Geschosse zuriicktritt (Naheres siehe Ziff. 6.1
Ortliche Bauvorschriften zur Gestaltung baulicher Anlagen).

Werden die Gebaude hier ohne zuriickgesetztes drittes Geschoss errichtet, darf im Baugebiet 1
die Traufhdhe von 8,0 m und im Baugebiet 2 von 7,5 m nicht Gberschritten werden. Im Baugebiet
1 ist eine hohere Traufhohe zuldssig, weil hier aus Griinden zeitweiser Vernassung und Stauwas-
sers empfohlen wird, die Erdgeschosshéhen mindestens 0,5 m Uber gewachsenem Boden vor
Baubeginn zu errichten.
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Die Firsthohe aller Gebaude darf unabhéngig von der Dachform 13 m tUber gewachsenem Boden
vor Baubeginn nicht tiberschreiten.

Die hochstzulassigen Gebaudehdhen beriicksichtigen die gemald den hydrologischen Verhaltnis-
sen in den Teilebieten empfohlenen FuRboden- und Gelandeerhéhungen.

4.7.1 Bauliche Anlagen in Grunflachen

Private Grinflache, Freizeitgarten

Innerhalb der festgesetzten privaten Grinflache, Zweckbestimmung Freizeitgarten sind je Garten-
grundstick nur eingeschossige einfache Lauben und Gerateschuppen mit insgesamt héchstens 10
gm Grundflache zuziglich 6 gm tUberdachtem Freisitz zulassig. Die Geb&ude sind ohne massives
Fundament zu errichten und dirfen nach ihrer Beschaffenheit, insbesondere nach ihrer Ausstat-
tung und Einrichtung, nicht zum dauernden Wohnen geeignet sein und dirfen weder Toiletten
noch Feuerstatten enthalten.

Mit der Einschrankung der GroRRe und Ausstattung der Lauben wird das Ziel verfolgt, der Entste-
hung einer ungeplanten Splittersiedlung entgegen zu wirken und den Charakter einer innerstadti-
schen Grinflache zu erhalten.

Sockelmauern fur Einfriedungen sind unzul&ssig.

Private Grunflache, Hausqgarten

Innerhalb der festgesetzten privaten Griinflachen, Zweckbestimmung Hausgéarten sind je Garten-
grundstiick nur eingeschossige einfache Lauben und Gerateschuppen mit insgesamt hochstens 10
gm Grundflache zuziiglich 6 gm tUberdachtem Freisitz zuldssig. Die Gebaude sind ohne massives
Fundament zu errichten und dirfen nach ihrer Beschaffenheit, insbesondere nach ihrer Ausstat-
tung und Einrichtung, nicht zum dauernden Wohnen geeignet sein und weder Toiletten noch Feu-
erstatten enthalten.

Sockelmauern fur Einfriedungen sind unzul&assig.

Mit der Einschrankung der GroR3e, Bauweise und Ausstattung der Lauben und der Art der Einfrie-
dung soll der Charakter einer Grunflache gewahrt und der Beeintréchtigung des Retentionsraums
des betroffenen Uberschwemmungsgebiets entgegengewirkt werden.

Private Grinflache, Park- und Gartenanlage

Die Grunflache ist als Park- und Gartenanlage der sudlich angrenzend geplanten Altenwohnanlage
vorgesehen. Zum Erhalt des Freiraumcharakters sind allseits baulich umschlossene Anlagen tber
10 m2 Grundflache nicht zugelassen. Zum Erhalt des Retentionsraums des Uberschwemmungs-
gebiets sind bauliche Anlagen mit massiven Fundamenten, Erdanfillungen und Einfriedungen mit
Sockelmauern nicht zulassig.

Offentliche Griinflache, Parkanlage

Innerhalb der offentlichen Grinflache sind offentliche FulRwege bis zu 2 m Breite sowie unterirdi-
sche Leitungen und Anlagen und untergeordnete Anlagen der offentlichen Ver- und Entsorgung
zulassig.

4.8 Bauweise, Baugrenzen

Allgemeine Wohngebiete

Im Baugebiet 1, das vorrangig fir eine altengerechte Wohnanlage vorgesehen ist, wird keine Bau-
weise festgesetzt. Im Hinblick auf eine flexible Bebauungsmdglichkeit wird davon ausgegangen,
dass die Regelungen des Bauordnungsrechts einen ausreichenden Rahmen fiir die Zuordnung der
Gebaude zueinander darstellen.

In den Gbrigen Baugebieten wird offene Bauweise festgelegt.

Die Uberbaubaren Grundstickflachen werden als sog. Flachenplan festgesetzt, damit die noch
nicht bekannten konkreten baulichen Nutzungen moglichst wenig eingeschrankt werden und eine
bedarfsorientierte flexible Stellung der Baukdrper z.B. entsprechend dem stadtebaulichen Entwurf
ermoglicht wird. Die Gebaudeausrichtung wird ebenfalls nicht vorgegeben, um ausreichende Frei-
heiten fiir die bauliche Gestaltung zu erhalten und um den Bau von energieoptimierten Hausern
mit Sonnenkollektoren und Fotovoltaikanlagen nicht unnétig zu erschweren.

Aus ortsgestalterischen Grinden wird festgesetzt, dass baulich umschlossene Nebenanlagen,
Nebengelasse, Gerateschuppen, Carports und Garagen einen Mindestabstand von 1,5 m von den
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festgesetzten Verkehrsflachen, einschlielich der Verkehrsflache ,FuRweg“ und von 6ffentlichen
Grunflachen einhalten mussen.

Ebenfalls aus Ortsbildgrinden der Kurstadt wird festgesetzt, dass Gartenhauser, Gerateschuppen
und allseits baulich umschlossene Nebenanlagen innerhalb der privaten Grinflache ,Freizeitgar-
ten" vom Suenbach, der 6ffentlichen Grinflache ,Parkanlage” und dem Weg Tannengang einen
Abstand von 1,5 m einzuhalten haben. Vorhandene Anlagen genief3en Bestandsschutz.

4.9 Verkehrsflachen
4.9.1 StralRenverkehrsflache, Fullwege, Fahrrechte

Der gesamte Plangeltungsbereich wird durch eine von der Faktoreistral3e abgehende StichstralRe
(Planstral3e) erschlossen. Damit wird unerwtnschter Durchgangsverkehr von der Faktoreistral3e
zum Bahnhof vermieden:

- die StraRenverkehrsflache ist fir den Bau einer Fahrbahn von 5,5 m Breite ausgelegt (Fahr-
bahn incl. Randstreifen fur den Begegnungsverkehr Lkw bzw. Reisebus / Pkw). An der Ein-
mundung auf die Faktoreistraf3e und an den Querungen des Entlastungsgrabens beinhaltet
die StralRenverkehrsflache zusatzlich das Bankett zwischen Fahrbahn und Entlastungsgraben.
Die geplanten Zufahrten tber den Entlastungsgraben zum Hotel und zum siiddstlichen Allige-
meinen Wohngebiet sind ebenfalls als StralRenverkehrsflache festgesetzt.

- fur die Einmindung der Planstral3e/Faktoreistraf3e wurde vom Ing.-Buro EVPLAN GmbH eine
mit dem StraRenverkehrsamt abgestimmte fachtechnische Planung mit Schleppkurvennach-
weis fur 3-achsige Millfahrzeuge erstellt und seitens der Stadt mit den von der Strafl3enpla-
nung betroffenen Privateigentiimern abgestimmt

- fir das auf3erhalb des Plangeltungsbereichs befindliche Hotel wird am Sidrand des sudostli-
chen Allgemeinen Wohngebiets eine Flache fur Stellplatze, Nebenanlagen etc. einschl. einer
9 m breiten Zufahrt und Ausfahrt fur Lieferfahrzeuge und LKW. Reisebusse kdnnen aus bzw.
in Richtung der ndrdlichen Planstral3e zurticksetzen bzw. ausfahren (siehe Anlage 4 - Stadte-
baulicher Entwurf).

Damit das aufRerhalb des Plangeltungsbereichs liegende Hinterlieger-Flurstiick 3476 (Friedenstra-
Re 9) gemal Eigentimerwunsch Uber das Plangebiet verkehrlich und versorgungstechnisch er-
schlossen werden kann, wird die Planstral3e (Stichstra3e) an ihrem ndrdlichen Ende 6 m in westli-
cher Richtung verlangert.

Zur riickseitigen verkehrlichen und versorgungstechnischen ErschlieBung der ebenfalls aulRerhalb
des Plangeltungsbereichs befindlichen Grundstiicke Teichstral3e 12 und 12a wird am Nordrand der
privaten Grunflache/Park- und Gartenanlage eine Flache fur ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht
festgesetzt.

Zwischen der schmalen Gasse nordlich der Faktoreistral3e und der Planstrae wird ein ca. 3 m
breiter FuBweg festgesetzt. Damit wird ein Ersatz dafur geschaffen, dass im Stralenraum der
PlanstralRe aufgrund des parallel verlaufenden Entlastungsgrabens aus Platzgriinden kein Ful3weg
vorgesehen werden kann. Der FuBweg kann durch die festgesetzte offentliche Griinanlage bis zur
Teichstral3e fortgesetzt werden. Hierfir wird festgesetzt, dass innerhalb der 6ffentlichen Grunfla-
che offentliche FuRwege bis zu 2 m Breite zul&assig sind.

4.9.2 Ruhender Verkehr

Aufgrund der geringen zur Verfigung stehenden StraRenbreite sind alle erforderlichen Stellplatze
auf den Grundstlicken sicherzustellen. Hierzu wird im Bebauungsplan auf die ortliche Bauvorschrift
zur Herstellung notwendiger Stellplatze und die Ablésung der Herstellungspflicht fir nicht herzu-
stellende Stellplatze der Stadt llsenburg vom 14.06.2006 hingewiesen (siehe Ziff. 7.1). Auf die
Festsetzung von Sammelsteliflachen fur Stellplatze und Garagen wird aufgrund der kleinstadti-
schen Struktur llsenburgs und der damit verbundenen geringen Akzeptanz entfernter liegender
Stellplatze verzichtet.

4.10 Hauptver- und -entsorgungsleitungen

Im Plangeltungsbereich liegen nur Hausanschlussleitungen, die keiner planungsrechtlichen
Schutzfestsetzungen bediirfen. Offentliche Leitungen und Kanéle zum Anschluss an das Ortsnetz
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konnen innerhalb der Planstralle, der festgesetzten FuRwege und in den offentlichen Grunflachen
verlegt werden.

Das anfallende Schmutz- und Niederschlagswasser soll Uber die festgesetzte offentliche Griinfla-
che/Parkanlage am Westrand des Kitzsteinteichs in Richtung Teichstrae entwéssert werden. Da-
fur wird festgesetzt, dass innerhalb der offentlichen Grinflache unterirdische Leitungen und Anla-
gen sowie untergeordnete Anlagen der Ver- und Entsorgung zulassig sind.

Die offentliche Ver- und Entsorgung der geplanten Baugebiete ist somit grundsatzlich gesichert.

4.11 Gewasser, Hochwasserschutz, Oberflachenwasserbewirtschaftung

Gewasser

Der Suenbach, Gewasser 2. Ordnung, wird als Wasserflache/Graben ausgewiesen.

Am Ostrand des Suenbachs befindet sich bei Normalwasserstanden ein ca. 1,5 — 2 m breiter Ufer-
streifen mit geringer Boschungsneigung. Das Westufer ist eine steile ca. 1,5 m hohe Bdschung, die
fur einen Unterhaltungsstreifen nicht geeignet ist. Ein Rickbau dieser Béschung wird als unver-
haltnismalRig angesehen, da aulier den damit verbundenen Kosten auch die bauliche Nutzung des
westlich angrenzenden Baugebiets erheblich verringert wiirde. Da das hier befindliche Hecken-
und Feldgehdlz aul3erdem ein gesetztlich geschiitzter Biotop ist, soll die verbuschte Béschung
erhalten bleiben.

Zur Unterhaltung des Suenbachs wird deshalb an der Ostlichen Grabenseite ein durchgangiger
3 m breiter Unterhaltungsstreifen fir die Zuganglichkeit mit der erforderlichen Unterhaltungstechnik
festgesetzt. .

Der zur Verringerung des Eigenhochwassers des Suenbachs geplante Entlastungsgraben wird im
Plangeltungsbereich gemal der wasserrechtlichen Fachplanung und dem zurzeit laufenden was-
serrechtlichen Verfahren nach WHG nachrichtliche Ubernahme in den Bebauungsplan aufgenom-
men (siehe Ziffer 7.1).

a) Das gesetzliche Uberschwemmungsgebiet der llse, Stand 1. Anderung (2013), wird mit Aus-
nahme der nachfolgend dargestellten geringfigigen Abweichungen nachrichtlich in den Be-
bauungsplan tibernommen (siehe Ziff. 7.1).

b) Folgende Festsetzungen weichen geringfligig vom festgesetzten Uberschwemmungsgebiet ab:

Der Nordrand des Baugebiets fur Altenwohnungen muss aufgrund der Geb&udekubatur und der
erforderlichen Feuerwehrumfahrt begradigt werden. Dabei wird eine ca. ca. 60 gm grof3e Zunge
des festgesetzten kleinteiligen Uberschwemmungsgebiets (berplant (siehe c) Erganzendes
Gutachten).

Infolge der Begradigung wird das U-Gebiet andererseits in der nordlich angrenzenden privaten
Grunflache/Zweckbestimmung Park (siehe Ziff. 4.12) um Flachen von insgesamt ca. 260 gm
(brutto) vergroRert. Nach erforderlicher Gelandemodellierung auf das Niveau der tUberplanten
Uberschwemmungsgebietsflache stehen (iberschlaglich mehr als 100 gm (netto) fiir einen mog-
lichen Retentionsausgleich zur Verfligung.

Als zuséatzlicher Retentionsausgleich soll der am ndrdlichen Plangebietsrand verrohrte Graben
auf ca. 30 m Lange freigelegt und zu renaturiert werden. Im Bereich der Biotopfliche zwischen
dem nordlichen Baugebiet und der Planstral3e soll der Graben auf3erdem von Bauschutt ge-
raumt und teilweise freigelegt werden und kann so auch in seiner Gewasserfunktion gestarkt
werden.

Somit kann die v.g. geringfugige Uberplanung des USG mehr als erforderlich kompensiert wer-
den.
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c) Erganzendes Gutachten vom 29.11.2017 zur Uberprifung des Uberschwemmungsgebiets

(s. Anlage 2)
Teilflache 1

Es besteht nur in einem kleinen Teil von Flache 1 eine Uberschneidung des USG mit der ge-
planten Bebauung, was einen Retentionsraumverlust von ca. 0,4 m® entspricht. Diese Grol3e
liegt nach dem ergdnzenden Gutachten im Bereich der Modellgenauigkeit zur Berechnung der
Wasserspiegellagen. Eine Uberplanung fuhrt im Hochwasserfall nicht zu einem messbaren
Wasserspiegelanstieg an Suenbach oder llse, da die Flache nicht im unmittelbar durchflosse-
nen Abstrombereich liegt und damit nicht dem Hochwasserabflussbereich zuzuordnen ist 8vgl.
3 78 Abs. 2 WHG Nr. 4). Unter Beachtung der VerhaltnismaRigkeit bei der Festlegung der
Uberschwemmungsgebietsgrenze (Ubermafverbot) wird deshalb die Uberplanung dieser Teil-
flache als vertraglich angesehen. AuRerdem sind nach b) mehrere MalRnahmen vorgesehen,
mit denen der plangemafe Retentionsverlust mehr als ausgeglichen werden kann.

Teilflachen 3 und 4

Die Uberplanung der kleinen Teilflachen 3 und 4 (Exklaven) ist in ihrer Wirkung im Hochwasser-
fall ahnlich bedeutungslos wie die 0.g. Teilflache 1. Die Teilfliche 3 ist im Bestand bereits ver-
siegelt und da auch im Planungszustand keine Anhebung der PlanstralRen-Einmindung erfor-
derlich ist, bewirkt die Planung keine zusatzliche Beeintrachtigung des USG-Teilgebiets.
Hinsichtlich des Teilgebiets 4 wird der plangeméfe Konflikt durch den Bebauungsplan dadurch
gemindert, dass die Uberbaubare Flache des betreffenden Baugebiets aus dem USG-Teilgebiet
herausgenommen wird.

Fur das festgesetzte Uberschwemmungsgebiet der lise sind die FlieBverhaltnisse im Planungs-
gebiet durch den geringeren Abfluss im Suenbach als unkritisch zu bewerten. Aufgrund der ge-
ringen Wassertiefe auf den Uberfluteten Flachen und den niedrigen FlieRgeschwindigkeiten
zwischen 0,1 und 0,5 m/s ist auch beim Bemessungsabfluss HQ(100) im Suenbach nicht mit
einer Gefahrdung von Leben oder mit erheblichen Gesundheitsschaden zu rechnen.

Durch die Umsetzung des Bebauungsplans geht in Bezug auf das festgesetzte USG der lise
kein Retentionsraum verloren, da die USG-Teilflachen/Exklaven nicht tberplant werden bzw.
die Hohenlage in diesen Bereichen nicht verandert wird. Die USG-Teilflachen resultieren dabei
aus einem Abfluss ~ HQ(5) im Suenbach. Werden die USG-Teilflachen aus der Verordnung zur
Festsetzung des Uberschwemmungsgebietes der llse herausgenommen, kann das entspre-
chende Retentionsvolumen nach Umsetzung der geplanten HWS-Mal3nahme ,Umgehungsge-
rinne Schulhof* vollstandig kompensiert werden.

Das Eigenhochwasser (HQ100) des Suenbachs wurde fiir das Uberschwemmungsgebiet der II-
se nicht bericksichtigt. Unter Beriicksichtigung dieses Eigenhochwassers steigt der Wasser-
spiegel im Planungsgebiet im Vergleich zum festgesetzten USG der llse um etwa 40 cm an.
Diese Uberflutungsflache hat jedoch nicht den Status eines festgesetzten Uberschwemmungs-
gebietes. Da diese Abflusssituation dessen ungeachtet bei zukiinftigen Planungen beachtet
werden muss, werden die durch die hydraulische Simulation ermittelten Uberflutungsflachen in-
formativ in der Anlage 2 der Planbegriindung dargestellt. Das Ziel ist nach dem ergdnzenden
Gutachten ein vorsorgender Hochwasserschutz unter Beriicksichtigung der Abflisse sowohl
des Suenbachs als auch der llse.

Durch die Umsetzung des B-Plans, welcher bereits die geplante HWS-MalRhahme ,Umge-
hungsgerinne Schulhof* mit einschliel3t, kann der beanspruchte Retentionsraum auf der Pla-
nungsflache jedoch insgesamt um etwa 400 m?3 reduziert werden (vgl. nachfolgende Tabelle).
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Tab.: Retentionsraumbilanz des USG Suenbach innerhalb des Planungsgebietes

Planzustand Retentionsraum

(stationar) Planungsgebiet
Bestand (PZ 1) 2.404 m3
Planung (PZ 3) 2.010 m3

Bei Umsetzung der HWS-MalRnhahmen ,Umgehungsgerinne Schulhof®, ,Verteilerbauwerk Suen-
bach-Entlaster oberhalb Ziegelhittenteich® und ,Entlastung Forellenteich zur llse* aus der
Suenbachstudie fallt das Planungsgebiet zukiinftig vollstandig aus dem Uberschwemmungsge-
biet heraus.

Durch die instationdre Berechnung eines 100-jahrigen Abflusses im Suenbach konnte gezeigt
werden, dass die Wasserspiegellagen im Planungsgebiet durch die geplante Bebauung nicht
nachteilig verdndert werden. Auch im Ober- und Unterwasserbereich am Suenbach wird der
Hochwasserabfluss nicht negativ beeinflusst. Auswirkungen auf den bestehenden Hochwasser-
schutz ergeben sich hieraus nicht.

Ohne HochwasserschutzmalRhahmen am Suenbach wird das Planungsgebiet bei einem 100-
jahrigen Hochwasserereignis des Suenbachs Uberstromt. Die Lage der Plangebaude sowie die
Uberflutungsflache des Suenbachs sind in Anlage 2 dargestellt. Dies ist bei der Planung von
Kellereingéngen, Lichtschachten oder tiefer liegenden Einfahrten zu beriicksichtigen. So wird
empfohlen, die Oberkante samtlicher Kellereingange und Lichtschachte mindestens +0,20 m
oberhalb des stationdr berechneten HQ(100)-Wasserspiegels im Planungsgebiet zu legen
(empfohlener Mindestfreibord fur HWS-Wande nach DIN 19712). Siehe nachfolgende Tabelle.
Die Bemessungswasserspiegel wurden aus der Berechnung PZ3/stationar abgeleitet, da diese
den Plan-Zustand mit der entsprechenden Modellgeometrie abbildet. Die stationdren Bemes-
sungsabfliisse wurden im Rahmen der Suenbachstudie bereits durch den LHW bestétigt.

Tab. Empfohlene Geschosshdhen fur ein HQ(100) im Suenbach (PZ3/stationar).

Plan- Gelandehohe WSPL HQ(100) Freibord [m] | mind. Geschoss-
Gebaude | (Modell) [MNHN] [MNHN] héhe [MNHN]
a.l 242,28 242,61 0,20 242,81
a.2 243,04 243,23 0,20 243,43
b 242,80 242,83 0,20 243,03
C 242,72 242,88 0,20 243,08
d 244,31 244,32 0,20 244,52
e 245,01 245,03 0,20 245,23

Die Stadt llsenburg hat beim LK Harz als untere Wasserbehdrde gem. § 78 (2) Wasserhaushalts-
gesetz (WHG) einen Ausnahmeantrag fir die v.g. Abweichungen vom festgesetzten Uber-
schwemmungsgebiet gestellt, der am 09.05.2014 abgelehnt wurde. Auf der Grundlage des ergan-
zenden Gutachtens vom 29.11.2017 zum Uberschwemmungsgebiet der lise und des Suenbachs
stellt die Stadt einen neuen Ausnahmeantrag nach 8 78 Abs. 2 WHG.

Festsetzungen und Hinweise zum Hochwasserschutz

Die in der obigen Tabelle genannten Mindesth6hen werden einschl. eines Sicherheitszuschlages
im Bebauungsplan festgesetzt.

Alternativ konnen Kellereingdnge auch mit Dammbalkensystemen verschlossen werden. Grund-
satzlich lasst sich ein méglicher Hochwasserschaden auch durch den ganzlichen Verzicht auf Kel-
lerraume abwenden.

Weiterhin ist die Auftriebssicherheit der Geb&dude im Bau- und Endzustand durch die eigene Ge-
baudelast, durch zusétzliche Griindung oder andere geeignete Mallnahmen zu gewahrleisten.
Fundamente sind auRerdem gegen Unterspuilung zu schiitzen. Elektro- und Heizungsanlagen soll-
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ten oberhalb des HQ(100)-Wasserspiegels installiert oder entsprechend gesichert sein. Im Rah-
men der allgemeinen Hochwasservorsorge bei Bauvorhaben sei hierbei auf die Empfehlungen
zum hochwasserangepassten Bauen des Landkreises Harz hingewiesen.

Zusatzlich sind die Vorgaben der DIN 19712 ,Hochwasserschutzanlagen an Flie3gewéssern® zu
beachten.

Eine Renaturierung des Suenbachs zur Minderung von Hochwasserschaden ist nicht méglich, weil
der Suenbach zum denkmalgeschitzten Teich- und Grabensystem der historischen Mihlen- und
Huttenwasserversorgung llsenburgs gehart.

Oberflachenwasser

Die fur den Plangeltungsbereich erstellten ingenieurtechnischen Vorplanungen kommen aufgrund
der unginstigen hydrologischen Verhaltnisse zu dem Ergebnis, dass die Ableitung des Nieder-
schlagswassers Uber neu zu bauende Kanale mit Anbindung an das vorhandene Kanalnetz er-
forderlich ist. Ausnahmen sind lediglich fur versiegelte Flachen < 20 m? vorgesehen. Fir Dachfla-
chen von Garagen und Carports wird keine Versickerung empfohlen, sondern vorzugsweise Zwi-
schenspeicherung zur Nutzung (z.B. Gartenbewasserung) und einer flachenhaften Versickerung
des Uberschusswassers.

Zur Minderung des abzuleitenden Oberflachenwassers wird festgesetzt, dass fur die Befestigung
von Stellplatzflachen nur Materialien mit einem Abflussbeiwert von max. 0,6 zulassig sind. Bei
der Befestigung tbriger Flachen darf ein Abflussbeiwert von 0,8 nicht Gberschritten werden.

4.12 Natur und Grin (s. auch Ziff. 5)

Private Grinflachen

Fur den nordlich an den Plangeltungsbereich angrenzenden Bebauungszusammenhang an der
Teichstral3e wird eine kleine private Grinflache der Zweckbestimmung ,Hausgarten festgesetzt,
damit fur die dicht bebauten Grundstiicke Teichstral3e 13, 14 und 15 die Mdglichkeit zur Erweite-
rung ihrer privaten Freiflachen besteht.

Der nordliche als extensiver Garten genutzte Teilbereich des Flurstiicks 3010/193 mit altem Obst-
baumbestand und kleinem Teich wird zur Ergdnzung der ndrdlich angrenzenden 6&ffentlichen Griin-
flache und deren Bedeutung als Lebensraum geschuitzter Arten ebenfalls als private Griinflache
festgesetzt.

Nordlich der geplanten Altenwohnanlage ist eine Grinflache/Park- und Gartenanlage als privater
Freiraum- und Aul3enaufenthaltsbereich der Wohnanlage vorgesehen.

Sudlich des Kitzsteinteiches liegt eine Flache mit privaten Garten (Eigentimer llsenburger Woh-
nungsbaugesellschaft mbH). Die Garten sind an die Mieter der FaktoreistraRe 4d und 4e (Faktorei)
verpachtet. Um den Wohnwert der innenstadtnahen Wohnungen zu erhalten, wird der Bereich der
Garten mit Ausnahme eines ca. 13 - 14 m breiten Streifens am Nordrand als private Grunflache
der Zweckbestimmung ,Freizeitgarten“ festgesetzt.

Offentliche Griinflachen

Auf der Grundlage des Flachennutzungsplans wird den geplanten Baugebieten eine zusammen-
hangende offentliche Grinflache am SW- und S-Rand des Kitzsteinteichs zugeordnet und als Fl&-
che fur Malinahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft fest-
gesetzt. Der geplante Entlastungsgraben ist innerhalb dieser Flache moglichst naturnah auszu-
bauen. Der geschiitzte Gehdlzbiotop wird zum Teil in diese 6ffentliche Grunflache einbezogen (s.
Ziff. 5).

Die Grunflachen haben Bedeutung sowohl fur die geplante Altenwohnungen als naturnaher Bewe-
gungs- und Freizeitraum als auch fur die Attraktivitdt der Kurstadt llsenburg (Stadtbild, innerstadti-
sches Ful3-und Wanderwegenetz, Aul3enaufenthaltsbereiche) sowie als Habitat der in der natur-
schutzrechtlichen Untersuchung kartierten geschutzten Fauna. Die Grunflachen verbinden mit dem
FuRBwegenetz ,Tannengang“-,Pinneckenpuckergasse” ¢stlich und nérdlich des Teiches.

Der 13 - 14 m tiefe Streifen am Siudufer des Kitzsteinteiches wird als 6ffentliche Grunflache der
Zweckbestimmung ,Parkanlage” ausgewiesen, damit die Voraussetzung zur VergroRerung der
bisher schmalen 6&ffentlichen Griinflache als Teil eines Stadtparks mit Naherholungsfunktion ge-
schaffen werden kann.
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Zum Zwecke der vernetzenden Durchgriinung des gesamten Plangebiets werden fiir die Bauge-
biete auRerdem randliche und flachenbezogene Pflanzungen festgesetzt.

4.13 Stadtbild

Am SW- und S-Rand des Kitzsteinteichs wird eine zusammenhangende 6ffentliche Grinflache fur
die innerstadtische Erholung geschaffen. Dieser Grinflache werden attraktive Bau- und Wohnge-
biete mit relativ hoher baulicher Nutzung zugeordnet.

Aus ortsgestalterischen Griinden haben baulich umschlossene Nebenanlagen, Nebengelasse,
Gerateschuppen, Carports und Garagen mindestens 1,5 m Abstand von der Planstral3e, vom fest-
gesetzten FuRweg und von offentlichen Griinflachen einzuhalten.

Ebenfalls aus Ortsbildgrinden der Kurstadt wird festgesetzt, dass Gartenhauser, Gerateschuppen
und allseits baulich umschlossene Nebenanlagen innerhalb der privaten Grinflache Freizeitgarten
vom Suenbach, der 6ffentlichen Grinflache Parkanlage und dem Weg Tannengang einen Abstand
von 1,5 m einzuhalten haben. Vorhandene Anlagen geniel3en Bestandsschutz.

4.14 Kinderspielplatze, Kindergarten

Spielplatze
Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete sind private Kleinkinderspielplatze zu errichten. Innerhalb

der festgesetzten 6ffentlichen Grinflache, z.B. stidlich des Anglerheims kann bei Bedarf ein kleiner
offentlicher Kinderspielplatz realisiert werden.

Kindergarten
Aufgrund der zentralen Lage des Plangebiets steht die Kindereinrichtung ,Kinderland am Eichholz*

mit Kinderkrippen- und Kindergartenbereich mit Halb- und Ganztagesplatzen zur Verfugung.

4.15 Immissionsschutz

Mit der Festsetzung Allgemeiner Wohngebiete wird Vorsorge dafir getroffen, dass die westlich,
ndrdlich und sudlich angrenzenden vorhandenen Wohnnutzungen von maoglichen Emissionen der
neuen Baugebiete nicht untypisch beeintrachtigt werden.

Die unter Ziff. 3.6 festgestellte geringe randliche Uberschreitung des Nachtorientierungswertes
nach der DIN 18005 fur Allgemeine Wohngebiete (45 dB (A)) betrifft nicht die von der Stral3e ent-
fernter liegende Uberbaubare Grundstiicksflache. Da in der vorgelagerten nichtiiberbaubaren
Grundstucksflache als potentiellem Aufl3enaufenthaltsbereich der Tagesorientierungswert von 55
dB (A) ebenfalls nicht tberschritten wird, kann fir das betreffende Baugebiet davon ausgegangen
werden, dass gesunde Wohnverhaltnisse nicht beeintrachtigt sind.

Die in diesem Bereich fast lickenlos vorgelagerten Gebaude der Grundstiicke Faktoreistral3e 7 -
10 und das vorgelagerte Hotel bewirken auf3erdem eine wirksame Abschirmung, die bei den Uber-
schlaglich als freie Schallausbreitung ermittelten Larmpegeln nicht bericksichtigt wurden. Somit
kann davon ausgegangen werden, dass ein immissionsrechtlicher Konflikt der Planung nicht ge-
geben ist.

4.16 Denkmalschutz

Der Kitzsteinteich und der Suenbach, die zum als Kulturdenkmal geschiitzten Teich- und Graben-
system llsenburgs gehdren, werden von der Planung nicht beeintrachtigt. Die Festsetzung einer
uferbegleitenden 6&ffentlichen Grinflache am Kitzsteinteich schafft Voraussetzungen zu denkmal-
konformen Entwicklungsmafnahmen.

4.17 Bodenschutz

Nach den erstellten Bodengutachten ergibt sich im gesamten Plangebiet kein Konflikt mit den
Prufwerten gem. BBodSchV. D.h. eine Nutzung des Areals als Wohngebiet ist grundsatzlich mog-
lich (sh. ziff. 3.2).
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4.18 Eigentums- und Rechtsverhéltnisse (Anlage 6)

Der Bebauungsplan bericksichtigt privates Grundeigentum soweit es im Rahmen eines zweckméa-
RBigen Erschlielungs- und Nutzungskonzepts maglich ist:

Die Planung der Planstral3eneinmiindung auf die Faktoreistrale wurde mit dem Stral3enverkehrs-
amt und den betroffenen Privateigentiimern abgestimmt.

Das Grundstiick der ehemaligen FDGB-Ferienhaussiedlung wird tGiberwiegend als Baugebiet aus-
gewiesen. Mit dem Eigentimer hat die Stadt einen Flachentausch vereinbart, mit dem der Land-
verlust infolge der PlanstralRe, des Entlastungsgrabens und der o6ffentlichen Griinflache am Sudu-
fer des Teiches ausgeglichen wird.

Der unbebaute nordliche Teilbereich des privaten Flurstiicks 3010/193 wird am Sudrand als All-
gemeines Wohngebiet festgesetzt und im restlichen nordlichen Teilbereich entsprechend seiner
Okologischen Wertigkeit als private Grinflache. Von der Planstrale und dem geplanten Entlas-
tungsgraben wird das Flurstiick nicht belastet.

Fur das Anglerheim besteht ein langjahriges Niel3brauchrecht auf stadtischem Gebiet, fir den Zu-
weg von der Teichstral’e auf dem Teichdamm besteht ein Pachtvertrag. Vorrangiges Ziel der Stadt
llsenburg ist die biotopkonforme Entwicklung des westlichen Teichufers. Eine planungsrechtliche
Verfestigung der Gebdude des Anglerheimes wiirde diesem Ziel entgegenstehen. Deshalb wird fiir
diese Gebaude kein Baurecht festgesetzt. Der Bestandsschutz des Anglerheims und ggf. erforder-
liche Umbauten und Instandsetzungen sind mit privatrechtlichen Vertragen zu regein.

Die vorhandenen Freizeitgarten werden mit Ausnahme eines ca. 12 m Streifens am Nordrand er-
halten. Dieser Streifen wird als 6ffentliche Grunflache/Parkanlage ausgewiesen, damit am Sudufer
des Kitzsteinteiches die Voraussetzungen zur Vergrof3erung der bisherigen schmalen offentlichen
Griunflache als Stadtpark mit Erholungsfunktion und Mdglichkeiten fir naturschutzrechtliche Aus-
gleichsmalRnahmen (randliches Vogelgehdlz) geschaffen werden kdnnen. Im Bereich des damit
geschaffenen Parkstreifens befindet sich am Ostrand ein brach gefallener Garten und der daran
westlich anschlielfende Bereich ist z.Z. ein naturnaher extensiver Gartenbereich, so dass der Be-
bauungsplan zum Vorteil der Allgemeinheit nur relativ geringfiigig in bestehende private Nutzun-
gen eingreift.

Der festgesetzte Unterhaltungsstreifen des Suenbachs kann im Rahmen von Pachtwechseln der
betroffenen Garten sukzessive erfolgen, da die Stadt Eigentimer der betreffenden Freizeitgarten
ist.

Am Nordrand des Plangebietes wird den aufRerhalb des Plangeltungsbereichs liegenden Grund-
sticken TeichstraRe 13, 14 und 15 eine private Grunflache/Zweckbestimmung Hausgarten als
Erweiterungsflache des Aul3enaufenthaltsbereichs der dicht bebauten Grundstiicke zugeordnet.

Als ruckwartiger ErschlieBungsweg der Hauser Teichstral3e 12 und 12a wird eine Flache fir ein
Geh-, Fahr- und Leitungsrecht tUber die private Grunflache/Park- und Gartenanlage festgesetzt.

Damit das aul3erhalb des Plangeltungsbereichs liegende Hinterlieger-Flurstiick 3476 (Friedenstra-
Re 9) gemal Eigentimerwunsch Uber das Plangebiet verkehrlich und versorgungstechnisch er-
schlossen werden kann, wird die Planstral3e (Stichstraf3e) an ihrem ndrdlichen Ende 6 m in westli-
cher Richtung verlangert.

Nach Einschéatzung der Stadt llsenburg wird auf Grundlage des § 1 Abs. 7 BauGB mit der vorlie-
genden Planung und Planbegriindung ein gerechter Ausgleich zwischen privaten und offentlichen
Belangen herbeigefihrt.

4.19 Stadtebaulicher Entwurf

Der stadtebauliche Entwurf ist ein unverbindlicher Vorschlag fir die bauliche Nutzung i. R. der Be-
bauungsplanfestsetzungen.

Fir das nordliche Baugebiet ist die Nutzung mit kleinen Mehrfamilienhdusern dargestellt. Die alter-
native Nutzung als betreute Wohnanlage ist abh&ngig vom individuellen Konzept in Frage kom-
mender zukiinftiger Betreiber und kann hier deshalb nicht prasentiert werden. Fir die Ubrigen
Baugebiete werden mehrheitlich kleine Mehrfamilienhduser mit 5 — 6 Wohnungen dargestellt, mit
denen kleinere, attraktivere Stadtwohnungen bereitgestellt werden.

Die Baugebiete kdnnen alternativ mit Reihenh&usern mit kleinen Hausgarten, Kettenhdusern und
Einfamilienh&usern mit privaten Zuwegungen bebaut werden.
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5 Belange des Naturschutzes
5.1 Planungsrechtliche Grundlagen

Bei Bebauungsplanen der Innenentwicklung nach § 13 a BauGB wird von der Durchfiihrung einer
Umweltprifung nach 8 2 Abs. 4 BauGB bzw. eines Umweltberichts nach § 2a BauGB abgesehen.
Die Belange des Umweltschutzes nach 8 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und § 1la BauGB sind dessen un-
geachtet in der Begrindung darzustellen und bei der Abwagung zu bertcksichtigen.

Nach 8§ 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB ist ein Ausgleich fur (,normale*) Eingriffe in Natur und Landschaft,
die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, nicht erforderlich.

Alle sonstigen naturschutzrechtlichen Anforderungen bleiben erhalten. Hierzu zahlen die Pflicht zur
Vermeidung von Eingriffen, arten-, biotop- und baumschutzrechtliche Verpflichtungen einschliel3-
lich der jeweiligen Ausgleichsverpflichtungen sowie die FFH-Vertraglichkeitsprifung und die Be-
ricksichtigung waldrechtlicher Anforderungen. Es ist ebenfalls zu beachten, dass die Verbotstat-
bestdnde des § 44 BNatSchG nicht ausgeldst werden.

5.2 Schutzgiter Arten und Lebensgemeinschaften

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes tberplant keine Belange von gemeinschaftlicher Be-
deutung (FFH-Richtlinie 92/43/EWG) und der europdaischen Vogelschutzgebiete (Vogelschutz-
richtlinie 79/409/EWG). Das Plangebiet befindet sich nach dem LEP-LSA im Vorbehaltsgebiet fur
den Aufbau eines 6kologischen Verbundsystems ,Harz", in dem den Belangen von Naturschutz
und Landschaftspflege ein erhfhtes Gewicht beizumessen ist.

Nach dem Biotopkataster des Landkreises Harz befindet sich in der Mitte des Plangebiets ein vom
Kitzsteinteich bis zu den bebauten Grundstiicken an der Faktoreistral3e Uberschlaglich abgegrenz-
ter gesetzlich geschutzter Biotop nach 8 37 Abs. 1 Nr. 7 NatSchG LSA (Hecken- und Feldgeholz).

5.2.1 Biotopkartierung 2010

Aufgrund dieser Situation wurde von der FLU-Planungsgemeinschaft GbR im Oktober 2010 und im
April/Mai 2011 eine genauere Biotopkartierung und faunistische Untersuchung des Plangebietes
durchgefihrt. Danach erfillen folgende Bereiche die Kriterien des § 30 BNatSchG bzw. des § 22
NatSchG LSA und sind damit gesetzlich geschiitzte Biotope* (s. Anlage 7 - Biotopkartierung).

Der grof3te zusammenhangend abgegrenzte Bereich, der die Kriterien der Schutzwurdigkeit erfillt
(Teilflache 1), umfasst im Wesentlichen den gesamten Gehdlzbereich D inklusive des hierin befind-
lichen Grabens. Bei diesem Biotoptyp handelt es sich um einen Baumbestand aus uberwiegend
heimischen Gehdlzen (HEC), der die Kriterien eines naturnahen Feldgehdlzes erfiillt.

Des Weiteren wurden Randbereiche der Flache A insoweit als geschiitzte Biotope abgegrenzt, wie
sie die in der ,Handlungsanweisung zur Kartierung geschutzter Biotope nach § 37 (neu: § 22)
NatSchG LSA" genannten Kriterien erftllen:

e Der somit einbezogene nordliche Teilbereich 1l des Gebietsteiles A umfasst die Baum-
/Strauchhecke aus Uberwiegend heimischen Arten (HHB), die den Ubergang der ehemaligen
Bungalowflache zum Kitzsteinteich bildet.

o Der 0stliche Teilbereich 1l der Flache A beinhaltet einen naturnah ausgebildeten Heckenstrei-
fen (HHB) aus uUberwiegend heimischen Geholzen, die hier den linken Uferstreifen des Suen-
baches bilden.

e Ein ebenfalls naturnaher Heckenbereich (Teilflaiche 1V) findet sich an der Westseite des Ge-
bietsteiles A, im Ubergang zum Gartengrundstiick C. Auch hier handelt es sich um eine
Strauch-Baumhecke aus uberwiegend heimischen Arten (HBB).

o Die beiden nérdlich des Géartnereigeldndes befindlichen Gehdlzgruppen erflillen ebenfalls die
Kriterien eines gesetzlich geschiitzten Biotops. Es handelt sich um eine Baumgruppe HEC
(Teilflache V) und eine Strauch-Baumhecke HBB (Teilflache VI), jeweils Uberwiegend beste-
hend aus heimischen Arten.
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Nr. Einstufung 8§22 | Betroffene Biotoptyp | Gesamt- Punktwert Biotopwert
(NatSchG LSA) Bereiche flache [m?] Gesamtwert
(Gebietsteile It
Abb. 2) (Punktwert x m?)
| Hecken und D (gesamter HEC 2.150 20 43.000
Feldgeholze Bereich)
Il Hecken und A (noérdl. Rand- HHB 200 20 4.000
Feldgeholze bereich)
1l Hecken und A (6stl. Rand- HHB 650 18 11.700
Feldgeholze bereich)
v Hecken und A (westl. Rand- HHB 306 18 5.508
Feldgeholze bereich)
\% Hecken und E3 (Gehdlzinsel) HEC 380 20 7.600
Feldgeholze
VI Hecken und E (Hecke, raum- HBB 160 18 2.880
Feldgeholze licher Zusam-
menhang zu E3)
Gesamt 3.846 74.688

5.2.2 Artenschutzkartierung 2010

Im Rahmen der Untersuchungen wurden 2010 19 Vogelarten innerhalb des Plangebietes und wei-
tere sieben im direkten raumlich-funktionalen Bezug zu diesem beobachtet. Die im Gebiet festge-
stellten Vogelarten entsprechen dem standortgemal3 zu erwartenden Artenspektrum. Alle européi-
schen Vogelarten zahlen zu den besonders geschitzten Arten gemaf § 44 BNatSchG.

Die Anzahl an gefundenen Individuen bzw. potentiellen Brutpaaren ist, bezogen auf die Gebiets-
grol3e und die innerstadtische Lage berlcksichtigend, insbesondere bei typischen Heckenbriitern
wie der Monchsgrasmiicke durchaus als verhéltnismafig hoch zu bewerten. Dies lasst sich erkla-
ren mit den im Gebiet vorhandenen, als Brut-, Nahrungs- und Riickzugsraum geeigneten dichten
Gebiischbereichen, mit der zumindest teilweise erschwerten Zuganglichkeit und dem insgesamt im
Plangebiet vorliegenden Spektrum unterschiedlich strukturierter Bereiche, die nicht zuletzt auch
durch das jahrelange ,Brachliegen” bestimmter Gebietsteile mit weitgehend ungestdrter Sukzessi-
on entstehen konnten.

In weiten Teilen ist aber auch festzustellen, dass die Flachen im Plangebiet, die der Sukzession
und Verbuschung unterliegen (v.a. Flache A) stark beeintrachtigt und gestért sind, z. B. durch Ge-
bauderuinen und deren Reste, belastete Boden und Materialien sowie Bauschutt, Mill und Unrat.
Alle gefundenen Amphibienarten sind aufgrund ihrer Einstufung in der Bundesartenschutzverord-
nung (BArtSchV) besonders geschitzt gemaR § 44 BNatSchG. Von den gefundenen Arten ist
nach den Grundsatzen derselben Paragrafen keine Art streng geschitzt. Es wurden keine Amphi-
bien-Arten des Anhangs Il oder IV der Natura2000-(FFH)-Richtlinie gefunden.

Der offene Grabenabschnitt innerhalb des Gehdélzgirtels D erfillt erwiesenermalen die Funktion
eines Fortpflanzungshabitates fir den Bergmolch sowie eventuell auch fir den Feuersalamander,
von dem ein adultes Exemplar gefunden wurde. Von Erdkréte und Teichfrosch wurden nur Einzel-
exemplare gefunden, sodass nicht davon auszugehen ist, dass von diesen Arten gro3ere Popula-
tionen das Plangebiet als Landhabitat nutzen bzw. die zur Verfiigung stehenden Gewasser aktuell
als Laichhabitat dienen. Vor allem der ehemals kleine Timpel auf dem Gartengrundstick (C) hat
durch Ausbaggerung im Fruhjahr 2011 seine moglicherweise vormals vorhandene Funktion als
Amphibienlaichgewésser verloren.

5.2.3 Naturschutzrechtliche Bewertung nach der Kartierung 2010

Biotope

Das Zerstérungsverbot fiir geschitzte Biotope nach § 30 BNatSchG, erganzt um die laut § 22
NatSchG LSA in Sachsen-Anhalt zusatzlich geschitzten Biotope, bleibt auch im sog. Beschleunig-
ten Verfahren nach § 13a BBauG bestehen. Auf Antrag der Gemeinde kann von der Naturschutz-
behorde eine Ausnahme zugelassen bzw. eine Befreiung gewéhrt werden, wenn die Beeintrachti-
gungen ausgeglichen werden kdnnen (vgl. 8 30 Abs. 2 und 3 BNatSchG).

Wird eine Ausnahme zugelassen bzw. eine Befreiung gewahrt, bedarf es fir die Durchfiihrung
ansonsten zulassiger Vorhaben dann keiner weiteren Ausnahme oder Befreiung, wenn innerhalb
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von sieben Jahren nach Inkrafttreten des B-Planes mit dem Vorhaben begonnen wird (8 30 Abs. 4
BNatSchG).

Artenschutz

Bei einer Entnahme, Beschadigung oder Zerstérung von Fortpflanzungs- oder Ruhestatten von
europaischen Vogelarten sowie von européischen Amphibienarten liegt ein Eingriff nach § 44 Abs.
1 Nr. 3 vor. Nach § 44 Abs. 5 Satz 2 ist mit diesem Eingriff kein Verbotstatbestand erflillt, sofern
die O0kologische Funktion der betroffenen Populationen im rdumlichen Zusammenhang weiterhin
erfallt ist. Um dieses zu gewdhrleisten sind unter Umsténden vorgezogene Ausgleichsmalinahmen
(CEF-MaRRnahmen) gemalR § 44 Abs. 5 Satz 3 notwendig.

5.2.4 Minimierung der Eingriffe

Der Eingriff in den zentralen Gehélzbiotop HEC mit wasserfihrendem Graben (Bereich | in Anla-
ge 2 der Biotopkartierung) wird im Planentwurf mit einer Zuriicknahme der baulichen Nutzung
und einer Verschiebung der Planstrale an den Sudrand des Biotops verringert. Dadurch kann
der Biotop etwa zur Hélfte erhalten bleiben und als 6ffentliche Grinflache mit dem Uferpark des
Kitzsteinteichs verbunden werden.

Das geplante Wohngebiet fiir altengerechte und betreute Wohnungen erfordert aus wirtschaftlicher
Sicht eine Grundstiicksgrof3e von 3.000 -3.500 m2. Hinzu kommt, dass aufgrund des festgesetzten
Uberschwemmungsgebiets der nérdliche Teilbereich nicht wie im Entwurf 11/2011 fur die verkehr-
liche Anbindung an die TeichstralRe entwickelt werden kann. Dadurch verlagert sich das nordlich
Baugebiet in sidliche Richtung und beansprucht den Gehdlzbiotop nunmehr mehr als im friiheren
Planentwurf.

Aus diesen Grunden kdnnen Eingriffe in die nach § 30 BNatSchG i.V.m. § 22 NatSchG LSA ge-
schitzten Biotope nicht vermieden werden. Nach dem Bebauungsplanentwurf verbleibt ein unver-
meidbarer Eingriff in die nachfolgend aufgefihrten Biotope nach der naturschutzfachlichen Unter-
suchung (Nummerierung der gelben Teilflachen gem. Anlage 2 der Biotopkartierung):

I Teilflachen des Biotops HEC ca. 680 m?
1] Uferbereich des Suenbachs HHB ca. 290 mz
v westlicher Randbereich des ehem. Feriendorf HHB ca. 190 m2
\Y Gehdlzinsel im Teilgebiet E1 HEC ca. 160 m?
VI Gehdlzinsel im Teilgebiet E3 HBB ca. 400 m?

ca. 1.720 m2

5.2.5 Abwagung der Uberplanung von Biotopen

Die mit der Uberplanung als Baugebiete und Verkehrsflachen einhergehende Beeintrachtigung der
v.g. Biotope ist nach Einschatzung der Stadt llsenburg unter Beachtung folgender Ziele und
Grundsatze als unvermeidbar hinzunehmen:

e raumordnerischer Grundsatz G 10-2 des REP Harz:
Bei der weiteren Siedlungsentwicklung haben die stadtebauliche Innenentwicklung, Woh-
nungsmodernisierung, stadtebauliche Erneuerung und Verbesserung des Wohnumfeldes Vor-
rang vor der Neuausweisung von Flachen im AulRenbereich

e raumordnerischer Grundsatz G 15 des REP Harz:
Bei der weiteren Entwicklung der Siedlungs- und Infrastruktur ist die absehbare Bevdlkerungs-
entwicklung der Planungsregion (z.B. demographische Entwicklung) zu berlcksichtigen

o Ziel einer angemessenen Verdichtung und sparsamen Verwendung von Grund und Boden in
zentrumsnaher Lage und im férmlich festgelegten Sanierungsgebiet ,Kernstadt*

o Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit und Wirtschaftlichkeit:
Nach der Verordnung zur Festsetzung des Uberschwemmungsgebiets der llse kénnen der
nordliche Teilbereich westlich des Kitzsteinteichs und ein kleinerer Bereich zwischen des Stadt-
gartnerei und dem ehemaligen Ferienlager nicht wie im Entwurf 11/2011 geplant baulich ge-
nutzt werden. Da damit wesentliche zentrale Bereiche von der stadtebaulich angestrebten bau-
lichen Verdichtung ausgenommen sind, ist gemafR der Ziel einer wirtschaftlichen Erschliel3ung
eine teilweise Uberplanung der Biotope unvermeidlich
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Es wird als vorrangig angesehen, das auRerhalb des Uberschwemmungsgebiets verbleibende
unbebaute zentrale Gebiet nachzuverdichten und wieder nutzbar zu machen, das hydrologisch
anspruchsvolle Gebiet mit der Schaffung attraktiver Bau- und Wohngebiete relativ hoher baulicher
Dichte wirtschaftlich zu erschliel3en, einer zentral gelegenen Griinflaiche am Kitzsteinteich als
innerstadtische Erholungsflache zuzuordnen und AusgleichsmalRnahmen so weit als mdglich in-
nerhalb des Plangeltungsbereichs durchzufiihren.

Mit der Nutzbarmachung des Plangeltungsbereichs kann der Inanspruchnahme auf3erértlicher Fl&-
chen und somit der Zersiedlung der Landschaft entgegengewirkt werden.

5.2.6 Aufwertungs- und AusgleichsmalRnahmen, Antrag auf Befreiung

Als Ausgleich fur diese Eingriffe sind im Plangebiet und in dessen unmittelbarem Umfeld folgende
KompensationsmafRnahmen vorgesehen (Nummerierung der Teilgebiete gem. Anlage 8):

1. Biotop: Freilegung, Renaturierung und Verndssung des teilweise verrohrten Grabens, Ent-
fernung von Bauschutt im Gehdlzbiotop, Rickbau des ehemaligen Pumpenhauses und der
ehemaligen Fernheizleitungen einschl. Renaturierung, Verbindung des Biotops mit dem er-
weiterten Uferpark zu einer zusammenhéangenden 6ffentliche Grinflache

2. Entfernung von standortfremden Neophyten (Japanischer Staudenknéterich ,Fallopia japoni-
ca“) auf einer Flache von insgesamt ca. 50 m?

3. Rickbau ehemaliger Ferienhauser innerhalb der geplanten 6ffentlichen Parkanlage in einer
Grole von ca. 200 m? Grundflache, teilweiser Rickbau der ca. 1,5 m hohen Formsandauffil-
lung auf einer Flache von ca. 500 m? und Entwicklung zu einer naturnahen Parkanlage

4. Schaffung eines dichten Vogelgehdlzes am Sudrand des erweiterten Uferparks auf ca.
200 m?

5. Renaturierung/Vernassung des nordlichen Grabenteilstiicks innerhalb der festgesetzten
offentlichen Grinflache (ca. 100 m?)

6. Entfernung von standortfremden alten Hybridpappeln zwischen Planstral3e A und westlichem
Uferweg und Anpflanzung von standortgerechten Laubbaumen und Laubstrauchern auf ca.
150 m2 (teilweise aufRerhalb des Plangeltungsbereichs)

7. Verbesserung der 6kologischen Durchlassigkeit des Suenbachs durch den geplanten Entlas-
tungsgraben. Mit dem Bau des Grabens Schaffung von Lebensraum fir Amphibien und
Uferstauden, insbesondere im naturnah auszubauenden nérdlichen Teilstiick

8. Erweiterung und Entwicklung des Strauchbereichs am ndrdlichen Damm des Kitzsteinteichs
auf einer Flache von ca. 150 m? der stadtischen Flurstiicke 820/208 und 3577 zu einem dich-
ten Vogelgeholz.

Flachenbilanz

1. ca. 1.400 m?
2. ca. 50 m2
3. ca. 600 m?2
4. ca. 200 m2
5. ca. 100 m2
6. ca. 150 m?2
7. ca. 700 m2
8. ca. 150 m?

ca. 3.350 m2

Demnach kdnnen fir plangeméfe Eingriffe in Flachen von 1.720 m2 Aufwertungsmal3nahmen auf
Flachen von ca. 3.350 m? vorgenommen werden.

Zusétzlich wird mit dem Bau des Entlastungsgrabens im Gebiet zwischen FaktoreistraRe und Prin-
zess-llse-Schule die 6kologischen Durchlassigkeit des Suenbachs verbessert.

Auf der Grundlage der mit dem Planentwurf vom 12.12.2011 vorgesehenen Eingriffe und Kompen-
sationsmaflnahmen wurde bei der unteren Naturschutzbehtrde ein Antrag auf Befreiung von den
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Verboten des § 30 Abs. 2 BNatSchG gestellt und die naturschutzrechtliche Ausnahmegenehmi-
gung am 21.12.2011 erteilt.

Aufgrund des nun entwickelten neuen Planentwurfs wird ein aktualisierter Antrag auf eine natur-
schutzrechtliche Ausnahmegenehmigung gestellt. Die Art und die Durchfihrung der geplanten
internen und externen Ausgleichsmaflinahmen werden in einem offentlich-rechtlichen Vertrag mit
dem Landkreis Harz als untere Naturschutzbehérde vor Satzungsbeschluss des Bebauungsplans
im Detail geregelt.

Die Ubrigen stadtebaulichen Pflanz- und Grinflachenfestsetzungen (u.a. Erweiterung und Entwick-
lung des sudlichen Uferparks) fuhren ebenfalls zu einer naturschutzfachlichen Aufwertung und
einem Teilausgleich fur die plangemaf3en Eingriffe.

5.2.7 Erganzende artenschutzrechtliche Prifung 2017

Da aus der Bevolkerung Hinweise gegeben wurden, dass im Gebiet Feuersalamander (Salamand-
ra salamandra) vorkommen, wurde im Plangeltungsbereich 2017 gemal3 den Festlegungen der
Unteren Naturschutzbehorde des Landkreises Harz vom Biro fur Umweltplanung Dr. Friedhelm
Michael / Wernigerode eine ergdnzende Untersuchung auf ein Vorkommen geschutzter Tierarten
(v. a. Vogel, Amphibien) durchgeftihrt,

Als Ergebnis wurde hinsichtlich Vogel festgestellt, dass lediglich weitverbreitete, kaum geféhrdete
Vogelarten angetroffen wurden, fir die keine Verbotstatbestdande nach § 44 BNatSchG ausgelost
werden.

Die aus der Bevolkerung stammenden Hinweise auf Feuersalamander-Vorkommen wurden nicht
bestatigt. Aufgrund der Habitatausstattung des Suenbach-Einzugsgebietes ist es jedoch sehr
wahrscheinlich, dass regelmafig Tiere mit dem Suenbach ins Plangebiet verdriftet werden und
dann dort gesichtet werden. Das Plangebiet selbst stellt jedoch keinen optimalen Lebensraum ftir
die Art dar, so dass dauerhafte Vorkommen sehr unwahrscheinlich sind.

An Amphibien wurden Erdkréte und Teichfrosch nachgewiesen. Der an das Plangebiet angren-
zende Kitzsteinteich stellt mit grof3er Sicherheit ein traditionelles Laichgewasser fir diese Arten
dar, so dass mit groReren Individuenzahlen, welche das Plangebiet zur Laichzeit im M&rz tangie-
ren kénnen, zu rechnen ist.

5.2.8 Hinweise zum Artenschutz

In der ergdnzenden artenschutzrechtlichen Prifung wurden zur Verhinderung der Auslésung der
Verbotstatbestédnde des § 44 BNatSchG folgende Hinweise zum Artenschutz gegeben, die als
Festsetzungen in den Bebauungsplan bernommen werden:

Artenschutz Vogel

o Eingriffsbedingte Berdumung der Geholzbestéande nicht in der Zeit 01. Marz — 31.0Oktober.

o Geholzbestande auRerhalb der festgesetzten Baugebiete sollen im Wesentlichen in ihrer Struk-
tur bestehen bleiben, Kraut- und Strauchschicht sind zu schonen, eine umsichtige Entmullung
der Flachen ist vorzunehmen.

Artenschutz Amphibien

o Verhinderung von 6kologischen Fallen wahrend der Bauphase und im spateren Bestand:
- Abdeckungen der Regenentwéasserungseinldsse (Gullyroste, Drainrinnen) mit engeren Ab-
standen versehen (Strebenabstand ca. 1,6 cm)
- offene Baugruben vermeiden und evtl. gefangene Tiere freisetzen
o Entscharfung der Artenschutzrisiken durch StralRenentwasserungen:
- die Bordsteinhdhe sollte so weit wie moglich abgesenkt werden
- alternativ entlang des Bordsteins flache Rampen/Schragsteine in einem mindestens 3-5 m
langen Abschnitt beidseitig der Gullys
- Lochung der Schlammeimerb&den unter den Gullyrosten
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6 Begrindung der integrierten bauordnungsrechtlichen Festsetzungen

6.1 Ortliche Bauvorschriften zur Gestaltung baulicher Anlagen
(8 90 Abs. 5 BauO LSA i.V.m. 8 9 Abs. 8 BauGB)

Die fiir groRe Teile der bebauten Ortslage der Stadt llsenburg erlassene ,Ortliche Bauvorschrift zur
aul3eren Gestaltung baulicher Anlagen sowie Werbeanlagen und Warenautomaten® gilt auch fir
den Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplanes.

Damit sich die Geb&aude im Plangebiet, das sich am Nordrand des Sanierungsgebiets der Kern-
stadt befindet, in das gewachsene bauliche Umfeld, insbesondere unter Berticksichtigung der sid-
lich angrenzenden denkmalrechtlich geschiitzten Gebaude, einfiigen, andererseits aber auch mo-
derne Bauformen ermdglicht werden, wird die v.g. 6rtliche Bauvorschrift um folgende Vorschriften
erganzt:

Dachformen, Dachneigung

Fur alle Hauptgebaude sind nur geneigte Dacher als Sattel-, Mansard-, Walm- und Krippelwalm-
dacher zulassig. Die zulassige Dachneigung betragt 28° - 45°.

Bei Gebauden mit drei Vollgeschossen betragt die Mindestdachneigung 25°.

Gebaudeform

Bei Gebauden mit 2 Vollgeschossen konnen die obersten Geschosse auch als sog. Staffelge-
schoss errichtet werden. Bei Staffelgeschossen ist die HauptauRenwand mindestens 0,5 m hinter
die HauptauRenwandflachen der darunterliegenden Geschosse zuriickzusetzen und mit dunkleren
Farbtonen als die HauptauRenwandflachen der darunterliegenden Geschosse abzusetzen.

In den allgemeinen Wohngebieten mit drei Vollgeschossen als Héchstmald ist die Hauptaul3en-
wand des dritten Geschosses mindestens 0,5 m hinter die HauptauRenwandflachen der darunter-
liegenden Geschosse zuriickzusetzen (sog. Staffelgeschoss) und mit dunkleren Farbtonen als die
HauptauRenwandflachen der darunterliegenden Geschosse abzusetzen.

Da ein Staffelgeschoss in der Landesbauordnung nicht definiert ist, wird zusétzlich festgesetzt,
dass die Grundflache des dritten Geschosses mit einer lichten H6he von mindestens 2,30 m weni-
ger als drei Viertel der Grundflache des darunterliegenden Geschosses betragen muss.

Werden die Gebaude ohne zuriickgesetztes drittes Geschoss errichtet, darf im ndrdlichen Bauge-
biet 1 die Traufhohe von 8,0 m und im 6stlichen Baugebiet 2 von 7,5 m nicht Gberschritten werden.
Die Traufh6he ist gemanR der textlichen Festsetzung Nr. 2.3 zu bestimmen.

Einfriedungen

Innerhalb und am Rande der privaten und oOffentlichen Grinflachen sind Sockelmauern fir Einfrie-
dungen und blickdichte Einfriedungen nicht zulassig, damit die 0kologische Durchlassigkeit nicht
unverhaltnisméafig eingeschrankt wird. Sockelmauern wirden auferdem den Retentionsraum des
hochwassergeféhrdeten Gebiets beeintrachtigen.

7 Nachrichtlichen Ubernahmen
7.1 Uberschwemmungsgebiet der lise (USG)

Das festgesetzte Uberschwemmungsgebiet der lise wird mit Ausnahme unter Ziff. 4.11 erlauterten
geringfligigen Abweichungen gemaf der 1. Anderung der Verordnung vom 17.2.2013 nachrichtlich
in den Bebauungsplan Gbernommen.

7.2 Entlastungsgraben des Suenbachs

Der zur Verringerung des Eigenhochwassers des Suenbachs geplante Entlastungsgraben wird im
Plangeltungsbereich gemaf der wasserrechtlichen Fachplanung und dem zurzeit laufenden was-
serrechtlichen Verfahren nach WHG nachrichtlich in den Bebauungsplan tibernommen.

7.3 Ortliche Bauvorschriften

Die ortliche Bauvorschrift Gber die Pflicht zur Herstellung notwendiger Stellplatze und tber die Ab-
I6sung der Herstellungspflicht fir nicht herzustellende Stellplatze der Stadt llsenburg vom
14.06.2006 und die ortliche Bauvorschrift zur auf3eren Gestaltung baulicher Anlagen sowie Wer-
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beanlagen und Warenautomaten gelten auch fiir den vorliegenden Bebauungsplan. Hierauf wird
im Bebauungsplan hingewiesen.
7.4 Baumschutzsatzung

Die Baumschutzsatzung der Stadt llsenburg (in der Fassung der 1. Anderung vom 12.05.2004-
Amtsblatt LK WR vom 29.10.2004, S.526-, geandert durch die Satzung zur 2. Anderung der
Baumschutzsatzung vom 18.04.2007- Amtsblatt LK WR vom 30.04.2007, S. 129) gilt unabhéngig
vom vorliegenden Bebauungsplan und ist zusatzlich zu seinen Festsetzungen zu beachten.

7.5 Formlich festgelegtes Sanierungsgebiet ,Kernstadt"

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt mit Ausnahme des zeichnerisch abgegrenzten
Teilbereichs im durch Ratsbeschluss vom 05.06.1996 formlich festgelegten Sanierungsgebiet
"Kernstadt" (genehmigt und in Kraft getreten am 03.07.1997).

8 Flachenbilanz

Das Plangebiet hat eine Gesamtgrof3e von rd. 2,3 ha. Davon sind:

¢ Allgemeine Wohngebiete (WA) 1,16 ha
o Verkehrsflachen 0,17 ha

- Planstral3e 0,15 ha

- FuBweg 0,02 ha
e Grunflachen 0,89 ha

- Offentliche Parkanlage und Flache fur Mal3nahmen

fur Natur und Landschaft 0,49 ha

- private Grunflachen 0,40 ha
e Wasserflachen 0,11 ha

- Suenbach 0,04

- Entlastungsgraben 0,07

9 Hinweise zur Verwirklichung des Bebauungsplanes
9.1 Bodenordnung

Bodenordnerische MalRnahmen sind nicht erforderlich.

9.2 Verkehrliche Erschliel3ung

Die ErschlieBung der einzelnen Wohngebaude bzw. —grundstiicke in den relativ tiefen Baugebie-
ten erfordert abhangig von der Art der Bebauung ggf. interne Wohn- bzw. Privatwege, die zur Si-
cherung der ErschlieBung mit Grunddienstbarkeiten zu sichern waren (s. Anlage 4 - stadtebauli-
cher Entwurf).

Privater Durchgangsverkehr von der schmalen Gasse zur Planstral3e ist mit baulichen Mafl3nah-
men (z.B. mit abschlieBbaren Pollern am Nordrand des Grundstiicks Faktoreistra3e 8) zu verhin-
dern.

Gem. der RASt-2006, Abs. 6.3.9.3 ist an der StralReneinmiindung auf die FaktoreistralRe (Ge-
schwindigkeitsbeschrankung 30 km/h) ein Anfahrsichtfeld mit Schenkellangen von 3 m / 30 m er-
forderlich, das im Bebauungsplan nicht festgesetzt ist, weil die angrenzenden betreffenden Fla-
chen aul3erhalb des Plangeltungsbereichs liegen.

Im Zuge des Knotenpunktausbaus Planstraf3e/Faktoreistrale wird der Fuligangeriberweg zur
Evangelischen Grundschule gemal der Knotenpunktplanung um ca. 8 m in nordwestliche Rich-
tung versetzt (Anlage 3).

Das zugunsten der Hauser TeichstraRe 12 und 12a festgesetzte Wegerecht ist erganzend mit pri-
vatrechtlichem Vertrag (z.B. Grunddienstbarkeiten) zu regeln.
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Damit von der am Nordende verlangerten Planstraf3e/Stichstrale eine Zufahrt zum Flurstiick 3476
gebaut werden kann, hat der Eigentimer des Nachbar-Flurstiicks 3076/196 den auf der Grenze
der Flurstiicke 3476 und 3076/196 stehenden Schuppen auf eigene Kosten abzureil3en.

9.3 Flachen fur die Feuerwehr, Abfallentsorgung

In den allgemeinen Wohngebieten WA, ist bei Objekten mit einer Entfernung > 50 m zur 6ffentli-
chen Verkehrsflache § 5 BauO LSA i.V. mit der ,Richtlinie tber Flachen fir die Feuerwehr* beson-
ders zu beachten.

Die Mullsammelbehélter sind am Tag der Entleerung an der festgesetzten 6ffentlichen Verkehrs-
flache aufzustellen. Hinsichtlich des nérdlichen WA-Gebietes wird davon ausgegangen, dass die
Mullsammelfahrzeuge auf der ca. 40 m langen StichstralRe zuriicksetzen, damit die Sammelbehal-
ter auch am Nordrand der Stichstral3e aufgestellt und entleert werden kdnnen.

9.4 Offentliche Ver- und Entsorgung

Trinkwasser:

Fur die Trinkwasserversorgung des Plangebiets sind grundsétzlich ausreichende Kapazitdten im
bestehenden Netz vorhanden.

Loschwasser:

Fur den Brandgrundschutz ist gem. den technischen Regeln des DVGW ,Arbeitsblatt W 405 ent-
sprechend den geplanten Nutzungen folgender Léschwasserbedarf fiir eine Loschzeit von 2 Stun-
den zur Verfigung zu stellen:

WA, lI-lll Vollgeschosse, GFZ 0,7-1,0 mind. 96 m3h (1600I/min)

Der fur Loéschwasserzwecke zu nutzende Hydrant Nr. 27 in der Hochofenstral3e vor dem Haus Nr.
16 stellt gemafld Mitbenutzungsvereinbarung vom 18.05.1999 mit den Stadtwerken Wernigerode
hiervon 50 % zur Verfugung (800 I/min). Die Mitbenutzung des Hydranten ist durch Vereinbarung
vom 18.05.1999 mit den Stadtwerken Wernigerode geregelt. Das Plangebiet liegt mit Ausnahme
des Teilbereichs westlich des Flursticks 3010/193 innerhalb des zulédssigen Umkreises von 300 m.
Fur den nicht abgedeckten Bereich und zur Erfullung des restlichen Léschwasserbedarfs (800
I/min) wird der vorhandene Hydrant an der Einmindung der Planstraf3e in die Faktoreistraf3e in
den Mitbenutzervertrag mit den Stadtwerken Wernigerode einbezogen.

Zusatzlich steht der angrenzende Kitzsteinteich als unabhangige Léschwasserentnahmestelle in
einer maximalen Entfernung von 150 m zur Verfiigung. Hier ist zu beachten, dass die Vorschriften
der DIN 14 210 umzusetzen sind. Loschwasserentnahmestellen sind durch Schilder nach DIN
4066 zu kennzeichnen.

Schmutzwasser:

Fur den Anschluss des Plangebiets an die 6ffentliche Abwasserentsorgung des Wasser- und Ab-
wasserverbandes ,Holtemme-Bode* stehen im Netz und im Klarwerk ausreichende Kapazitaten
zur Verfigung.

Regenwasser:

Nach dem erstellten Bodengutachten der Nordharz Geo-Consult ist der ndrdliche Teilbereich
infolge Verndssung und Stauwasser bei Hochwasser fir eine Versickerung ungeeignet und die
Wasserdurchlassigkeit der tbrigen Bdden ist ebenfalls grenzwertig. Dachflachenwdasser sollten
deshalb Gber das RW-Netz abgeleitet werden.

Das Ingenieurbiuro EVPLAN, Derenburg, hat im Jahr 2012 im Auftrag der Stadt llsenburg eine
Variantenuntersuchung zum Regenwasserkonzept durchgefiihrt. Darin wird die Realisierung der
Variante 5 empfohlen, welche eine direkte Ableitung des aus dem B-Plan-Gebiet anfallenden
Regenwassers uber einen neuen Kanal im freien Gefélle Richtung Hochofenstral3e vorschlagt.
Die direkte Vorflut Richtung llse tragt zu einer Entspannung am Kitzsteinteich in Hochwassersitu-
ationen bei. Ausgehend von der genehmigten Einleitmenge und der teilweise schon bericksich-
tigten RW-Ableitung des Bahnhofsviertels ist der vorhandene DN 500 RW-Kanal nicht tberlastet
und hat Reserven. Die Einleitstelle in die llse ist vorhanden und durch die Wasserbehdrde ge-
nehmigt. Die erforderliche Riickhaltung des plangemalR anfallenden zusatzlichen Oberflachen-
wassers kann dabei in Stauraumkandlen erfolgen.
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Offentliche Abfallentsorgung

Die ¢ffentliche Abfallentsorgung wird von der ,enwi“ (Entsorgungswirtschaft des Landkreises Harz
AOR) durchgefihrt.

Mit Beschilderung (Parkverbot) ist Vorsorge dafir zu treffen, dass Millsammelfahrzeuge und an-
dere Lastfahrzeuge auf den schmalen Planstral3en (Breiten 5 bzw. 6 m) durch parkende Fahrzeu-
ge nicht behindert werden.

Das fur Abfallsammelfahrzeuge notwendige Lichtraumprofil von 4,00 x 3,55 m darf durch das Auf-
stellen von Straf3enbeleuchtungsanlagen oder durch Anpflanzungen nicht eingeschrankt werden.

9.5 Private Versorgungstrager

Die Elektrizitatsversorgung des Gebiets wird von der Avacon AG durchgefiihrt. Die ErschlieRung
mit Einrichtungen der Telekommunikation obliegt der Deutschen Telekom AG. Das Plangebiet
kann von der Harz Energie GmbH & Co.KG mit Erdgas versorgt werden.

9.6 Baugrund, Bodenschutz

Nach dem Bodengutachten ist in den Bereichen der Auffillungen (ehemalige Ferienhduser und
ehemaliges Heizwerk) und in den organisch durchsetzten und/oder feinkérnigen Bildungen mit
weicher Konsistenz von erhdhten Aufwendungen bei der Ausbildung der Grindung zur Gewahr-
leistung einer ausreichenden Tragféhigkeit auszugehen. Zur Klarung der detaillierten Baugrund-
verhaltnisse empfiehlt sich deshalb im Einzelfall die Beauftragung einer bauwerkspezifischen Bau-
grunduntersuchung. Der Bebauungsplan enthalt einen entsprechenden Hinweis.

Gemal 8§ 3 Abs. 6 KrW-/AbfG ist der Bauherr unabhéngig vertraglicher Vereinbarungen Abfallbe-
sitzer. Die Verantwortung uber die ordnungsgeméaf3e Abfallentsorgung obliegt daher bis zur voll-
standigen Entsorgung anfallender Abfalle dem Bauherrn.

Bei der Entsorgung aller anfallenden Abfélle sind die Bestimmungen der Verordnung Uber die
Nachweisfihrung bei der Entsorgung von Abfallen (Nachweisverordnung — NachwV) vom
20.10.2006 (BGBI. I S. 2298) i. d. g. F. einzuhalten. Die Nachweise Uber die Entsorgung aller
anfallenden Abfélle sind durch den Abfallerzeuger zum Zwecke des Nachweises entsprechend
den gesetzlichen Vorgaben 3 Jahre aufzubewahren.

9.7 Kampfmittel

Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass der Fund von Kampfmitteln jeglicher Art nie ganz
ausgeschlossen werden kann. Sollten bei ErschlieRungsarbeiten Kampfmittel aufgefunden wer-
den oder besteht ein hinreichender Verdacht, ist umgehend der Landkreis Harz, Ordnungsamt,
bzw. die Einsatzleitstelle des Landkreises Harz oder die nachstgelegene Polizeidienststelle zu
informieren. Alle weiteren Schritte erfolgen von dort aus.

Die Einsatzleitstelle des Landkreises Harz, Friedrich-Ebert-Stral3e 42, 38820 Halberstadyt, ist Uber
den Beginn von Vorhaben schriftlich (oder Gber Fax: 03941/69 99 24) zu informieren, damit die
Einsatzleitstelle Gber die Vorhaben Kenntnis hat bzw. eventuelle Umleitungen fur den Rettungs-
dienst und die Feuerwehren geplant oder die weitere Befahrbarkeit der Stral3en beachtet werden
kénnen.

9.8 Schutz gegen Hochwasser und hohes Grundwasser

Aufgrund des moglichen Hochwassers des Suenbachs und der sporadisch auftretenden Vernas-
sung des sidlichen und nérdlichen Teilgebietes werden im Bebauungsplan zusatzlich zu festge-
setzten Mindesthdhen der FuRbdden, Kellerschéachte etc. unter Punkt E Hinweise zum hochwas-
serangepassten Bauen gegeben.

Fur die im festgesetzten Uberschwemmungsgebiet ausgewiesenen Bauflachen wird auf der
Grundlage des erganzenden Gutachtens vom 29.11.2017 zur Uberpriifung des Uberschwem-
mungsgebietes ein Genehmigungsantrag nach § 78 Abs. 2 WHG gestellt.

9.9 Unterhaltungsstreifen des Suenbachs

Die Verwirklichung des ostseitigen Unterhaltungsstreifens kann im Rahmen von Pachtwechseln
der betroffenen Géarten sukzessive erfolgen, da die Stadt Eigentiimer der betreffenden Freizeitgar-
ten ist.
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9.10 Anpflanzungen

Die Pflanz- und Pflegemalinahmen nach den textlichen Festsetzungen sind im Privatbereich spéa-
testens in der nachsten auf die Fertigstellung einer BaumalRnahme folgenden Anpflanzperiode
(Oktober-April) vom jeweiligen Grundstickseigentiimer bauabschnittsweise durchzufiihren. Hin-
sichtlich moéglicher Baumpflanzungen in privaten Grundsticken, sofern diese im Trassenbereich
von zu verlegenden Ver- und Entsorgungsleitungen liegen, ist die Einhaltung der Hinweise des
DVGW-Regelwerkes GW 125 und ATV-H 162 ,Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsor-
gungsanlagen® zu beachten.

Hinsichtlich von Anpflanzungen in Grenznahe, u.a. zur Unterhaltungssicherung des Suenbachs,
wird auRerdem auf die Abstandsvorschriften von Gehdlzen gem. dem Nachbarrechtsgesetz LSA (8
34 NbG) verwiesen.

9.11 Naturschutz, Baumschutz

Naturschutz

Sollten im Zuge der ErschlieBungsarbeiten oder der nachfolgenden Bebauung Tiere oder Pflanzen
der besonders oder streng geschiitzten Arten gem. § 42 und 43 BNatSchG betroffen sein, ist die
Naturschutzbehdrde unverziiglich zu unterrichten.

Baumschutz

Hinsichtlich der gemal} der Baumschutzsatzung der Stadt llsenburg zu schitzenden Baume ist
gemal der textlichen Festsetzung Nr. 5.6 im Rahmen des Bauantragsverfahrens der Nachweis zu
erbringen, ob ein Schutz mdglich ist. Geschitzte Gehdlze, die nicht erhalten werden kdénnen, sind
durch gleichwertige zu ersetzen.

9.12 Denkmalschutz

Der Beginn von Erdarbeiten ist wegen des mdéglichen Vorkommens von Bodendenkmalern recht-
zeitig dem Landesamt fir Denkmalpflege und Arch&ologie Halle und der zustandigen Unteren
Denkmalschutzbehorde Landkreis Harz anzuzeigen. Es wird hier insbesondere auf die 88 9 (3),
14 (2) und 14 (9) Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt verwiesen. Nach § 9 (3)
DenkmSchG LSA sind Befunde mit dem Merkmal eines Kulturdenkmals ,bis zum Ablauf einer Wo-
che nach der Anzeige unverandert zu lassen®, eine wissenschaftliche Untersuchung durch das o.g.
Landesamt oder von ihm Beauftragter ist zu ermdglichen.

9.13 Der Stadt llsenburg voraussichtlich entstehende Kosten

Die ErschlieBungskosten werden mit Ausnahme des Entlastungsgrabens gem. BauGB von der
Stadt getragen und nach der ErschlieRungskostenbeitragssatzung auf die jeweiligen Grundeigen-
timer umgelegt.

Fur die ErschlieBung entstehen der Stadt llsenburg im Endausbau voraussichtlich folgende tber-
schlagliche Kosten (netto):

ErschlieRungsmaRnahme Uberschlaglich geschatzte
Kosten

Plf';_mstraBe, Grundstuckszufa_hrten, Beleuchtung und Begleit- ca. 200.000 €

grun, FulRweg (neuer Abschnitt)

G"estaltur?g und biotopgerechte Herrichtung der offentlichen Grin- ca.  40.000 €

flachen einschl. Graben

geschatzte Gesamtkosten ca. 240.000 €

Die Kosten der Regenwasserkanalisation werden von der Stadt und dem Abwasserverband je zur
Halfte getragen:

Regenwasserkanal, Regenriickhalteeinrichtungen ca. 50.000 €
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Der Bau der Wasserversorgung obliegt den Stadtwerken und der Bau des Schmutzwasserkanals
dem Wasser- und Abwasserverband Holtemme-Bode:

Wasserversorgung ca. 30.000 €

Schmutzwasserkanal ca. 50.000 €

Der Entlastungsgraben wird mit Landesmitteln geférdert. Der Eigenanteil der Stadt fir den Teilbe-
reich im Plangeltungsbereich betragt ca.

Entlastungsgraben ca. 100.000 € ‘

Zusatzlich entstehen fur die ErschlieBung der Wohngebiete private Erschlieungskosten (Privat-
wege, private Wasser- und Abwasserleitungen, etc.).

Die Kosten fur die Strom- und Gasversorgung und fir das Fernmeldenetz etc. werden direkt vom
jeweiligen Versorgungsunternehmen getragen bzw. auf die Nutzer umgelegt.

10 Offentlichkeits- und Behdrdenbeteiligung
10.1 Beteiligung der Offentlichkeit

Friihzeitige Unterrichtung der Offentlichkeit

Die Offentlichkeit wurde gemafR § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.Vv.m. § 13 Abs. 2 und § 3 Abs. 1
BauGB vom 09.05.2011 bis einschl.17.06.2011 auf der Grundlage eines Planvorentwurfs friihzeitig
von der Planung unterrichtet. Dabei wurde eine Sammelstellungnahme von Mietern des Gebé&u-
des FaktoreistraRe 4d und 4e abgegeben. Die Stellungnahme wurde fiir den darauf entwickelten
Planentwurf teilweise bertcksichtigt und teilweise abgewogen.

Beteiligung der Offentlichkeit

Die offentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte durch Bekanntmachung im Stadtanzei-
ger vom 09.12.2011 und durch Auslegung im Bauamt der Stadt llsenburg in der Zeit vom
19.12.2011 bis 27.01.2012 zu den Ublichen Dienstzeiten der Verwaltung. Dabei wurden von priva-
ter Seite von den Bewohnern der Teichstral3e 12 und 14 Anregungen vorgebracht.

Aufgrund des zwischenzeitlich am 17.07.2012 in Kraft getretenen Uberschwemmungsgebiets der
llIse wurde die Weiterfuhrung des Planverfahrens ausgesetzt und zu den abgegebenen Stellung-
nahmen kein Beschluss gefasst.

Erneute Beteiligung der Offentlichkeit

Der geadnderte Planentwurf wurde gemald § 4a Abs. 3 BauGB in der Zeit vom 03.04.2017 bis
08.05.2017 erneut offentlich ausgelegt.

Die vorgebrachten Stellungnahmen und deren Abwagung werden in der Anlage 9 dargelegt.

10.3 Behdrdenbeteiligung

Fruhzeitige Behtrdenbeteiligung

Den von der Planung bertihrten Behdrden und sonstigen berihrten Tragern 6ffentlicher Belange
wurde auf der Grundlage eines Planvorentwurfs gem. § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2
Nr. 3 BauGB und 8§ 4 Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom 06.04.2011 Gelegenheit zur friihzeitigen
Stellungnahme bis einschl. 17.06.2011 gegeben. Dabei abgegebene Stellungnahmen wurden
mehrheitlich im darauf entwickelten Planentwurf bertcksichtigt.

Beteiligung der Behérden

Die Behotrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange sind geméaf 8 4 Abs. 2 BauGB mit Rund-
schreiben vom 27.12.2011 beteiligt worden. Frist fur Stellungnahmen war 27.01.2012. Dabei wur-
den von folgenden Stellen wesentliche Anregungen vorgebracht:
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Stadt llsenburg, Bebauungsplan Nr. 27 ,Kitzsteinteich - Entwurf 1ll, Begriindung 05/2018

- Obere Abfall- und Bodenschutzbehdrde

- Landkreis: Untere Wasserbehérde, Planungsrecht
- Landesamt fir Geologie und Bergwesen

- Unterhaltungsverband llse/Holtemme

- Stadtwerke Wernigerode

- Deutsche Telekom

- E.ON

- Avacon AG

- Entsorgungswirtschaft des Landkreises Harz AGR
- Industrie- und Handelskammer Magdeburg

Aufgrund des zwischenzeitlich am 17.07.2012 in Kraft getretenen Uberschwemmungsgebiets der
llIse wurde die Weiterfuhrung des Planverfahrens ausgesetzt und zu den abgegebenen Stellung-
nahmen kein Beschluss gefasst.

Erneute Beteiligung der Beh6rden

Die Behotrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange sind zum geénderten Planentwurf geman
§ 4a Abs. 3 BauGB mit Rundschreiben vom 17.03.2017 erneut beteiligt worden.

Die vorgebrachten Stellungnahmen und deren Abwéagung werden in der Anlage 9 dargelegt.

11 Pradambel und Ausfertigung

Der Stadtrat llsenburg hat den Bebauungsplan Nr. 26 ,Kitzsteinteich“ nach Prifung der Anregun-
gen gemald § 13 a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V. mit 88 3 und 4 Baugesetzbuch in seiner Sitzung am
................... als Satzung beschlossen und der Begriindung zugestimmt.

llsenburg,

Birgermeister

12 Planverfasser
Die Begrindung wurde ausgearbeitet von: Dipl.-Ing. Raumplanung B. Miiller
ARC-PLAN MULLER
Stadtebau- und Hochbauplanung

Planverfasser

=
w

Anlagen

Auszug aus dem Flachennutzungsplan

Uberschwemmungsgebiet der llse und HQ(100)-Uberflutungsflachen des Suenbachs
Auszug aus der Knotenpunktplanung Planstraf3e/Faktoreistral3e

Stadtebaulicher Entwurf

Regelprofil des geplanten Entlastungsgrabens

Eigentumsverhaltnisse

Biotopkartierung

Eingriffs- und Ausgleichsflachen

Abwagung der vorgebrachten Anregungen i.R. der erneuten 6ffentlichen Auslegung
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Anlage 9

Bebauungsplan Nr. 27 , Kitzsteinteich“ mit integrierten 6rtlichen Bauvorschriften

Abwéagung der vorgebrachten Anregungen im Rahmen der erneuten 6ffentlichen Aus-
legung und der erneuten Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange nach 88 4a Abs.
3 BauGB

. Die erneute offentliche Auslegung fand in der Zeit vom 03.04.2017 — 08.05.2017
einschlief3lich statt. Von privater Seite wurden dabei folgende Stellungnahmen abgege-
ben:

1. Anliegende Familie FriedenstraBe 9, 08.05.2017

Als an den o.g. Bebauungsplan wie folgt angrenzende Nachbarschaftseigentiimer,
mochten wir zu folgenden Faktoren hiermit schriftiches Bedenken anmelden, im Rah-
men der offentlichen Auslegung (Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 27 ,Kitzsteinteich)
der Stadt llsenburg, habe ich am 18.04.2017 vor Ort entsprechende Einsicht genom-
men.

Als Eigentiimer der angrenzenden Nachbargrundstiicke 3470 und 3476, bitte ich da-

rum, bei lhrer Vorplanung bzw. Planung und bei spaterer ErschlieBung folgendes zu

beriicksichtigen:

Wir bitten Sie, wenn lhrerseits konkretere Vorstellungen bzw. Vorplanungen existieren,

bzw. sich anbahnen, beziglich der Vorplanung angrenzender Bebauung an unsere

Nachbargrundstiicke Flur 3470 und 3476, uns rechtzeitig zu konsultieren, bzw. bitten

wir Sie, sich mit uns rechtzeitig in Verbindung zu setzen, so dass noch eine entspre-

chende Mdglichkeit besteht, gemeinsam im Interesse beider Beteiligten, tber die Posi-
tionierung sowie Abstandsmalle zu Grenzverlaufen sowie GroRe der zu planenden

Gebaude, zu beratschlagen.

1) Unseren Vorstellungen wirde es entsprechen, wenn z. B. angrenzende Flachen
unserer Flurstiicke 3470 und 3476 lhrerseits in Form eines ,griinen Gurtels® ver-
gleichbar parkartig, z. B. zu Erholungszwecken bzw. gestalterische Auflockerun-
gen, fur die dann dahinter eventuell zu planenden bzw. befindlichen Wohngebaude
Zu nutzen ware.

2) Unseren Vorstellungen bzw. Wiinschen wiirde es entsprechen, wenn angrenzende
Gebaudebebauung mit moglichst weiten Abstanden zum Grenzverlauf geplant
werden wirde, sowie dass es sich um eingeschossige Gebaudebebauung handeln
wirde, d.h. Firsthéhe ahnlich dem von unserseits angrenzend sich im Garten be-
findlichen eingeschossigen Gebaudes.

3) Des Weiteren mochten wir um die Mdglichkeit bitten, bezlglich unseres angren-
zenden Grundstiickes Flur 3476, dass dieses entsprechend im Zusammenhang lh-
rer ,Sowieso-ZufahrtsstraRenplanungen* mit einer entsprechenden Zufahrt und
entsprechenden Versorgungsanschlissen ausgestattet werden konnte, was fir ei-
ne eventuelle spatere Bebauung von Nutzen ware.

Dies bitten wir Sie mit in lhren Bebauungsplan aufzunehmen, bzw. einzuplanen und zu

berucksichtigen.

Dazu bitten wir Sie rechtherzlich um entsprechende, zeitgemaRe Rickmeldung Ihrer-

seits.

Abwégung

Zu 1) Ziel des Bebauungsplans ist die bauliche Verdichtung des zum Sanierungsge-
biet der Innenstadt gehdérenden Gebiets, soweit es nach den Ubergeordneten
Planungsvorgaben (Uberschwemmungsgebiet, geschiitzte Biotope) méglich ist.
Deshalb kann dem Wunsch, die Flachen, die an die Flurstiicke 3470 und 3476
angrenzen, als Griinflachen zu entwickeln, nicht nachgekommen werden.

Zu 2) Gemald dem Ziel der stadtebaulichen Verdichtung wird der Baugrenzabstand im
Plangebiet mit 3 m festgelegt. Zweigeschossige Gebaude missen entspre-
chend der Dachneigung nach der Landesbauordnung groRere Abstande einhal-
ten. Damit entsprechen die einzuhaltenden Mindestgebaudeabstande der Situa-
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tion des unbeplanten Innenbereichs an der Friedenstrale und an der Teich-
stral3e.

Zu 3) Damit das Hinterlieger-Flurstiick 3476 uber das Plangebiet erschlossen werden
kann, wird die PlanstraRe (StichstraBe) 6 m in westlicher Richtung verlangert.
Mit dem Eigentimer des Nachbar-Flurstiicks 3076/196 wurde au3erdem ver-
einbart, dass dieser den auf der Grenze der Flurstlicke 3476 und 3076/196 ste-
henden Schuppen auf eigene Kosten abrei3t, damit von der verlangerten Plan-
straBe eine Zufahrt zum Flurstiick 3476 gebaut werden kann.

Hinweis auf Feuersalamander-Vorkommen aus der Bevélkerung, 27.03.2017

Auf dem Gelande (Uberflutungsgebiet) zwischen der Gartnerei und TeichstraRe leben
viele unter Naturschutz stehende Feuersalamander.
Abwé&gung:
Aufgrund des geg. Hinweises wurde das Buro fur Umweltplanung Dr. Fr. Michael mit
der Durchfilhrung einer artenschutzrechtlichen Prifung beauftragt. Der Gutachter
kommt zu folgendem Ergebnis:
Das Plangebiet stellt keinen optimalen Lebensraum fur Feuersalamander dar, so dass
dauerhafte Vorkommen sehr unwahrscheinlich sind. Aufgrund der Habitatausstattung
des Suenbach-Einzugsgebiets wird jedoch vermutet, dass regelmaRlig Tiere mit dem
Suenbach ins Plangebiet verdriftet werden und dann dort gesichtet werden.
An Amphibien wurden Erdkrote und Teichfrosch nachgewiesen. Hinsichtlich Vogeln
wurden lediglich weitverbreitete, kaum gefahrdete Vogelarten angetroffen, fur die keine
Verbotstatbestande nach § 44 BNatSchG erwartet werden.
Zur Verhinderung der Auslosung der Verbotstatbestédnde des § 44 BNatSchG werden
gemald der erganzenden artenschutzrechtlichen Priifung folgende Hinweise in den Be-
bauungsplan aufgenommen:

¢ Die eingriffsbedingte Beraumung der Gehdlzbesténde darf nicht in der Zeit 1. Mé&rz

bis 31. Oktober erfolgen (Artenschutz Vogel)

¢ Geholzbestande aulRerhalb der festgesetzten Baugebiete sind im Wesentlichen in
ihrer Struktur zu erhalten. Die Kraut- und Strauchschicht ist zu schonen und die Fla-
chen sind umsichtig zu entmdllen (Artenschutz Vogel)

e Wahrend der Bau&)hase und im spateren Bestand sind zum Artenschutz von Amphi-
bien folgende Mafsnahmen zu beachten:
Abdeckungen der Regenwassereinlasse (Gullyroste, Drainrinnen) sind mit engeren
Absténden (Strebenabstand ca. 1,6 cm) zu versehen, offene Baugruben sind zu
vermeiden und evtl. gefangene Tiere sind freizusetzen, Hochbordsteine sind in ei-
nem mindestens 3-5 m langen Abschnitt beidseitig der Gullys nach Mdglichkeit
durch Flachbordsteine und Rampen/Schragsteine zu ersetzen und die Boden der
Schlammeimerbdden von Gullys sind zu lochen

Auf dieser Grundlage geht die Stadt llsenburg davon aus, dass der Bebauungsplan
keine bedeutenden Konflikte mit § 44 BNatSchG vorbereitet.
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Die Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange sind mit Rundschreiben
vom 17.03.2017 erneut beteiligt worden. Frist fur Stellungnahmen war der 28.04.2017.

Seitens der Trager offentlicher Belange sind folgende Anregungen eingegangen:

Landesverwaltungsamt, Ref. Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit, Gen-
technik, Umweltvertraglichkeitsprifung, 27.01.2017

Aus Sicht des Landesverwaltungsamtes, unter Beteiligung der Fachreferate

« obere Immissionsschutzbehérde (Referat 402),

« obere Behorde fiir Wasserwirtschaft (Referat 404) und

« obere Naturschutzbehorde (Referat 407)

lasst sich im Ergebnis feststellen, dass keine Belange berihrt werden, die den Aufga-
benbereich der oberen Landesbehérde betreffen.

Es wird auf die Stellungnahmen der unteren Behérde des Landkreises Harz, insbeson-
dere fur die Bereiche Naturschutz, Bodenschutz, Immissionsschutz und Wasser, ver-
wiesen.

Abwégung

Kenntnisnahme.

Fortsetzung der Stellungnahme:

Aus Sicht des Naturschutzes ergibt sich ein Hinweis mit der Bitte um Beachtung:

Das Umweltschadensgesetz und das Artenschutzrecht sind zu beachten. In diesem
Zusammenhang wird insbesondere auf § 19 BNatSchG i. V. m. dem Umweltschadens-
gesetz (vom 10. Mai 2007, BGBI. Teil | S. 666) sowie auf die 8§ 44 und 45 BNatSchG
verwiesen.

Abwéagung

Hinsichtlich des plangemalfien teilweisen Eingriffs in den zentral gelegenen gesetzlich
geschiitzten Biotop nach § 37 Abs. 1 Nr. 7 NatSchG LSA (Hecken- und Feldgehélz -
als Brut-, Nahrungs- und Ruckzugsraum besonders geschitzter Arten gemaR § 44
BNatSchG) von der die Untere Naturschutzbehérde am 16.12.2011 eine Ausnahme-
genehmigung erteilt hat, liegt im Sinne des § 19 Abs. 1 BNatSchG kein Schaden vor.
Anlasslich von Hinweisen aus der Bevolkerung auf Feuersalamander-Vorkommen
wurde eine erganzende artenschutzrechtliche Prifung durchgefiihrt. Diese stellt fest,
dass das Plangebiet keinen optimalen Lebensraum fiir die Art darstellt, so dass dauer-
hafte Vorkommen sehr unwahrscheinlich sind, welche von der Planung betroffen wer-
den koénnten.

Zum Schutz anderer Amphibien (Erdkréte, Teichfrosch) werden gemafl dem Gutachten
in den Bebauungsplan Hinweise aufgenommen, um auch fiir diese Arten Schaden im
Sinne des § 19 Abs. 1 BNatSchG zu vermeiden.

Ministerium fir Landesentwicklung und Verkehr, 25.04.2017

Als oberste Landesentwicklungsbehérde (Referat 24) stelle ich nach Prifung der vor-
gelegten Unterlagen unter Bezug auf § 13 (2) Landesentwicklungsgesetz Sachsen-
Anhalt (LEntwG LSA) fest, dass der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 27 ,Kitzstein-
teich* der Stadt llsenburg nicht raumbedeutsam im Sinne von raumbeanspruchend
oder raumbeeinflussend ist. Diese Feststellung erfolgte bereits mit Schreiben vom
19.01.2012 zum Entwurf vom Dezember 2011.

Abwéagung

Kenntnisnahme.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes sollen brachgefallene Flachen in zentraler
Ortslage von lisenburg revitalisiert und nachverdichtet werden. Damit soll u. a. der Be-
darf an zentral gelegene altengerechten Wohnungen/Seniorenwohnanlage mit ange-
gliederten Dienstleistungen (betreutes Wohnen) sowie weiterer Wohnraum in Mehrfa-
milienhausern geschaffen werden. Der Geltungsbereich betragt ca. 2,3 ha. Sowohl im
rechtskréaftigen FNP der Stadt llsenburg als auch im Vorentwurf des 2016 erarbeiteten
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FNP wurden fiir die Flachen des Bebauungsplanes Wohn- und Mischbauflachen dar-
gestellt. Der Bebauungsplan wird somit aus dem FNP entwickelt. Eine landesplaneri-
sche Abstimmung ist demnach nicht erforderlich.

Gemal § 2 (2) Nr. 10 LEntwG obliegt der oberen Landesentwicklungsbehorde die Ab-
gabe von landesplanerischen Stellungnahmen im Rahmen von 6&ffentlich-rechtlichen
Verfahren nur fur raumbedeutsame Planungen und MaRnahmen.

Abwéagung

Kenntnisnahme.

Hinweis zur Datensicherung

Die Erfassung aller in Kraft gesetzten Bauleitplane und stédtebaulichen Satzungen ist
u. a. Bestandteil des ROK. Ich bitte Sie daher, mich von der Genehmi-
gung/Bekanntmachung der o. g. Bauleitplane und stadtebaulichen Satzungen durch
Ubergabe einer Kopie der Bekanntmachung und der in Kraft getretenen Planung ein-
schlie3lich der Planbegriindung in Kenntnis zu setzen.

Abwéagung

Der Hinweis wird beachtet.

Landkreis Harz, 04.05.2017
Als Trager offentlicher Belange
Umweltamt / untere Naturschutzbehérde

Artenschutzrechtliche Priifung:

Im Zuge der ErschlieBung muss ein Teil des Gehdlzbestandes entfernt werden. Es
kann nicht ausgeschlossen werden, dass dieser Geholzbestand Uber viele Jahre fiir
Vogel, Flederméause und Insekten als Fortpflanzungs- und Lebensraumhabitat gedient
hat.

Der Naturschutzbehérde ist angezeigt worden, dass sich im Planbereich Salamander
aufhalten. Der Salamander gehért zu den Verantwortungsarten in Deutschland. Das
sind Arten fiir die Deutschland international eine besondere Verantwortlichkeit hat, weil
sie nur in Deutschland Vorkommen oder ein hoher Anteil der W eltpopulation hier vor-
kommt. Der Salamander ist in die artenschutzrechtliche Uberpriifung mit einzubezie-
hen.

In der Bauleitplanung wird von den europarechtlichen artenschutzrechtlichen Vorschrif-
ten, die Uber § 44 Abs. 1 BNatSchG umgesetzt werden, in erster Linie der Lebensstat-
tenschutz nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG relevant.

Soweit Anhang IV-Arten oder europaische Vogelarten betroffen sind, ist nach § 44 Abs.
5 Satz 2 BNatSchG der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG dann nicht
verwirklicht, wenn sichergestellt ist, dass trotz Entnahme, Beschéadigung oder Zersto-
rung einzelner Nester, Bruthohlen, Laichplatze etc. die 6kologische Funktion der betrof-
fenen Fortpflanzungs- oder Ruhestatten im raumlichen Zusammenhang weiterhin ge-
wahrleistet ist. Dazu kann es erforderlich sein, funktionserhaltende oder konfliktmin-
dernde MaRnahmen zu treffen, die unmittelbar am voraussichtlich betroffenen Bestand
ansetzen und mit diesem raumlich-funktional verbunden sind und zeitlich so durchge-
fuihrt werden, dass zwischen dem Erfolg der MaBnahmen und dem vorgesehenen Ein-
griff keine zeitliche Liicke entsteht. Um dies zu gewabhrleisten, sollen neben Vermei-
dungsmaRnahmen nach 8§ 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG auch vorgezogene Aus-
gleichsmalinahmen nach § 19 Abs. 2 bzw. nach § 1a BauGB angeordnet werden kon-
nen.

Sind andere besonders geschitzte Arten als Anhang IV-Arten oder europaischer Vo-
gelarten betroffen, greift fir Vorhaben in Gebieten mit Bebauungsplanen nach § 30
BauGB, Vorhaben in Gebieten wéhrend der Planaufstellung nach § 33 BauGB und
Vorhaben im Innenbereich nach § 34 BauGB (8 18 Abs. 2 BNatSchG) die Freistellung
des § 44 Abs. 5 BNatSchG unmittelbar. Danach ist nur in den Féllen, in denen die Vo-
raussetzungen des § 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG nicht erfillt werden kénnen, neben
der Baugenehmigung eine Ausnahme oder Befreiung nach dem BNatSchG erforder-
lich. Dies gilt auch, wenn bei der Aufstellung, Anderung oder Ergénzung eines Be-
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bauungsplans im Rahmen der baurechtlichen Eingriffsregelung artenschutzrechtliche
Belange Berticksichtigung fanden.
Bereits auf der Planungsebene sollte daher eine artenschutzrechtliche Priifung durch-
gefuhrt werden, da davon auszugehen ist, dass das Gebiet durch einen Erschliefungs-
tréager vorbereitet wird. Auch der Abriss von Gebauden ist in die artenschutzrechtliche
Uberpriifung mit einzubeziehen.
Die artenschutzrechtlichen Sperrfristen bei der ErschlieBung der Flache und der damit
verbundenen Gehélzentnahme sind gemaf § 39 BNatSchG (01.03.-30.09) zwingend
zu bertcksichtigen. Ausnahmen vom Verbot unterliegen der Genehmigungspflicht
durch die untere Naturschutzbehérde.
Abwé&gung:
Die 2017 durchgefiihrte erganzende artenschutzrechtliche Priifung stellt fest, dass das
Plangebiet keinen optimalen Lebensraum fur Feuersalamander darstellt, so dass dau-
erhafte Vorkommen sehr unwahrscheinlich sind. Aufgrund der Habitatausstattung des
Suenbach-Einzugsgebiets wird jedoch vermutet, dass regelmaRig Tiere mit dem Suen-
bach ins Plangebiet verdriftet werden und dann dort gesichtet werden.
An Amphibien wurden Erdkréte und Teichfrosch nachgewiesen. Hinsichtlich Vogeln
wurden lediglich weitverbreitete, kaum gefahrdete Vogelarten angetroffen, fur die keine
Verbotstatbestande nach § 44 BNatSchG erwartet werden.
Zur Verhinderung der Auslésung der Verbotstatbestédnde des § 44 BNatSchG werden
gemald der erganzenden artenschutzrechtlichen Prifung folgende Hinweise in den Be-
bauungsplan aufgenommen:

¢ Die eingriffsbedingte Beraumung der Gehdlzbesténde darf nicht in der Zeit 1. Mé&rz

bis 31. Oktober erfolgen (Artenschutz Vogel)

¢ Gehdlzbestande auBerhalb der festgesetzten Baugebiete sind im Wesentlichen in
ihrer Struktur zu erhalten. Die Kraut- und Strauchschicht ist zu schonen und die Fl&-
chen sind umsichtig zu entmdllen (Artenschutz Vogel)

e Wahrend der Bauphase und im spateren Bestand sind zum Artenschutz von Amphi-
bien folgende Maf3nahmen zu beachten:
Abdeckungen der Regenwassereinlasse (Gullyroste, Drainrinnen) sind mit engeren
Absténden (Strebenabstand ca. 1,6 cm) zu versehen, offene Baugruben sind zu
vermeiden und evtl. gefangene Tiere sind freizusetzen, Hochbordsteine sind in ei-
nem mindestens 3-5 m langen Abschnitt beidseitig der Gullys nach Mdglichkeit
durch Flachbordsteine und Rampen/Schragsteine zu ersetzen und die Boden der
Schlammeimerbdden von Gullys sind zu lochen

Auf dieser Grundlage geht die Stadt llsenburg davon aus, dass der Bebauungsplan
keine bedeutenden Konflikte mit § 44 BNatSchG vorbereitet.

Umweltamt / untere Wasserbehdérde

Sachgebiet Wasser

Das geplante Bebauungsgebiet grenzt an den ,Suenbach®, ein Gewasser 2. Ordnung,
und Teilbereiche sind Bestandteil des festgesetzten Uberschwemmungsgebiets der II-
se. Das Uberschwemmungsgebiet und das Gewasser ,Suenbach® sind in der Begriin-
dung zum Bebauungsplan aufgefihrt und in den Anlagen 2 und 3a zeichnerisch darge-
stellt. Hier ist nur zu erwahnen, dass der Suenbach ein eigenes Einzugsgebiet hat.
Sidlich des geplanten Bebauungsplangebietes fliel3t der Suenbach mit dem Ablauf des
Forellenteiches (Gewasser 2. Ordnung) zusammen. Die Gewasser, die den Forellen-
teich bespannen, haben z. T. auch eigene Einzugsgebiete, lediglich der Miihlengraben
wird aus der llse abgeschlagen.

Aus den zeichnerischen Festsetzungen und der Begriindung zum Bebauungsplan ist
ersichtlich, dass in der vorliegenden Bauleitplanung Bauflachen im festgesetzten Uber-
schwemmungsgebiet der llse ausgewiesen wurden. GemaR § 78 Abs. 1 Nr. 1 WHG ist
die Ausweisung von neuen Baugebieten in Bauleitplanen grundsétzlich untersagt. Eine
Ausnahmegenehmigung gemaR § 78 Abs. 2 WHG wurde der Stadt llsenburg fur das
Bebauungsplangebiet ,Kitzsteinteich* nicht erteilt und wird derzeit auch nicht Aussicht
gestellt.
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Begriindung:
Nach § 78 Abs. 2 WHG kann die Ausweisung neuer Baugebiete ausnahmsweise zuge-
lassen werden, wenn:

1. keine anderen Mdoglichkeiten der Siedlungsentwicklung bestehen oder geschaffen
werden kdnnen,
2. das neu auszuweisende Gebiet unmittelbar an ein bestehendes Baugebiet angrenzt,
3. eine Gefahrdung von Leben oder erhebliche Gesundheits- oder Sachschaden nicht
zu erwarten sind,
4. der Hochwasserabfluss und die Hohe des Wasserstandes nicht nachteilig beein-
flusst werden,
5. die Hochwasserriickhaltung nicht beeintrachtigt und der Verlust von verloren ge-
hendem Rickhalteraum umfang-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen wird,
. der bestehende Hochwasserschutz nicht beeintréchtigt wird,
. keine nachteiligen Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger zu erwarten sind,
. die Belange der Hochwasservorsorge beachtet sind und
. die Bauvorhaben so errichtet werden, dass bei dem Bemessungshochwasser, das
der Festsetzung des Uberschwemmungsgebietes zugrunde liegt, keine baulichen
Schéden zu erwarten sind.

Beim vorliegenden Bebauungsplan gibt es insbesondere Probleme mit der Priifung der
alternativlosen Siedlungsentwicklung (8§ 78 Abs. 2 Nr. 1 WHG). Nach Riicksprache mit
dem Sachgebiet Planungsrecht des Landkreises Harz gibt es andere Entwicklungs-
moglichkeiten auRerhalb des Uberschwemmungsgebietes der llse. Ergianzend ist fest-
zustellen, dass eine fachliche Bewertung der Nr. 3 - 9 (§ 78 Abs. 2 WHG) auf der
Grundlage der Begriindung zum Bebauungsplan nicht ausreichend vorgenommen
wurde.

In diesem Zusammenhang ist zu erwahnen, dass die von der Stadt llsenburg am
12.03.2014 beantragte Ausnahmegenehmigung auf der Grundlage des § 101 Abs. 2
WG LSA zuriickgewiesen wurde. Nach damaliger Gesetzeslage konnten die wasser-
rechtlichen Belange im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans gepriift werden.
Dies wurde der Stadt llsenburg mit Schreiben vom 09.05.2014 mitgeteilt und empfoh-
len, fur die Beurteilung der wasserwirtschaftlichen Belange bei der Aufstellung des Be-
bauungsplangebietes weitergehende Untersuchungen durchzufiihren.

Mittlerweile bedarf die Ausweisung neuer Baugebiete in Bauleitplanen wieder einer se-
paraten Ausnahmegenehmigung nach § 78 Abs. 2 WHG.

Abwé&gung:

Anlasslich der vor Ablauf der Beteiligungsfrist abgegebenen Stellungnahme der unte-
ren Wasserbehorde fand am 05.05.2017 in der Stadtverwaltung eine Besprechung mit
Vertretern des Umweltamtes und des Fachbiros Hartung + Partner statt. Aufgrund der
Besprechung wurde das Fachbiro beauftragt, eine erganzende gutachterliche Stel-
lungnahme zum Bebauungsplan zum Thema Uberschwemmungsgebiet der lise und
des Suenbachs zu erarbeiten. Auf der Grundlage des Gutachtenentwurfs wurde am
05.09.2017 im Umweltamt des Landkreises eine weitere Besprechung abgehalten, in
der die weitere Vorgehensweise zur Klarung der Hochwasserproblematik einschlieRlich
der Voraussetzungen zur Erteilung einer Ausnahmeregelung nach 8 78 Abs. 2 WHG
abgestimmt wurden. Auf dieser Grundlage hat das Buro Hartung + Partner am
29.11.2017 das abschlieRende Gutachten fertiggestellt. Die nachfolgende Bewertung
unter den Ziff. 3 — 8 (Bewertung nach § 78 Abs. 2 Nr. 3 — 8 WHG) ist diesem Gutach-
ten entnommen.

© 00N O

Das Plangebiet gehort zum festgesetzten stadtebaulichen Sanierungsgebiet ,Kern-
stadt“. Es fugt sich aufgrund der zentralen Lage verkehrsméaRig und infrastrukturell
gunstig in das Siedlungsgefiige ein.

Nach der Bedarfsanalyse fur Wohnbauflachen des Flachennutzungsplans-neu vom
30.01.2017 sind in llsenburg keine nennenswerten Leerstédnde vorhanden und ent-
sprechend den dem Flachennutzungsplan-neu zugrundeliegenden Entwicklungsfak-
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toren (u.a. Attraktivitét als Wohnort, positive Entwicklung der Arbeitsmarktlage, posi-
tive Entwicklung des touristischen Sektors, hohe Beschéftigungsquote der Bevolke-
rung, Anstieg der Wohnflache / Einwohner, nur vereinzelte Baullicken, sehr geringe
Leerstande, positive Bevolkerungsentwicklung in den letzten Jahren) und den Ent-
wicklungszielen gemafd dem raumordnerischen Ziel wie Ansiedlung der Einpendler
und zukinftige Konzentration der Siedlungsentwicklung auf das Grundzentrum II-
senburg wird bis 2031 ein Bruttobaulandbedarf von 21 bis 30 ha ermittelt.

Das Plangebiet gehort nach dem Flachennutzungsplan-neu zu den potenziellen
Wohnbauflachen zur Bedarfsdeckung des ermittelten Bruttobaulandbedarfs im OT
lisenburg (Gebiet Ils.7).

Alle Baugebiete des Bebauungsplanentwurfs grenzen an die zentral gelegenen, his-
torisch gewachsenen Baugebiete an der Faktoreistral3e, der Friedenstraf3e und der
Teichstraf3e an.

Fir das festgesetzte Uberschwemmungsgebiet der lise sind die FlieBverhaltnisse im
Planungsgebiet durch den geringeren Abfluss im Suenbach als unkritisch zu bewer-
ten. Aufgrund der geringen Wassertiefe auf den Uberfluteten Flachen und den nied-
rigen FlieBgeschwindigkeiten zwischen 0,1 und 0,5 m/s ist auch beim Bemessungs-
abfluss HQ(100) im Suenbach nicht mit einer Gefahrdung von Leben oder mit er-
heblichen Gesundheitsschaden zu rechnen.

Durch die Umsetzung des Bebauungsplans geht in Bezug auf das festgesetzte USG
der llse kein Retentionsraum verloren, da die USG-Teilflachen/Exklaven nicht tiber-
plant werden bzw. die Hohenlage in diesen Bereichen nicht veréndert wird. Die
USG-Teilflachen resultieren dabei aus einem Abfluss ~ HQ(5) im Suenbach. Wer-
den die USG-Teilflachen aus der Verordnung zur Festsetzung des Uberschwem-
mungsgebietes der llse herausgenommen, kann das entsprechende Retentionsvo-
lumen nach Umsetzung der geplanten HWS-MaRnahme ,Umgehungsgerinne
Schulhof* vollstandig kompensiert werden.

Bei einer Bemessung mit dem Lastfall eines 100-jahrigen Eigenhochwassers im
Suenbach wird der Planungsbereich im Ist-Zustand grof3flachig tberstromt. Durch
die Umsetzung des B-Plans, welcher bereits die geplante HWS-MafRnahme ,Umge-
hungsgerinne Schulhof* mit einschlie3t, kann der beanspruchte Retentionsraum auf
der Planungsflache jedoch insgesamt um etwa 400 m3 reduziert werden (vgl. nach-
folgende Tabelle).

Tab.: Retentionsraumbilanz des USG Suenbach innerhalb des Planungsgebietes

Planzustand Retentionsraum

(stationar) Planungsgebiet
Bestand (PZ 1) 2.404 m3
Planung (PZ 3) 2.010 m3

Bei Umsetzung der HWS-MaRBnahmen ,Umgehungsgerinne Schulhof*, ,Verteiler-
bauwerk Suenbach-Entlaster oberhalb Ziegelhiittenteich* und ,Entlastung Forellen-
teich zur llse* aus der Suenbachstudie fallt das Planungsgebiet zukunftig vollstandig
aus dem Uberschwemmungsgebiet heraus.

Durch die instationdre Berechnung eines 100-jahrigen Abflusses im Suenbach
konnte gezeigt werden, dass die Wasserspiegellagen im Planungsgebiet durch die
geplante Bebauung nicht nachteilig veréandert werden. Auch im Ober- und Unter-
wasserbereich am Suenbach wird der Hochwasserabfluss nicht negativ beeinflusst.
Auswirkungen auf den bestehenden Hochwasserschutz ergeben sich hieraus nicht.
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Ohne HochwasserschutzmafRnahmen am Suenbach wird das Planungsgebiet bei
einem 100-jahrigen Hochwasserereignis des Suenbachs tberstromt. Dies ist bei der
Planung von Kellereingéngen, Lichtschachten oder tiefer liegenden Einfahrten zu
beriicksichtigen. So wird empfohlen, die Oberkante samtlicher Kellereingange und
Lichtschachte mindestens +0,20 m oberhalb des stationéar berechneten HQ(100)-
Wasserspiegels im Planungsgebiet zu legen (empfohlener Mindestfreibord fir HWS-
Wande nach DIN 19712). Die Bemessungswasserspiegel wurden aus der Berech-
nung PZ3/stationar abgeleitet, da diese den Plan-Zustand mit der entsprechenden
Modellgeometrie abbildet. Die stationdren Bemessungsabfliisse wurden im Rahmen
der Suenbachstudie bereits durch den LHW bestétigt. Die Lage der Plangebaude
sowie die Uberflutungsflache sind im Gutachten in der Anlage A dargestellt.

Tab. Empfohlene Geschosshéhen fur ein HQ(100) im Suenbach (PZ3/stationar).

Plan- Geléandehohe WSPL HQ(100) Freibord [m] | mind. Geschoss-
Gebéude | (Modell) [MNHN] [mMNHN] hohe [MNHN]
al 242,28 242,61 0,20 242,81
a2 243,04 243,23 0,20 243,43
b 242,80 242,83 0,20 243,03
c 242,72 242,88 0,20 243,08
d 244,31 244,32 0,20 244,52
e 245,01 245,03 0,20 245,23

Die vorgenannten Mindesthtéhen werden einschl. eines Sicherheitszuschlages im
Bebauungsplan festgesetzt.

Alternativ konnen Kellereingange auch mit Dammbalkensystemen verschlossen
werden. Grundsatzlich lasst sich ein moglicher Hochwasserschaden auch durch den
ganzlichen Verzicht auf Kellerraume abwenden.

Weiterhin ist die Auftriebssicherheit der Geb&ude im Bau- und Endzustand durch die
eigene Gebaudelast, durch zusatzliche Griindung oder andere geeignete MaRnah-
men zu gewahrleisten. Fundamente sind aulRerdem gegen Unterspiilung zu schit-
zen. Elektro- und Heizungsanlagen sollten oberhalb des HQ(100)-Wasserspiegels
installiert oder entsprechend gesichert sein. Imn Rahmen der allgemeinen Hochwas-
servorsorge bei Bauvorhaben sei hierbei auf die Empfehlungen zum hochwasser-
angepassten Bauen des Landkreises Harz hingewiesen.

Zusatzlich sind die Vorgaben der DIN 19712 ,Hochwasserschutzanlagen an Flie3-
gewassern“ zu beachten.

Fortsetzung der Stellungnahme - W eitere Hinweise zum Bebauungsplan:
Gewasser/Entlastungsqrében

In der Begriindung zum Bebauungsplan wurden aus der Studie des Suenbachs die fur
dieses Stadtgebiet geplanten Hochwasserschutzmanahmen aufgefiihrt und in der An-
lage 4 als Wasserflachen dargestellt. Die HochwasserschutzmaRnahmen sollen zu ei-
ner erheblichen Entlastung des Grabensystems in der Ortslage llsenburg fiihren. Da-
nach soll nach Durchfiihrung der HochwasserschutzmaRnahmen die innerértliche Lage
der Stadt llsenburg weitestgehend hochwasserfrei gestellt sein.

Bei einem Vergleich der zeichnerischen Festsetzung des Bebauungsplans mit der An-
lage 3a ist festzustellen, dass der Hochwasserentlastungsgraben westlich des Gehwe-
ges, zwischen Faktoreistrale und Teichstrale nicht als Wasserflache dargestellt ist.
Es wird daher empfohlen, die fur die geplanten HochwasserschutzmaRnahmen erfor-
derlichen Flachen im Bebauungsplangebiet auszuweisen. Bei der Ausweisung dieser
Flachen sind die fir die Unterhaltung der Hochwasserschutzanlagen erforderlichen
Flachen mit zu bertcksichtigen.

Der Verzicht auf die Ausweisung eines Unterhaltungsstreifens entlang des Suenbachs
wird kritisch gesehen. Unter Beriicksichtigung der Bedeutung des Suenbachs fir die
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schadlose Ableitung des Oberflachenwassers (insbesondere bei Hochwasserereignis-
sen) ist die ordnungsgemaRe Unterhaltung des Gewassers zu gewahrleisten. Das be-
deutet, die Zuganglichkeit zum Gewasser mit der erforderlichen Unterhaltungstechnik
ist zu gewahrleisten.

Abwé&guna:

Die Stellungnahme zur zeichnerischen Festsetzung des Hochwasserentlastungsgra-
bens ist unzutreffend. Der Graben wird im Plangeltungsbereich auf seiner vollen Lange
als Wasserflache der Zweckbestimmung Bach bzw. Graben festgesetzt.

Hinsichtlich des Unterhaltungsstreifens des Suenbachs wird der Bebauungsplanent-
wurf Uberarbeitet. GemaR der Abwagung zur Stellungnahme Nr. 15 des Unterhaltungs-
verbandes llse/Holtemme wird im Bebauungsplan an der dstlichen Grabenseite ein
durchgéangiger 3 m breiter Unterhaltungsstreifen festgesetzt. Da die Stadt Eigentimer
der betreffenden Freizeitgarten ist, kann die Verwirklichung im Rahmen von Pacht-
wechseln der betroffenen Garten sukzessive erfolgen.

Auf der westlichen Grabenseite soll kein Unterhaltungsstreifen errichtet werden, weil
die westseitige Grabenbdschung nach der 2011 erstellten Biotopkartierung zum ge-
setzlich geschiitzten Biotop Nr. Il (Hecken und Feldgehdlz) gehort, und die Ver-
buschung der Boschung naturschutzrechtlich erhalten bleiben soll.

Fortsetzung der Stellungnahme — Uberschwemmungsgebiet:

Die in der Begrindung unter 4.11 Uberschwemmungsgebiet, Punkt b, aufgefiihrte
HochwasserschutzmaRnahme fiir die Ausweisung von Bauflachen im Uberschwem-
mungsgebiet ist fachlich nicht priifbar. Die Ausweisung von Bauflachen im festgesetz-
ten Uberschwemmungsgebiet kann nur tber die Durchfiihrung eines separaten Ge-
nehmigungsverfahrens nach § 78 Abs. 2 WHG geklart werden.

Abwé&gung:

Es wird auf das erginzende Gutachten vom 29.11.2017 zur Uberpriifung des Uber-
schwemmungsgebietes verwiesen. Auf der Grundlage dieses Gutachtens wird ein ge-
sonderter Genehmigungsantrag nach § 78 Abs. 2 WHG gestellt.

Fortsetzung der Stellungnahme — Abwasser:
Seitens des Sachgebiets Abwasser bestehen keine Bedenken zur Planung.

Abwagung:
Kenntnisnahme.

Umweltamt / untere Bodenschutzbehérde

Fur den Geltungsbereich des Bebauungsplans sind in der Datei schadlicher Bodenver-
anderungen und Altlasten (sog. Altlastenkataster) nach derzeitigem Kenntnisstand kei-
ne altlastverdachtigen Flachen bzw. Altlasten sowie schéadliche Bodenveréanderungen
bzw. Verdachtsflachen bekannt.

Sollten Anhaltspunkte fur Kontaminationen bzw. organoleptische Auffalligkeiten (Ge-
ruch, Aussehen) des Bodens vorliegen, so ist die untere Bodenschutzbehorde des
Landkreises Harz unverzuglich zu informieren. Es ist dann eine weitergehende Unter-
suchung dahingehend erforderlich, ob der Verdacht einer schadlichen Bodenverénde-
rung oder Altlast besteht bzw. ausgeraumt werden kann. Zur Festlegung der weiteren
Verfahrensweise sind die entsprechenden MalRnahmen (Recherchen, Untersuchungen
usw.) mit der unteren Bodenschutzbehorde des Landkreises Harz abzustimmen.
Boden/Baugrund wurde vom Planungstrager entsprechend den Vorgaben der Bundes-
bodenschutzverordnung untersucht, das Bebauungsplangebiet ist fur die vorgesehene
Nutzung als allgemeines W ohngebiet geeignet.

Hinweise zu Bereichen mit entsorgungsrelevanten Belastungen im Boden werden in
der Begriindung dargestellt, sollten aber auch im Punkt E. Hinweise der Planzeichung
mit aufgenommen werden.

Abwé&gung:

Gemal der Empfehlung werden in den Bebauungsplan unter Punkt E. Hinweise zur
Bodenabfallentsorgung gegeben.

Fortsetzung der Stellungnahme:

3.4
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Unter Pkt. 4.14 der Begrindung wird die Mdglichkeit der Errichtung von Kinderspiel-
platzen dargestellt. Hier ist aus Sicht der unteren Bodenschutzbehérde des LK Harz
vor Errichtung der Nachweis zu erbringen, dass die strengeren Prifwerte der Bundes-
bodenschutzverordnung (Anhang 2 Nr. 1.4) fur Kinderspielflachen gegeniiber Wohn-
gebieten nachweislich firr diese Flachen eingehalten werden.

Abwé&gung:

Der Punkt E. Hinweise des Bebauungsplans wird gemaR der Stellungnahme erganzt.

Fortsetzung der Stellungnahme:

§ 1 des Ausfihrungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt zum Bundes-Boden-
schutzgesetz (Bodenschutz-Ausfiihrungsgesetz Sachsen-Anhalt- BodSchAGLSA) vom
02.04.2002 (GVBI. LSA S. 214) in der derzeit geltenden Fassung beinhaltet als Vor-
sorgegrundsatz den sparsamen und schonenden Umgang mit Grund und Boden, wo-
bei Bodenversiegelungen auf das notwendige MaR zu begrenzen sind. Der vorliegende
Bebauungsplan zielt auf die Innenentwicklung im Sinne einer Nachverdichtung ab, wo-
bei grundsétzliche Neuversiegelungen an anderer Stelle vermieden werden, was aus
Sicht der unteren Bodenschutzbehorde positiv bewertet wird.

Abwagung:
Kenntnisnahme.

Bauordnungsamt / Vorbeugender Brandschutz

1. Bestehende und entstehende Nutzungsgebiete und Anlagen missen so beschaffen
sein, dass der Entstehung und Ausbreitung von Feuer und Rauch vorgebeugt wird
und bei einem Brand die Rettung von Menschen und Tieren sowie eine wirksame
Brandbekampfung maoglich sind.

2. Bei Objekten mit einer Entfernung > 50 m zur 6ffentlichen Verkehrsflache und Ob-
jekten mit erforderlichen Aufstellflachen sind Zu- und Durchfahrten sowie Aufstell-
und Bewegungsflachen fir Feuerwehrfahrzeuge zu gewébhrleisten.

Die Flachen fiur die Feuerwehr sind entsprechend der ,Richtlinie tiber Flachen fir
die Feuerwehr" auszufihren.

3. Bei der Durchfiihrung von BaumafRnahmen ist eine jederzeitige Zufahrt, insbesonde-
re fir Fahrzeuge der Feuerwehr zu anliegenden Grundstiicken und zur Baustelle zu
gewahrleisten.

Bei StraRensperrungen und damit verbundenen Umleitungen sind die Integrierte
Leitstelle Feuerwehr/Rettungsdienst des Landkreises Harz (Tel. 03941/69999) so-
wie die ortlich zustandige Feuerwehr zu informieren.

4. Die Loschwasserversorgung (Grundschutz) ist entsprechend der geplanten Nutzung
gemald der Technischen Regel des DVGW-Arbeitsblatts 405 von der Stadt zu ge-
wabhrleisten. Fir die Léschwasserversorgung sind bei einer mittlerer Gefahr der
Brandausbreitung normgerechte Ldschwasserentnahmestellen mit einem Leis-
tungsvermaogen von 96 m/h (entspricht 1 600 I/min) tber 2 Stunden erforderlich.

Die max. zulassigen Entfernungen von Loschwasserentnahmestellen zu den Objek-
ten und Anlagen sind einzuhalten (Léschbereich im Umkreis von max. 300 m). Die
Regelwerke des DVGW sind einzuhalten.

Zur Sicherstellung des Léschwassers wurden zwei Hydranten benannt, welche aber
nicht ausreichend sind fir das gesamte Bebauungsplangebiet. Weiterhin ist der
Kitzsteinteich als Léschwasserentnahmestelle geplant. Hier ist zu beachten, dass
die Vorschriften der DIN 14 210 umzusetzen sind. Léschwasserentnahmestellen
sind durch Schilder nach DIN 4066 zu kennzeichnen.

Die Prifung zum baulichen Brandschutz der spéateren einzelnen Anlagen kann nur auf

der Grundlage der konkreten Bauunterlagen erfolgen.

Abwé&gung:

Die Hinweise Nr. 1-3 sind fur den Bebauungsplan unbeachtlich und werden in den

nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren bzw. erschlieBungstechnischen Fachpla-

nungen beachtet.

Der Hinweis Nr. 4 zur Sicherung der Loschwasserversorgung durch eine

Loschwasserentnahmstelle im Kitzsteinteich wird im Zuge der versorgungstechnischen
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Fachplanung beachtet.

Ordnungsamt / Katastrophenschutz, Kampfmittelbehérde

Zur vorgelegten Planung bestehen aus Sicht der Kampfmittelbehdrde weiterhin keine
Bedenken. Es wird jedoch darauf aufmerksam gemacht, dass der Fund von Kampfmit-
teln jeglicher Art nie ganz ausgeschlossen werden kann. W eiterhin wird vorsorglich da-
rauf hingewiesen, dass auf Grund von standigen Aktualisierungen die Beurteilung von
Flachen bei kiinftigen Anfragen ggf. von den bislang getroffenen Einschatzungen ab-
weichen kann.

Sonstige Hinweise:

Zustandig fir die Aufgaben nach der Gefahrenabwehrverordnung zur Verhiitung von
Schaden durch Kampfmittel (KampfM-GAVO) vom 20. April 2015 (GVBI. LSA S. 167)
sind gemaf} § 8 Nr. 1 und 2 die Landkreise, die kreisfreie Stadt Dessau sowie die je-
weiligen Polizeidirektionen anstelle der kreisfreien Stadte Halle und Magdeburg.

Sollten bei ErschlieBungsarbeiten Kampfmittel aufgefunden werden oder besteht ein
hinreichender Verdacht, ist umgehend der Landkreis Harz, Ordnungsamt, bzw. die In-
tegrierte Leitstelle des Landkreises Harz oder die nachstgelegene Polizeidienststelle zu
informieren. Alle weiteren Schritte erfolgen von dort aus.

Die Integrierte Leitstelle des Landkreises Harz, Friedrich-Ebert-Stral3e 42, 38820 Hal-
berstadt, ist Uber den Beginn von Vorhaben schriftlich (oder tUber Fax: 03941/69 99
240) zu informieren, damit die Leitstelle (iber die Vorhaben Kenntnis hat bzw. eventuel-
le Umleitungen fiir den Rettungsdienst und die Feuerwehren geplant oder die weitere
Befahrbarkeit der StraBen beachtet werden kénnen.

Abwé&gung:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und beachtet.

Gesundheitsamt / vorbeugender Gesundheitsschutz

1. Trinkwasserversorgung

Fur den Genuss und Gebrauch hat das Trinkwasser im Planungsgebiet den hygieni-
schen Anforderungen der Trinkwasserverordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 10. Méarz 2016 (BGBI. | S. 459), die durch Artikel 4 Absatz 21 des Gesetzes
vom 18. Juli 2016 (BGBI. | S. 1666) geandert worden ist, zu entsprechen.

Die Trinkwasserverordnung fordert im § 17 Abs.1 u. a. auch fur Materialwahl und Aus-
fihrung der Trinkwasser-Verteilungssysteme die Einhaltung der allgemein anerkannten
Regeln der Technik. Eine Verlegung der Trinkwasserleitungen hat unter Beachtung
des Standes der Technik derart zu erfolgen, dass dem Eindringen von Krankheitserre-
gern in das Leitungsnetz vorgebeugt wird. Es sind ausschlieBlich geprifte Materialien
einzusetzen.

Vor der Einbindung neu verlegter Leitungen ist durch eine mikrobiologische W asser-
probe gegenuber dem Gesundheitsamt nachzuweisen, dass die Parameter der Trink-
wasserverordnung, eingehalten werden.

Abwagung:

Der Hinweis ist fur den Bebauungsplan unbeachtlich und wird im Rahmen der versor-
gungstechnischen Fachplanung beachtet.

1. Abwasserentsorgung

Bei einer Verlegung von Abwasserleitungen sind das DVGW-Arbeitsblatt W-345
»Schutz des Trinkwassers in Wasserrohrnetzen vor Verunreinigungen“ sowie die DIN
19543 ,Allgemeine Anforderungen an Rohrleitungen fir Abwasserkanale und - Leitun-
gen“ zu beachten.

Abwagung:

Der Hinweis ist fir den Bebauungsplan unbeachtlich und wird im Rahmen der versor-
gungstechnischen Fachplanung beachtet.

2. Belange des Immissionsschutzes

Die Vorhaben sind derart zu realisieren, dass dem 8§ 1 des Bundes-

Immissionsschutzes Rechnung getragen wird, wonach der Mensch vor Gefahren, er-
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heblichen Nachteilen und erheblichen Beléstigungen zu schiitzen und dem Entstehen
schadlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen ist.

Abwagung:

Der Bebauungsplan wird u.a. unter Beachtung der Planungsgrundséatze nach § 1 Abs.
5 und 6 BauGB entwickelt. Die Beachtung der v.g. Grundsétze nach § 1 Bundes-
Immissionsschutzgesetz bei der Realisation obliegt den nachfolgenden Fachplanungen
und —arbeiten.

Sonstiger Hinweis zu 4.14 der Begriindung:

Mit der geplanten Nachverdichtung des Innenbereichs soll die bereits bestehende Inf-
rastruktur effektiver genutzt werden. Es wird ein allgemeines Wohngebiet entstehen. In
der Begriindung vom 15.03.2017 wird auf die Kindertagesstatte ,Kinderland am Eich-
holz* verwiesen. Es ist zu beruicksichtigen, dass die Kindertagesstatten der Stadt Il-
senburg zum jetzigen Zeitpunkt ihre Kapazitat erreicht haben. Da eine Ausnahmege-
nehmigung oder ein Anbau fur weitere Kinder nicht moglich ist, muss eventuell der Bau
einer neuen Kindertagesstatte eingeplant werden.

Abwé&gung:

Dem Hinweis wird bei entsprechendem Bedarf zu gegebener Zeit entsprochen.

Fachdienst Planung / Raumordnung, Kreisentwicklung

Keine Bedenken oder sonstigen Hinweise

Abwagung:
Kenntnisnahme

Umweltamt / untere Immissionsschutzbehorde

Keine Bedenken oder sonstigen Hinweise

Abwagung:
Kenntnisnahme

Umweltamt / untere Abfallbehérde

Keine Bedenken oder sonstigen Hinweise

Abwagung:
Kenntnisnahme

Bauordnungsamt / Bauordnungsrecht

Keine Bedenken oder sonstigen Hinweise

Abwagung:
Kenntnisnahme

Stadtebau, Baurecht

Bisher gegebene Hinweise werden wie folgt erganzt: Die Darlegungen zum Bedarf an
Wohnbauland (Planungsgrund) kénnen nachvollzogen werden.

Abwagung:
Kenntnisnahme

Fortsetzung der Stellungnahme:

Gem. der Begriindung wird flr einen Entlastungsgraben fir den Suenbach ein wasser-
rechtliches Verfahren nach WHG durchgefiihrt. Das Ergebnis der Planfeststellung soll
als nachrichtliche Ubernahme in den Bebauungsplan aufgenommen werden.

Abwagung:
Der Hinweis wird beachtet.

Zur Art der Nutzung:

Ob die Festsetzung zu den Ferienhdusern so zulassig wird, kann erst nach Bekannt-

werden des Wortlauts der Anderung des BauGB bzw. der BauNVO (soll in Kirze in

Kraft treten) beurteilt werden. Bisher war die Festsetzung nicht méglich, insbesondere

ging man davon aus, dass Gebaude mit nur Ferienwohnungen dem Gebietserhal-

tungsanspruch entgegen stehen (Kippen von WA in SO-Ferienhaus). Dies kénnte im
12
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vorliegenden Fall auch befiirchtet werden. Ferienwohnungen versprechen eine héhere
Rendite als Wohnungen und llsenburg besitzt ein hohes Erholungspotential.

Um ein Unterordnen und die Einhaltung der Wohnruhe zu gewéhrleisten (Begriindung
zur Art der Nutzung), wére es aber auf jeden Fall geboten, neben der Anzahl der Bet-
ten auch die untergeordnete Nutzung von Ferienwohnen gegeniiber Wohnen im Ge-
béude festzusetzen. Dann hat der Eigentimer, egal ob er das Hausrecht selbst ausubt
oder vermietet, auf jeden Fall ein Interesse an einer Ruheregelung und die Stadt als
Ordnungsbehérde weniger Aufwand.

Abwé&gung:

GemaR der am 3.11.2017 in Kraft getretenen Anderung des § 22 BauGB und der am
21.11.2017 in Kraft getretenen Anderung der BauNVO wird die textliche Festsetzung
Nr. 1 folgendermaRen geandert:

Zulassig sind Wohngebaude, baulich untergeordnete Neben- bzw. Zweitwohnungen
mit hochstens 4 Betten je Gebaude, nicht stérende Handwerksbetriebe, Anlagen fiir
kirchliche, kutlturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke und Raume fir
freie Berufe i.S. von § 13 BauNVO. Ausnahmsweise kénnen zugelassen werden Be-
triebe des Beherbergungsgewerbes, baulich untergeordnete Ferienwohnungen als
sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe bzw. als kleine Betriebe des Beherbergungs-
gewerbes sowie Anlagen fur Verwaltungen.

Fortsetzung der Stellungnahme:

Zur Anbindung an die LandesstraRe ist die Landesstralenbaubehérde zu beteiligen.
Abwé&gung:

Die LandesstralRenbaubehorde wurde beteiligt (siehe Ziffer 6).

Sonstige Hinweise (ohne Anspruch auf Vollstandigkeit):

- Ortliche Gestaltungsvorschrift C, Pkt. 3: nicht mehr GO LSA, sondern Kommunal-
verfassung

- in Begriindung unterschiedliche Aussagen zu offentlichem (Pkt. 4.11, Uber-
schwemmungsgebiet) bzw. privatem ( Pkt 4.12, Private Grunflachen) Park nérdlich
der Flache, die die Stadt als Eigentuimer fir Altenwohnungen angedacht hat.

Ich bitte Sie, die gegebenen Hinweise fir die weitere Planung zu bertcksichtigen.
Diese Stellungnahme gilt, solange sich nichts anderes aufgrund der Anderung von
Rechtsgrundlagen ergibt oder bis neue rechtsrelevante Erkenntnisse bekannt werden.
Ich bitte Sie, den Landkreis Harz auch weiterhin tber den Verlauf der Planung zu in-
formieren, insbesondere um Mitteilung Uber das Abwagungsergebnis und Ubersen-
dung von 1 Ausfertigungsexemplar, wenn der Bauleitplan auch X-Planungskonform
dem Landkreis Harz zur Verfuigung steht, oder nach wie vor um 2 Ausfertigungsexemp-
lare.

Abwagung:
Die Hinweise werden beachtet.

Regionale Planungsgemeinschaft Harz, 10.04.2017

Die RPGHarz nimmt gemaf § 2 Abs. 4 in Verbindung mit § 21 Abs. 1 Landesentwick-
lungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt vom 23.04.2015 (LEntwG LSA) fir ihre Mit-
glieder, zu denen der Landkreis Harz und der Landkreis Mansfeld-Siidharz mit den
Stadten Sangerhausen und Allstedt, der Gemeinde Sudharz und der Verbandsge-
meinde Goldene Aue gehdrt, die Aufgabe der Regionalplanung fiir die Region Harz
(Sachsen-Anhalt) wahr.

Fur den Betrachtungsraum sind die Belange der Raumordnung auf der Ebene der
Landesplanung im Landesentwicklungsplan 2010 des Landes Sachsen-Anhalt
(LEP2010) vom 16.02.11 (GVBI. LSA Nr. 6/2011 vom 11.03.11) per Verordnung gere-
gelt. Auf der Ebene der Regionalplanung sind entsprechend § 4 Raumordnungsgesetz
(ROG) die im Regionalen Entwicklungsplan fiir die Planungsregion Harz (REP Harz)
verankerten Ziele der Raumordnung von o&ffentlichen Stellen bei raumbedeutsamen
Planungen und MafRnahmen in Abwagungs- und Ermessensentscheidungen zu beach-
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ten und Grundsatze zu beriicksichtigen. Der REPHarz in der Beschlussfassung vom
09.03.09 wurde mit der 6ffentlichen Bekannt- machung vom 23.05.09 in der Pla-
nungsregion Harz in Kraft gesetzt. Danach erfolgte die 1. und 2. Anderung des RE-
PHarz, in Kraft getreten durch o&ffentliche Bekanntmachung vom 22.05./29.05.10 sowie
die Erganzung des REPHarz um den Teilbereich Wippra, in Kraft getreten durch die 6f-
fentliche Bekanntmachung vom 23.07./30.07.11. Im Zuge einer seit 2011 laufenden
(Teil-) Fortschreibung des REPHarz zum Sachlichen Teilplan ,Zentralértliche Gliede-
rung“ wurde mit Beschluss der Regionalversammlung vom 24.10.16 der 2. Entwurf des
Sachlichen Teilplanes ,Zentralortliche Gliederung” fur das zwischenzeitlich abge-
schlossene Anhorungs- und Beteiligungsverfahren freigegeben. Derzeit wird die dies-
beziigliche Abwagung vorbereitet. Mit Bekanntmachung vom 19.12.2015 wurde die
Planungsabsicht zur (Teil-) Fortschreibung des REPHarz zum Sachlichen Teilplan ,Er-
neuerbare Energien-Windenergienutzung” 6ffentlich bekannt gemacht. In diesem Ver-
fahren hat die Regionalversammlung noch keine weiteren Beschliisse gefasst.

Gemaf Runderlass des MLV vom 13.01.2016-44-20002-01 obliegt die Feststellung der
Raumbedeutsamkeit der obersten Landesentwicklungsbehorde. Sofern das Vorhaben
als raumbedeutsam im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 6 ROG eingestuft wird, prift die obers-
te Landesentwicklungsbehorde die Vereinbarkeit eines Vorhabens mit den Erfordernis-
sen der Raumordnung (LEP2010 und REPHarz).

Durch die Regionale Planungsgemeinschaft wird lhnen mitgeteilt, ob und welche in
Aufstellung befindlichen Ziele der Raumordnung vom Vorhaben betroffen sind. Nach
Prifung der Antragsunterlagen kann festgestellt werden, dass das geplante Vorhaben
den in Aufstellung befindlichen Zielen der Raumordnung des 2. Entwurfes der Teilfort-
schreibung ,Zentralortliche Gliederung” des REP Harz nicht entgegensteht.
Unabhangig von der Feststellung der Raumbedeutsamkeit gema? § 3 Abs. 1 Nr. 6
ROG gilt jedoch das Anpassungsgebot des § 1 Abs. 4 BauGB fur alle Bauleitplane an
die Ziele der Raumordnung (Urteil des BVerwG vom 30.01.2003-4 CN14.01)
Abwé&gung:

Kenntnisnahme.

Amt fir Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Mitte, 17.03.2017

Gegen das Vorhaben bestehen keine Einwande.

Abwagung
Kenntnisnahme.

Landesstralenbaubehorde, Regionalbereich West, 17.03.2017

Zu den im Internet unter www.stadt-ilsenburg.de zum Download zur Verfigung ge-
stellten Unterlagen ... erhalten Sie von Seiten der LSBB folgende fachtechnische
Stellungnahme:

1. Zustandig fir die klassifizierten Straf3en in der Baulast des Bundes und des Lan-
des ist im Landkreis Harz der Regionalbereich West (RB West) der Landesstra-
Renbaubehdrde.

2. Belange des RB West werden durch die o. g. Bauleitplanung innerhalb der Er-
schlieBungsbereiches der L 85 OD lisenburg beriihrt.

3. Bei der Aufstellung der o.g. Bauleitplanung ist das Straengesetz des Landes
Sachsen-Anhalt (StrG LSA) vom 06. Juli 1993 (GVBI. LSA 1993, S. 334, zuletzt
geandert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 17. Dezember 2014 (GVBI. LSA S.
522, 533) zu beachten.

4. Der o. g. Bebauungsplan wird aufgestellt, um die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen fir die Revitalisierung und Nachverdichtung der brachliegenden Flachen
zwischen Bahnhof und Innenstadt zu schaffen. Gegen dieses Vorhaben bestehen
vom Grunde keine Bedenken.
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5. Der gesamte Plangeltungsbereich sollte, wie im Entwurf vom 12.12.2011 (gemaf
Punkt 4.8.1 der Begriindung - StraBenverkehrsflache, FuRwege, Fahrrechte) vorge-
schlagen, durch eine von der Teichstral3e abgehende Planstral3e erschlossen wer-
den.

6. Die nunmehr vorgesehenen sidlichen Anbindungen des Plangebietes an die L 85
OD lIsenburg ,FaktoreistralRe* gehen auf die Vorschlage des Vorentwurfes (Stand:
04.04.2011) zuriick.

Die Anbindung der Planstrale an die L 85 ,Faktoreistrae” ist aus verkehrsplaneri-
scher Sicht nicht unproblematisch. Deshalb empfehle ich der Stadt llsenburg, der
Bauleitplanung eine zwischen dem StraBenverkehrsamt und der Kommune abge-
stimmte Fachunterlage beizulegen, die alle Randbedingungen (Ful3gangeriiberweg
zur Schule, Sichtverhaltnisse aufgrund der ,straBennahen Bebauung“ des Hotels
JIsenburger Hof“, Zufahrt zum Hotelparkplatz, etc.) betrachtet.

Fur das Bemessungsfahrzeug des Plangebietes sollte der Schleppkurvennachweis
er-bracht werden.

Zu 1-4: Kenntnisnahme

Zu5:  Aufgrund des am 17.07.2012 in Kraft getretenen Uberschwemmungsgebiets

der llse ist die im Bebauungsplanentwurf vom 12.12.2011 geplante Erschlie-
Bung von der TeichstralRe wasserrechtlich nicht mehr zulassig.
Die OD ist nach Stral3enrecht fir die ErschlieBung angrenzender Grundstiicke
bestimmt. Analog gilt das auch fiir neue Planstral3en im festgesetzten Sanie-
rungsgebiet fiir die Innenstadt (siehe EAE-95 Kap. 2.3 Stadtkernnahe Altbau-
gebiete und RAS-K-1 Kap. 0.1). Nach RAS-K-1 Kap. 0.1 Geltungsbereich ge-
hért die Faktoreistralle zur Kategoriegruppe C (angebaute und anbaufahige
Hauptverkehrsstral3e innerhalb bebauter Gebiete).

Zu 6: Fur die Einmindung der Planstrale/Faktoreistrale wurde vom Ing.-Biro
EVPLAN GmbH eine mit dem StraRenverkehrsamt abgestimmte fachtechni-
sche Planung mit Schleppkurvennachweis erstellt und seitens der Stadt mit
den von der StralBenplanung betroffenen Privateigentimern abgestimmt. Der
Bebauungsplan nebst Begriindung wurde auf dieser Grundlage Uberarbeitet.
Ein verkleinerter Auszug dieser Planung wird in Anlage 3 der Begriinung dar-
gestellt.

Landesamt fur Denkmalpflege und Archéaologie Sachsen-Anhalt, Arché&ologische
Denkmalpflege, 24.04.2017

Das LDA hat bereits mit Schreiben vom 26.05.2011 und 19.01.2012 Stellungnahmen
... abgegeben. Diese Stellungnahmen bleiben weiterhin guiltig.

Stellungnahme vom 26.05.2011:

Im Bereich des o0.g. Bebauungsplans sind nach dem gegenwartigen Kenntnisstand kei-
ne archaologischen Kulturdenkmale (gem. DenkmSchG LSA § 2,2) bekannt.

Die ausfuihrenden Betriebe sind lber die Einhaltung der gesetzlichen Meldepflicht im
Falle unerwartet freigelegter archaologischer Funde oder Befunde zu belehren. Nach §
9,3 DenkmSchG LSA sind Befunde mit dem Merkmal eines Kulturdenkmals ,bis zum
Ablauf einer Woche nach der Anzeige unveréndert zu lassen, eine wissenschaftliche
Untersuchung durch das o0.g. Landesamt oder von ihm Beauftragter ist zu erméglichen.
Das Vorhaben ist mit den Zielen der archéologischen Denkmalpflege vereinbar. Bei
Fragen wenden Sie sich bitte an den Bearbeiter, Herrn Olaf Kirbis (Tel. 03476/398846
oder 0172/3914599).

Abwéguna:

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen bzw. im Rahmen nachfolgender Aus-
fihrungsplanungen beachtet.
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Nach Durchsicht und Priifung der in 0.g. Zusammenhang vorgelegten Planungsunter-
lagen sind keine baulichen MaRnahmen bzw. Veranderungen erkennbar, die Aus-
bau/Substanz, Funktion bzw. Steuerung sowie das Erscheinungsbild der unmittelbar
beriihrten Denkmalgesamtheiten der ehem. Papiermiihle ,Kitzstein“ (Hochofenstrale
31 a/b) und des ,Teich- und Grabensystems der hist. Miihlen- und Hittenwasserver-
sorgung“ nachteilig verandern.

Vor o.g. Hintergrund bestehen aus Sicht der Baudenkmalpflege keine grundsétzlichen
Einwénde. Als Ansprechpartner fir Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege steht
lhnen Herr Philipp (0345-2939768) zur Verfligung.

Abwéagung

Kenntnisnahme

Stellungnahme vom 19.01.2012

Das LDA hat bereits im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung der Tréger offentlicher
Belange mit Schreiben vom 26.05.2011 eine Stellungnahme ... abgegeben. Diese Stel-
lungnahme bleibt weiterhin giiltig. Die Belange der archaologischen Denkmalpflege
wurden im vorliegenden Entwurf zum ... Bebauungsplan (Stand: 12.12.2011) beriick-
sichtigt.

Aus Sicht der Bau- und Kunstdenkmalpflege gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand
keine Bedenken gegen die ... Mal3nahme.

Fortsetzung der (aktuellen) Stellungnahme:

In den vorliegenden Planungsunterlagen (Stand: 15.03.2017) wurden die Belange der
archaologischen Denkmalpflege bericksichtigt (Planunterlage E. Hinweise 3, Begrin-
dung, S. 24).

Abwagung:
Kenntnisnahme

Landesamt fiir Geologie und Bergwesen, 20.04.2017
Aus den Bereichen Geologie und Bergwesen kann lhnen folgendes mitgeteilt werden:

Bergbau

Bergbauliche Arbeiten oder Planungen, die den MaRgaben des Bundesberggesetzes
unterliegen, werden durch das Vorhaben/die Planung nicht beriihrt. Hinweise auf még-
liche Beeintrachtigungen durch umgegangenen Altbergbau liegen dem LAGB fir den
Standort nicht vor.

Abwé&gung:

Kenntnisnahme.

Geologie

Zum Bebauungsplan Nr. 27 "Kitzsteinteich" gibt es aus ingenieurgeologischer Sicht
nach derzeitigen Erkenntnissen keine Bedenken. Vom tieferen Untergrund ausgehen-
de, geologisch bedingte Beeintrachtigungen der Gelandeoberflache sind im Plangebiet
nicht bekannt.

Die Ergebnisse der Baugrunduntersuchungen vom 04.05.2011 stellen fur die geologi-
sche Landesaufnahme wertvolle Informationen dar. Sie sind entsprechend der aktuel-
len Fassung des Lagerstattengesetzes dem Landesamt fur Geologie und Bergwesen
Sachsen-Anhalt zur Verfiigung zu stellen.

Abwagung:

Dem Hinweis wird gefolgt.

Zum Planvorhaben liegen lhnen bereits mehrere Stellungnahmen des LAGB vor, die
auch ausfihrliche Hinweise zu den hydrogeologischen Verhaltnissen und der Entsor-
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gung des Niederschlagswassers enthalten. Ergebnisse von Baugrunduntersuchungen
lagen dem LAGB bisher nicht vor.

Im nun eingereichten Entwurf Il werden unter Punkt 3.1 der Begriindung Ergebnisse
der 2011 und 2016 durchgefuihrten Untersuchungen zusammengestellt, die unsere Er-
kenntnisse auf der Basis von Archivdaten bestatigen. Daher wird hier letztlich postu-
liert, dass ,vorrangig Losungen zur Ableitung der im Rahmen der Bebau-
ung/Versiegelung anfallenden Oberflachenwasser erforderlich” sind.

Trotzdem steht unter Punkt 4.11: ,....wird deshalb in Abstimmung mit der unteren Was-
serbehorde praventiv festgesetzt, dass das auf den Baugrundstiicken anfallende unbe-
lastete Oberflachenwasser soweit nach den Bodenverhéltnissen méglich zu versickern
ist...".

Die Abstimmung mit der unteren Wasserbehérde ist fiir uns nicht nachvollziehbar, da
uns die Abwagung nur teilweise mit Punkt 7. LAGB ubergeben wurde - die verwiesene
Abwagung zur Stellungnahme 2.5 fehlt ganz. Um Vernassungsprobleme und daraus
resultierende Beeintrachtigungen des Wohls der Allgemeinheit zu vermeiden, wird
dringend eine Uberpriifung und Prézisierung der Entsorgungsplanungen empfohlen.
Aufgrund der nunmehr offensichtlich nachgewiesenen ungiinstigen hydrogeologischen
Bedingungen wird auch die Prifung von MaRnahmen zur Reduzierung anfallender
Niederschlage, Ruckhalte- und Nutzungsvarianten empfohlen, jedoch unbedingt mit ei-
nem Uberlaufanschluss an einen Vorfluter bzw. die 6ffentliche Niederschlagsentwésse-
rung.

Abwé&gung:

Die Planbegriindung wird Uberarbeitet. Die Stellungnahme und die Ergebnisse der Un-
tersuchungen von 2011 und 2016 werden im Rahmen der nachfolgenden erschlie-
Bungs- und entwasserungstechnischen Fachplanung beachtet.

Es wurden der nachgeforderte Teil der Abwagung 2.5 sowie das bisher unbekannte
Entwasserungsgutachten vorgelegt.

Daraus ist eindeutig erkennbar, dass sowohl LAGB als auch UWB und Gutachten zu
den gleichen Erkenntnissen kommen. Letztendlich ist die Ableitung des Nieder-
schlagswassers Uber neu zu bauende Kanale mit Anbindung an das vorhandene Ka-
nalnetz WAHB erforderlich.

Ausnahmen sind lediglich fiir versiegelte Flachen < 20 m? vorgesehen. Fir Dachfla-
chen von Garagen und Carports wird jedoch nicht die Festsetzung einer Versickerung
empfohlen, sondern vorzugsweise Zwischenspeicherung zur Nutzung (z. B. Gartenbe-
wasserung) und einer flachenhaften Versickerung des Uberschusswassers.

Aus dem Punkt 4.11 der Begriindung der hierzu bewertenden Unterlagen ist die schad-
lose Entsorgung des Niederschlagswassers nicht ersichtlich. Der Text entspricht nicht
dem Abwégungsergebnis und bedarf deshalb einer Uberarbeitung.

Abwé&gung:

Die Begrundung wird gem. der geg. Hinweises Uberarbeitet.

Landesamt fur Vermessung und Geoinformation, 29.03.2017

Keine Bedenken oder Anregungen.

Abwagung:
Kenntnisnahme.

Bundesanstalt fir Immobilienaufgaben, 29.03.2017

Als Tréager offentlicher Belange ist der Bund, soweit die Bundesanstalt fir Immobilien-
aufgaben zusténdig ist, durch das ... Vorhaben nicht berihrt. Als Eigentiimerin ergeht
ggf. eine gesonderte Stellungnahme.

Abwagung:
Kenntnisnahme.
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Stadt Wernigerode, 25.04.2017

Keine Einwande oder Hinweise.

Abwagung:
Kenntnisnahme.

Stadt Bad Harzburg, 21.03.2017

Die von Ihnen vorgelegte Planung beriihrt keine Aufgaben im Zustandigkeitsbereich
der Stadt Bad Harzburg. Unsererseits sind keine Planungen mit Relevanz fiir lhr Vor-
haben beabsichtigt oder eingeleitet. Informationen, die ihnen fiir die Ermittlung und
Bewertung des Abwagungsmaterials zweckdienlich sein kdnnten, liegen nicht vor.
Abwé&gung:

Kenntnisnahme.

Bundesamt fir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-
wehr, 28.03.2017

Durch ... die Planung werden Belange der Bundeswehr nicht bertihrt und nicht beein-
tréchtigt. Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage bestehen daher
zu der Planung seitens der Bundeswehr als Trager ¢ffentlicher Belange keine Einwéan-
de.

Abwagung:
Kenntnisnahme.

Wasser- und Abwasserverband Holtemme-Bode, 20.04.2017

Das ... Bebauungsplangebiet kann an die 6ffentliche Schmutz- und Regenwasserkana-
lisation angeschlossen werden.

Das anfallende Niederschlagswasser soll entsprechend Punk 9.5 in Richtung llse ab-
gefiihrt werden. Dies muss wasserrechtlich noch gepriift und genehmigt werden. Ent-
scheidend hierbei sind die tatsachlich anfallenden Niederschlagswasser aus dem Be-
bauungsplangebiet. Zum jetzigen Zeitpunkt ist dazu noch keine abschlieBende Aussa-
ge moglich.

Das anfallende Schmutzwasser ist in Richtung TeichstralRe abzuleiten und nicht in
Richtung Faktoreistrale, da hier schon ein hydraulischer Engpass vorhanden ist.
Abwé&gung:

Die nachfolgende abwassertechnische Fachplanung wird in Abstimmung mit der unte-
ren Wasserbehdrde sowie dem Wasser- und Abwasserverband erstellt.

Fortsetzung der Stellungnahme:

Der Verband bendtigt fur die Leitungsverlegung von Schmutz- und Niederschlagswas-
ser eine grundbuchliche Sicherung in Richtung Teichstral3e sofern dorthin kein 6ffentli-
cher Weg bzw. Stral3e vorgesehen wird.

Abwé&gunq:

Kenntnisnahme. Hinweis: Die v.g. Schmutz- und Niederschlagswasserleitungen sollen
Uber eine festgesetzte offentliche Griinflache/Parkanlage verlegt werden.

Unterhaltungsverband , llse/Holtemme*, 26.04.2017

Nach Durchsicht der Planungsunterlagen haben wir festgestellt, dass der Suenbach
Gewasser-Nr. 058-00-00, Gewasser zweiter Ordnung, durch das Ostliche Plangebiet
verlauft. Bei den anderen dargestellten Graben handelt es sich nicht um Gewaésser
zweiter Ordnung und somit nicht in der Unterhaltungspflicht des Unterhaltungsverban-
des.

An der westlichen Bdschungsseite des Suenbaches sollte ein 3 m bzw. 5 m breiter
Streifen fir die Unterhaltung von Bebauung und Baumen frei gehalten werden.

An der 6stlichen Grabenseite/Bdschungsseite sollte sukzessive ein 2 m breiter durch-
gangiger Unterhaltungsstreifen fir Kleintechnik geschaffen werden (z.B. bei Pacht-
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wechsel der Gérten).

Abwé&gung:

Da nach der 2011 erstellten Biotopkartierung die westseitige Grabenbdschung zum
gesetzlich geschitzten Biotop Nr. Il (Hecken und Feldgehélz) gehort, soll die Ver-
buschung der Béschung erhalten bleiben.

Zur Unterhaltung des Suenbachs wird deshalb an der 6stlichen Grabenseite ein durch-
gangiger 3 m breiter Unterhaltungsstreifen festgesetzt. Da die Stadt Eigentimer der
betreffenden Freizeitgarten ist, kann die Verwirklichung im Rahmen von Pachtwech-
seln der betroffenen Gérten sukzessive erfolgen.

Harzer Verkehrsbetriebe GmbH, 11.04.2017

Die von uns wahrzunehmenden offentlichen Belange werden durch den Bebauungs-
plan ... nicht beruihrt. Planungen diesbeziiglich wurden von uns bisher weder beabsich-
tigt noch eingeleitet.

Mit Dienstleistungen des Offentlichen Personennahverkehrs (OPNV) wird das Gebiet
bereits jetzt ausreichend versorgt. In der Nahe befinden sich die Bushaltestellen ,llsen-
burg Bahnhof*, ,llsenburg Hochofenstrae“ und ,llsenburg Faktoreistral3e* des Regio-
nalverkehrs.

Abwagung:

Kenntnisnahme

Stadtwerke Wernigerode, 03.04.2017

Keine Einwande gegen das Bebauungsplanverfahren.

Abwagung:
Kenntnisnahme

Die mit Schreiben vom 12.05.2011 gemachten Hinweise / Anregungen haben weiterhin
Bestand.

Eine Versorgung des Plangebietes mit Trinkwasser ist grundsatzlich moglich, bedarf
jedoch nach Kenntnis der zu erwartenden Verbrauchszahlen weiterer Planungen. Fur
eine mdgliche zukunftige ErschlieRung des Plangebietes mit Trinkwasser ist zu beach-
ten, dass der erforderliche unterirdische Bauraum in den o&ffentlichen Verkehrswegen
zur Verfugung steht.

Abwé&gung:

Kenntnisnahme und Beachtung im Zuge der nachfolgenden versorgungstechnischen
Fachplanungen.

Fortsetzung der Stellungnahme:

Die Errichtung von Léschwasserhydranten i.R. des vorbeugenden Brandschutzes so-
wie die Bereitstellung von Ldschwasser aus dem Trinkwassernetz der Stadtwerke
Wernigerode GmbH ist nicht moglich. Eine Mitbenutzung unserer technischen Hydran-
ten ist nur i.R. der ,Vereinbarung Mitbenutzung von Hydranten“ moglich.
Beschlussempfehlung:

I.R. des fruihzeitigen Beteiligungsverfahrens wurde abgewogen, dass der Brandgrund-
schutz nach den technischen Regeln des DVGW ,Arbeitsblatt W 405 (mind. 800 I/min
fur eine Loschzeit von 2 Stunden) geméaR Vereinbarung ber den Hydranten Nr. 27
(Hochofenstrale) bereitgestellt werden kann. Au3erdem steht der angrenzende Kitz-
steinteich zur Verfigung. Dies wird i.R. der spateren ingenieurtechnischen Erschlie-
Bungsplanung genauer untersucht und fachtechnisch geplant.

Fortsetzung der Stellungnahme:

Geplante BaumaRnahmen im Geltungsbereich des B-Planes sind mit grofter Sorgfalt
auf Grundlage des DVGW Regelwerk ,Hinweise fir Manahmen zum Schutze von
Versorgungsleitungen* GW 315 vom Mai 1979 und den Hinweisen der Stadtwerke
Wernigerode GmbH zu SchutzmalBnahmen bei erdverlegten Versorgungsleitungen
durchzufiihren.
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Weiterhin sollten Sie bei Ihrer Planung beachten, wenn Baumpflanzungen vorgesehen
sind, dass sie dem DVGW Regelwerk ,Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer
Versorgungsleitungen* GW 125 vom Marz 1989 entsprechen.

Sollten Umverlegungen unserer Versorgungsleitungen notwendig werden, ist dies
rechtzeitig der Stadtwerke Wernigerode GmbH mitzuteilen, damit eine 6rtliche Abstim-
mung erfolgen kann. Eine Umverlegung erfolgt zu Lasten des jeweiligen Auftragge-
bers.

Absperrschieber; Hydranten oder andere Armaturen sind dem neuen Stral3enniveau,
auf Kosten des Auftraggebers, wieder anzugleichen. Bei der Ausfuhrung von Tiefbau-
arbeiten (auch bei Vorabschachtung) ist von der ausfiihrenden Firma unbedingt eine
Leitungsauskunft bei uns einzuholen.

Wir bitten Sie, uns bei der weiteren Planung zu beteiligen, um etwaige Probleme recht-
zeitig kléren zu konnen.

Abwéagung:

Die Hinweise werden i.R. spaterer Ausfiihrungsplanungen und BaumaRnahmen be-
achtet.

Fortsetzung der Stellungnahme vom 03.04.2017:

Ist im Zuge der ErschlieRung des Plangebietes die Mitbenutzung privater Grundstiicke
zur Verlegung unserer Versorgungsleitung notwendig, so sind diese durch entspre-
chende Grunddienstbarkeiten dinglich zu sichern.

Bei der Ausfiihrung von Bauarbeiten im Plangebiet sind unsere Versorgungsleitungen
gemall dem DVGW Regelwerk ,Hinweise fir MaBnahmen zum Schutze von Versor-
gungsleitungen” GW 315 vom Mai 1979 und den Hinweisen der Stadtwerke Wernige-
rode GmbH zum Schutze erdverlegter Versorgungsleitungen entsprechend zu sichern.
Ein Mindestabstand von 0,40 m anderer Leitungen zu unseren Versorgungsleitungen
ist einzuhalten.

Weiterhin sollten Sie bei lhrer Planung beachten, wenn Baumbepflanzungen vorgese-
hen sind, dass sie dem DVGW Regelwerk ,Baumbepflanzungen im Bereich unterirdi-
scher Versorgungsanlagen"” GW 125 vom Mérz 1989 entsprechen.

Sollten Umverlegungen unserer Versorgungsleitungen notwendig werden, ist dies
rechtzeitig der Stadtwerke Wernigerode GmbH mitzuteilen, damit eine 6rtliche Abstim-
mung erfolgen kann. Eine Umverlegung erfolgt zu Lasten des jeweiligen Auftragge-
bers. Vor Beginn der Umverlegungsarbeiten kann eine Kostenschatzung erstellt wer-
den.

Bei der Ausfuhrung der Tiefbauarbeiten (auch bei Vorabschachtung) ist von der aus-
fihrenden Firma unbedingt eine Leitungsauskunft bei uns einzuholen.

Abwégung:

Die Hinweise werden i.R. spaterer Ausfihrungsplanungen und BaumaRnahmen be-
achtet.

Vodafone Kabel Deutschland GmbH, 27.04.2017

Eine Ausbauentscheidung trifft Vodafone nach internen Wirtschaftlichkeitskriterien.
Dazu erfolgt eine Bewertung entsprechend lhrer Anfrage zu einem Neubaugebiet. Bei
Interesse setzen sie sich bitte mit dem Team Neubaugebiete in Verbindung.

Abwagung:
Kenntnisnahme.

Deutsche Telekom, 21.04.2017

Im Planbereich befinden sich keine Telekommunikationslinien der Telekom. Ein Uber-
sichtsplan liegt dem Schreiben als Anlage bei. .... Werden Anschlisse an das Tele-
kommunikationsnetz der Telekom benétigt, bitten wir rechtzeitig (mindestens 3 Monate
vor Baubeginn) mit uns, in Verbindung zu treten. Es wird dann gepruft, wie und mit
welcher Telekommunikationsinfrastruktur das neue Wohngebiet versorgt werden kann.
Dabei spielen wirtschaftliche Griinde sowie ausreichende Planungssicherheit eine gro-
3e Rolle. Eine koordinierte ErschlieBung ist wiinschenswert.
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Abwagung:
Die Hinweise werden i.R. spaterer Ausfihrungsplanungen und BaumafRnahmen be-
achtet.

Wir bitten folgenden fachlichen Hinweis in die Begriindung des Bebauungsplanes auf-
zunehmen:

In allen Stral’en bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer
Leitungszone in einer Breite von ca. 0,30 m fur die Unterbringung der Telekommunika-
tionslinien vorzusehen. Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt tiber
Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen” der Forschungsge-
sellschaft fur Straen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013, zu beachten.

Fur nicht offentlich gewidmete Verkehrsflachen, die aber zur Versorgung genutzt wer-
den, bitten wir um die Eintragung von Leitungsrechten, zu Gunsten der Telekom
Deutschland GmbH.

Abwé&gung:

Die Hinweise werden i.R. spaterer Ausfihrungsplanungen und BaumaRnahmen be-
achtet.

Avacon AG, 29.03.2017

Grundsatzlich stimmen wir dem Bebauungsplan zu.

Abwagung:
Kenntnisnahme

Die im Plangebiet befindlichen NS-Kabel unseres Verantwortungsbereiches dirfen
durch die Manahmen nicht in Mitleidenschaft gezogen werden. Mdégliche Beriihrungs-
punkte sind im Vorfeld mit uns abzustimmen.

Bei Pflanzungsarbeiten in der Nahe unserer Anlagen weisen wir auf das Merkblatt tiber
Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen der Forschungsgesell-
schaft fir Straen und Verkehrswesen hin.

Im Zuge der ErschlieBung bieten wir lhnen gleichzeitig eine kostengiinstige Planung
und Errichtung der StraRenbeleuchtungsanlagen an. Durch eine gemeinsame Verle-
gung der Energieversorgungsanlagen und der StraRenbeleuchtungsanlagen entstehen
Synergieeffekte, die wir an unseren Auftraggeber weiterreichen kénnen.

Bei der VerauRRerung offentlicher Grundstiicke bitten wir gemaR Konzessionsvertrag in
Absprache mit Avacon eine beschrankte personliche Grunddienstbarkeit zu Gunsten
von Avacon zu veranlassen.

Abwégung:

Die Hinweise werden i.R. spaterer Ausfihrungsplanungen und BaumafRnahmen be-
achtet.

Harz Energie Netz GmbH, 23.03.2017

Im Planungsbereich betreiben wir eine Vielzahl von Gasversorgungsanlagen zur Ver-
sorgung der vorhandenen Objekte. Die Leitungstrassen durfen nicht Gberbaut oder mit
tiefwurzelnden Gehdlzen iberpflanzt werden. Der Bestand der Anlagen muss weiterhin
gesichert bleiben.

Neu geplante Grundstiicke kdnnen bei Bedarf angeschlossen werden, sofern eine
Wirtschaftlichkeit vorliegt. Gern unterbreiten wir entsprechende Angebote. Wir bitten
darum, uns ggf. frihzeitig in die weiteren Planungen einzubeziehen, sofern sie aus
versorgungstechnischer Sicht von Belang sind.

Abwé&gung:

Die Hinweise werden i.R. spaterer Ausfihrungsplanungen und BaumaRnahmen be-
achtet.
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Enwi AR, 22.03.2017

Es bestehen keine Bedenken.

Abwagung:
Kenntnisnahme.

Industrie- und Handelskammer Magdeburg, 24.04.2017

Im Abwagungsprotokoll zum Bebauungsplan aus dem Jahr 2012 wird darauf verwie-
sen, dass die Entwicklung des Plangebietes nicht ohne Einschrankungen der in unmit-
telbarer Nachbarschaft des Geltungsbereiches ansassigen Gartnerei (Margarete Roh-
de und Ulrich Zens GbR)erschlossen werden kann.

Aus Sicht der IHK Magdeburg ist es nach wie vor notwendig, die Standortsicherung
und -entwicklung der Gartnerei zu gewabhrleisten. Die gewerbliche Tatigkeit darf durch
die heranriickende Wohnbebauung und die PlanstraRe nicht beeintrachtigt werden.
Kleine und mittlere Unternehmen bilden das Fundament der Wirtschaft Sachsen- An-
halts. Die Attraktivitat einer Kommune definiert sich tber eine wirtschaftliche Vielfalt, in
der neben groRen Unternehmen insbesondere kleine zur Wertschépfung beitragen. Ein
Miteinander von Arbeiten und Leben kann daher fir die Stadt llsenburg nur férderlich
sein.

Abwégung:

Der Betreiber der Gartnerei beabsichtigt, die Gartnereiflache aus Altersgrinden zu ver-
kleinern und mittelfristig ganz aufzugeben. Deshalb hat die Stadt mit ihm vereinbart,
den Ausbau der Planstrale abgestimmt auf diese betriebliche Entwicklung sukzessive
vorzunehmen.

Handwerkskammer Magdeburg, 27.04.2017

Es bestehen keine Beriihrungen unserer Belange und somit keine Bedenken.
Abwé&gung:

Kenntnisnahme

Fortsetzung der Stellungnahme:

Wir weisen darauf hin, dass bei der Bebauung die Belange und der Bestandsschutz
evtl. ansassiger Handwerksbetriebe zu beachten sind, in ihrer Tétigkeit nicht einge-
schrankt werden dirfen und keine Behinderung der Wirtschaftswege erfolgt
Abwé&gung:

Kenntnisnahme. Es wird auf die obige Abwagung der Stellungnahme der IHK Mag-
deburg verwiesen.

Keine Stellungnahmen

Seitens der ubrigen angeschriebenen Behodrden und sonstigen Trager offentlicher Be-
lange, die keine Stellungnahme abgegeben haben, wird davon ausgegangen, dass sie
zurzeit keine Anregungen vorzubringen haben:

- Landesbetrieb fir Hochwasserschutz und W asserwirtschaft

- Gemeinde Nordharz

- Avacon AG, Steuerung Netzdienste

- Polizeirevier Harz

22



	‎X:\PROJEKTE\ILSENBURG\Kitzsteinteich\ENTWURF II-2018\PDF-Beschlussvorlage\Bg-Titel.pdf‎
	‎X:\PROJEKTE\ILSENBURG\Kitzsteinteich\ENTWURF II-2018\PDF-Beschlussvorlage\Bg-05-18.pdf‎
	‎X:\PROJEKTE\ILSENBURG\Kitzsteinteich\ENTWURF II-2018\PDF-Beschlussvorlage\Anlage 9-Abwägung.pdf‎

